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Präsident Miklas eröffnet die Sitzung um 10 Uhr

15 Min. vorm, und erklärt das Protokoll über die

Sitzung vom 14. Dezember als genehmigt.

Eingelangt sind Regierungsvorlagen, betr. die

Verlängerung des Bauaufwandbegünstigungsgesctzes

vom Jahre 1923 (B. 481), betr. die Verlängerung

der Gültigkeit des Artikels V, § 4, der Personal¬

steuernovelle vom Jahre 1920 in der Fassung des

Artikels HI der Personalsteuernovelle 1925 (B. 482)

und über Abänderungen des Steuer- und Gebühren-

begünstignugsgesetzes vom Jahre 1922, B. G. Bl.

Nr. 308 vom Jahre 1924 (B. 483).

Es wird zur T. O. übergegangeu, das ist der

Bundcsvoranschlag und Bundesfinanzgesctz für das

Jahr 1926 (B. 444).

Die Spezialdebatte über den 4. Abschnitt wird

fortgesetzt.

Dr. Schumacher: Hohes Haus! Unter den An¬

trägen, die zu diesem Kapitel im Mindcrheitsbcricht

angeführt sind, befindet sich auch einer, der darauf

abzielt, daß der Bundesbcitrag zum Kleinreutner-

sonds von 4 Millionen auf 8 Millionen Schilling

erhöht werde. Da die Abgeordneten der Mchrheits-

partcien im Au-schuffe gegen diesen Antrag gestimmt

haben und gezwungen sein werden, auch im hohen

Hause gegen diesen Antrag zu stimmen, könnte leicht

die Meinung entstehen, daß uns die Kleinrentner

nicht am Herzen liegen und daß wir den: Klein-

rentnerproblem nicht jene Bedeutung zumcffcn, die

ihm doch allgemein zugeschrieben wird. Um solchen

irrigen Auslegungen von vornherein zu begegnen,

habe ich mir heute das Wort erbeten.

Niemand wäre glücklicher als ich, dem das

Schicksal zuteil geworden ist, in diesem hohen

Hause der Kleiurentnerreferent zu sein, wenn es

möglich wäre, die Post für Kleinrentncrfürsorge, so

wie cs in dem Anträge Hölzl u. Gen- vorgeschlagen

ist, auf das Doppelte zu erhöhe». Ich wäre damit

von einer großen Sorge befreit. Die Beihilfen, die

den Kleinrentnern gegenwärtig ans den schon im

vorigen Budget eingesetzten 4 Millionen Schilling

gegeben werden, bewegen sich in den Ländern

zwischen 15 und 25 8 im Monat, ja, in manchen

Ländern sind sie sogar noch bedeutend niedriger.

In Wien beträgt der monatliche Beitrag allerdings

45 oder 48 8, allein ein so hoher Beitrag konnte

nur dadurch erzielt werden, daß man in Wien ganz

besonders streng bei der Aufnahme unter die Klein¬

rentner war, so streng, daß man heuer sogar eine Sperre

verhängt hat, so daß jetzt Hunderte von Personen,

die nach den Richtlinien des Ministeriums für

soziale Verwaltung Anspruch darauf hätten, als

Kleinrentner betrachtet zu werden, darauf warten

müssen, bis von den bisherigen Kleinrentnern, die

diese Rente beziehen, der eine oder der andere mit

Tod abgeht, damit sic dann nachrücken können. Das
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sind selbstverständlich außerordentlich traurige Zu¬

stände. Wenn nun die Post von 4 Millionen ans

8 Millionen Schilling verdoppelt würde, würde das

in Wien zwar nicht zu einer Verdoppelung der

Rente führen, aber es könnten dann doch alle, die

nach den Richtlinien Anspruch haben, mit einem

einigermaßen entsprechenden Betrag, der sich vielleicht

um die 70 8 herumbewegen würde, versorgt werden.

In den Ländern aber, wo man bei der Aufnahme

unter die Kleinrentner vielfach wohl etwas zu weit

gegangen ist, könnte, wenn endlich genau sestgestellt

wird, wer zu den Kleinrentnern gehört und wer

nicht dazugehört — die. Möglichkeit ist jetzt ge¬

geben, weil das Ministerium für soziale Verwaltung

in sehr dankenswerter Weise genaue statistische Er¬

hebungen veranlaßt hat —, diese monatliche Rente

gewiß mehr als verdoppelt, sie könnte auf einen

Betrag von ungefähr durchschnittlich 50 8 erhöht

werden. Damit wäre gewiß nicht alles geschehen,

was wir wünschen und was wir im Interesse der

Kleinrentner für notwendig erachten, aber es wäre

doch ein sehr bedeutender Schritt nach vorwärts

getan.

Wenn wir trotzdcni nicht für den Antrag Hölzl

u. Gen. stimmen können, so sind vor allem budgetäre

Gründe niaßgebend. Ich habe mich schon im

Frühsommer des heurigen Jahres, als das Budget

noch in Vorbereitung stand, um eine Erhöhung

dieser Post bemüht, mußte aber leider die Segel

streichen vor den Gründen, die mir der Herr Minister

für soziale Verwaltung geltend gemacht hat. Er hat

gesagt, daß die Ansprüche, die für die Jnvaliden-

versorgung und dann für die Arbeitslosen an das

Budget des Ministeriums für soziale Verwaltung

gestellt werden, derart gewachsen sind, daß er un¬

möglich auch eine Erhöhung der Post für die Klein¬

rentner eintrcten lassen könne. Wenn nun schon

damals, zu der richtigen Zeit, eine Erhöhung dieser

Post nicht durchzusetzen war, so werden die ver¬

ehrten Herren von der Gegenseite ja einsehen, daß

wir jetzt noch weniger für die Erhöhung stimmen

können. Es ist das Vorrecht der Minderheit — ein

Vorrecht, um das wir von der Mehrheit Sie oft

beneiden —, daß Sie Anträge stellen können, die

einem Bedürfnisse, einem Wunsche der Allgemeinheit

entsprechen. Wir andern aber, die wir aus unseren

Reihen die Regierung gestellt haben und die wir

die Verantwortung tragen müssen, können es nicht

auf uns nehmen, das Budget durch die so bedeutende

Erhöhung dieser Post in Unordnung zu bringen, da

ja eine Deckung hiefür nicht vorgesehen ist.

Aber cs kommen für diese ganze Frage auch noch

grundsätzliche Erwägungen in Betracht. Wir sind

der Ansicht, daß es nicht Aufgabe des Staates

allein sein kann, für die Kleinrentner zu sorgen,

sondern daß für diese bedauernswertesten Opfer der

Geldentwertung erstens alle diejenigen beisteuern

sollten, die durch die Geldentwertung gewonnen

haben, und zweitens die Gemeinden, die dadurch,

daß man die Kleinrentner nicht der Armenvcrsorgung

zur Last fallen läßt, eine gewisse Entlastung ihres

Armenbudgets erfahren. Von diesem Gedanken ist

der Gesetzentwurf getragen, den ich für den

Kleinrentner-Unterausschuß ausgearbcitct habe. Mein

verehrter Abgeordnetenkollege Dr. Kienböck hat in

seiner gestrigen großen und bedeutungsvollen Rede,

die einen Markstein in der volkswirtschaftlichen

Bewegung und in den volkswirtschaftlichen Kämpfen

der Gegenwart bedeutet, auf diesen meinen Antrag

bereits hingewiesen und den Wunsch ausgesprochen,

daß doch aus Grund dieses von mir beantragten

Gesetzentwurfes baldigst in die Beratung der Frage

der Kleinrcntnerunterstützung eingegangen werde. Ich

möchte diesen Wunsch ganz besonders betonen. Die

Herren von der linken Seite haben dadurch, daß

sie den Antrag Hölzl zu dem Kapitel „Soziale

Verwaltung" eingebracht haben, ja auch nichts

anderes dokumentiert, als daß sie eine Verbesserung

des Loses der Kleinrentner, und zwar eine sehr

rasche Verbesserung dieses Loses wünschen. In

diesem Wunsche sind wir also eigentlich von beiden

Seiten des Hauses einig, nur die Wege sind noch

verschieden. Aber auch gegen den Weg, den ich in

meinem Gesetzentwürfe vorgeschlagen habe, sind

grundsätzliche Bedenken von der linken Seite des

Hauses nicht geltend gemacht worden. Wenn man

im Sommer nicht dazukam, diesen Entwurf zu

erledigen, war mehr der Gedanke maßgebend, daß

vielleicht durch Annahme eines derartigen Gesetz¬

entwurfes eine viel größere Frage, nämlich die all¬

gemeine Aufwertungsfiage, in irgendeiner Form

beeinträchtigt werden könnte.

Ich möchte nun bitten: lassen Sie nicht das

Bessere den Feind des Guten sein! Der Herr

Minister für soziale Verwaltung hat in sehr dankens¬

werter Weise den Kleinrentnern jetzt ein kleines

Weihnachtsgeschenk geboten, indem er es möglich

gemacht hat, daß die Dezemberrate, die den Klein¬

rentnern ausbezahlt wird, um die Hälfte erhöht wird.

Ich möchte wünschen, daß auch wir Parteien des

hohen Hauses den Kleinrentnern eine Weihnachtsgabe

bieten. Wir können natürlich jetzt vor Weihnachten

ein Kleinrentnergcsetz nicht mehr fertigmachen, wir

können aber gemeinsam das Versprechen geben,

daß wir uns unmittelbar nach den Weihnachts¬

ferien zusammensetzen und einträchtig darüber beraten

wollen, wie wir möglichst bald den Kleinrentnern

zu Hilfe kommen können. Mögen wir uns fern vom

Kanonendonner des Mietenausschusses zu diesem

Zweck auf einer friedlichen Insel zusammenfinden!

(Beifall. — Zivischenmfe.)

Hartmann: Der Herr Minister für soziale Ver¬

waltung hat am Montag unter anderem aus¬

geführt, daß das höchste Gut des Staates das
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Leben und die Gesundheit seiner Bürger sei, und

man nmßte annchmcn, daß der Minister bestrebt

sei, alles nur mögliche vorzukehren, um die Gesund¬

heit und das Leben der Bürger dieses Staates zu

schützen. Er hat auch unter anderem von der

Gewerbeiuspektion gesprochen, und ich will nun mit

einigen Worten untersuchen, ob denn bezüglich der

Gewerbeinspcknon alles vorgekehrt wurde, was

diesen Organen, die vom Staate zum Wohle der

Arbeiterschaft eingesetzt wurden, die Möglichkeit

bietet, ihrer Aufgabe nachzukommen. Wenn wir uns

das Gesetz vom 14. Juli 1921 über die Gcwerbe-

inspektion ansehcn, müssen wir konstatieren, daß zum

Beispiel die 88 9 bis 12 Bestimmungen enthalten,

die beim besten Willen des Gcwerbeinspektors nicht

die Handhabe bieten, Maßnahmen zum Schutze des

Lebens und der Gesundheit der Arbeiter durchzu¬

setzen. Diese Paragraphen sprechen wohl davon,

daß der Gewerbeinspeklor die Betriebe und Bctriebs-

stätten inspizieren soll, daß er, wenn er Mißstände

findet, sie abzustellen hat. Sie sprechen auch davon,

daß er die Möglichkeit hat, ja daß es seine Pflicht

ist, über Vorgefundene Mißstände die Anzeige an

die politische Behörde erster Instanz zu machen.

Es heißt in diesen Paragraphen auch, daß die

politische Behörde dann den betreffenden Unter¬

nehmer beauftragen, beziehungsweise Strafen über

jenen Unternehmer verhängen kann, der das Leben

und die Gesundheit der Arbeiter in seinem Betriebe

nicht entsprechend schützt. Diese Paragraphen sprechen

auch davon, daß der Gewerbeinspeklor eingreisen

kann, aber es wird sofort hinzugefügt, daß dem

Unternehmer das Recht des Rekurses zusteht, wogegen

sich dann nichts sagen ließe, wenn dem Gewerbe¬

inspektor das Recht gegeben würde, bei Gefahr

unverzüglich ohne die politische Behörde erster

Instanz die Betriebsstätte zu sperren, wenn er der

Überzeugung ist, daß durch Unfälle die Arbeiter an

ihrer Gesundheit oder an ihrem Leben Schaden

leiden könnten. Wenn man daher will, daß wirklich

die Gewerbcinspektoren mit Erfolg ihrer Pflicht

Nachkommen sollen, ist cs meiner Ansicht nach not¬

wendig, daß unter allen Umständen diese Para¬

graphen des von mir zitierten Gesetzes insoweit ab¬

geändert werden, daß den Gcwcrbeinspektoren auch

Vollzugsgewalt zuerkannt Ivird.

Ich möchte nur ein einziges Beispiel anführen:

Wenn ich mir das Baugewerbe anschane und

beobachte, wie Gerüste durchgcführt, wie bei Erd¬

bewegungen, bei Tunnclbauten die Täufungen und

die Pölzungen gemacht werden, so kann oft schon

der Laie beobachten, daß bei diesen Vorkehrungen

sich unter allen Umständen ein Unglück ereignen

muß. Wenn nun der Gewerbeinspektor einen solchen

Betrieb inspiziert, wird er auf den ersten Blick

erkennen, daß hier das Leben und die Gesundheit

der Arbeiter bedroht ist. Was kann er dagegen

tun? Er kann den Unternehmer beauftragen, sofort

alle Sicherheitsmaßnahmen vorznkehren, damit ein

Unglück verhütet werde. Das ist aber auch alles.

Wenn es der Unternehmer nicht macht, so kann

der Gewerbeinspeklor die Anzeige an die politische

Behörde erstatten und beantragen, daß der Unter¬

nehmer bestraft wird. Aber sonst steht ihm nicht

allzuviel Recht zu. Bevor nun die politische Behörde

entsprechend einschreitct, ist das Unglück in der

Regel schon geschehen oder aber, was noch häufiger

vorkommt, cs ist, bevor die politische Behörde die

entsprechenden Maßnahmen durchführt, um Unglücks¬

fälle zu verhüten, diese Arbeitsstelle oft schon

wieder geräumt. Wenn man also wirklich mit

Erfolg dahin wirken will, daß die Schntzbestim-

mungen in den Betrieben znni Wohle der Arbeiter

vollinhaltlich eiugehalten werden, wenn man wirklich

ernstlich darangehen will, das Leben und die

Gesundheit der Arbeiter zu schützm, so muß unbe¬

dingt das Gesetz nach der Richtung abgeändert

werden, das; dem Gewerbeinspektor ebenfalls ein

Vollzngsrecht eingeränmt wird. Wenn der Gewerbc-

inspektvr verfügt, daß der Betrieb sofort zu sperren

ist, wenn nicht Abhilfe geschaffen wird, so kann der

Unternehmer noch immer dagegen den Rekurs

ergreifen. Es wird der Betrieb dann solange stehen,

bis die politische Behörde entschieden hat. Aber zu¬

mindest ist das eine sicher, daß dadurch das Leben

der Arbeiter geschützt ist.

Ich habe vorhin erwähnt, daß die politische

Behörde auch Strafen verhängen kann. Sie ist ver¬

pflichtet, den Gewerbeinspektor davon in Kenntnis

zu setzen. Die Strafen, die hier verhängt werden,

sind abex so lächerlich gering, daß jeder klug und

kaufmännisch rechnende Unternehmer sich sagen

ivird: Ich lasse mich lieber strafen, bevor ich diese

Maßnahmen durchführe, weil mich die Strafe

billiger kommt, als wenn ich diese Anordnungen

durchführe. Ich gebe zu, daß das in Betrieben viel¬

leicht weniger tragisch ist als bei den Saison-

gewcrben, wo sich die Arbeitsstelle innerhalb kurzer

Zeit verwandelt, bei Bauten usw. Da ist cs unbe¬

dingt notwendig, daß den Gewerbcinspektoren mehr

Vollzugsgewalt eingeräumt wird.

Ich möchte ans eine weitere Bestimmung dieses

Gesetzes verweisen. Der 8 1, Absatz 2, sagt zum

Beispiel, daß die Bundes-, Landes- und Gcmeinde-

betriebe der Inspektion seitens der Gcwcrbe-

inspektoren nicht unterstehen, wohl aber die wirt¬

schaftlichen Betriebe. Wie legt man nun diese Be¬

stimmung des Gesetzes aus? Es werden nun sehr

viele Flußrcgulierungen und in letzter Zeit auch

Wildbachverbaunngen durchgeführt. Da sind Betricbs-

stütten, an denen 100, 200, auch 300 und

400 Arbeiter beschäftigt werden. Die Bauleitungen

stellen sich nun auf den Standpunkt, sie seien

Bundes- oder Landesbetriebe, bei ihnen habe ein
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Gewerbeinspcktor nichts zu suchen, und sie verbieten

es sich ganz energisch, daß ein Gewerbeinspeklor

solche Betriebe inspiziert. Ich habe mir erlaubt, im

vorigen Jahre einige Beispiele dafür anzuführcn,

wie viele Arbeiter an diesen Arbeitsstellen ihr

Leben, wie viele ihre Gesundheit verloren haben,

und ich habe schon im vorigen Jahre an den Herrn

Minister für soziale Verwaltung das Ersuchen

gerichtet — es wäre eine so kleine, einfache

Arbeit —, ein Rundschreiben hinauszugcben, in

welchem das Bundesministerium für Land- und

Forstwirtschaft, dem ja jetzt die Flußregulieruugen

und Wildbachverbauungen unterstehen, und seine

Organe angewiesen werden, die gesetzlichen Bestim¬

mungen zu beachten, und anderseits einen Erlaß

an die Gewcrbeinipeklorate zu richten, in welchem

diese an ihre Pflicht erinnert und darauf aufmerk¬

sam > gemacht werden, daß die Flußrcgulicrungcn und

Wildbachverbauungen wirtschaftliche Betriebe sind,

die inspiziert werden und in denen die Schutz-

bestimmnngcn cingehnlten werden müssen. An diesen

Arbeitsstellen gibt es Unterkünfte für die Arbeiter

in der Regel nicht, die Arbeiter Hausen auf dem

Lande in Stadeln oder in Baracken, wenn einmal

eine ausgestellt wird, die jeder Hygiene Hohn

sprechen. Die Arveitszcit beträgt zehn und zwölf

Stunden, daö Bctricbsrätegesetz kennt man nicht,

weil man eben ans dem Standpunkte steht, das

seien Bundcsbetriebe oder Landeobetriebc, und sagt,

für uns gilt überhaupt kein Gesetz, wir machen,

was wir wollen. Das alles ist nach meiner Über¬

zeugung nur darum möglich, weil der Herr Minister

für soziale Verwaltung dabei ruhig zuschaut und

seiner primitivsten Pflicht nicht nachkommt, sowohl

das Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft wie

auch die Gewerbeinspcktoren darüber zu belehren,

daß das Gesetz ausdrücklich die Inspektion wirt¬

schaftlicher Betriebe vorschreibt und daß das wirt¬

schaftliche Betriebe sind.

Ich richte daher heute neuerlich an den Herrn

Minister für soziale Verwaltung das dringende Er¬

suchen, endlich einmal durch ein kurzes Rundschreiben

oder einen Erlaß die kompetenten Stellen davon in

Kenntnis zu setzen, daß diese Betriebe wirtschaftliche

Betriebe sind, die von der Gewcrbeinspektion in¬

spiziert werden müssen, und daß auch in diesen

Betrieben die sozialpolitischen Gesetze Beachtung

finden müssen.

Sie mögen aus diesen beiden Beispielen ersehen,

daß unsere Gesetze noch lange nicht so beschaffen

find, daß man sich ruhig sagen könnte, alles ist vor-

gcsorgt, das höchste Gut des Staates, das Leben

und die Gesundheit der Arbeiter, wird in diesem

Staate wirklich geschützt.

Wenn ich mir erlaubt habe, eine kleine Kritik an

dem bestehenden Gesetze zu üben, so möchte ich mir

nun noch etwas anderes anzuführen erlauben. Wie

schaut es mit den Gewerbeinspektoren überhaupt aus?

Der Herr Minister hat Montag in seiner Rede ge¬

sagt, daß er bestrebt ist, neue Organe anzustcllen,

damit die Betriebe wirklich besser und öfter inspi¬

ziert werden könnten. Er hat aber sofort hinzu-

gcfügt, es ergebe sich dabei nur eine Schwierigkeit,

nämlich die, daß sich ausgebildete technische Organe

nicht finden, die eine solche Stelle annehmen.

Mir ist bekannt, daß zum Beispiel jetzt sieben oder

acht neue Organe in der Gewerbcinspcktion Aufnahme

finden sollten. Das war die Absicht, wie man nach

außen hin hören konnte. Durchgeführt wird es aber

nicht werden, und zwar deshalb, weil der Herr

Minister selbst gesagt hat: Wir möchten es ja gerne

tun, aber es will niemand anbeißcn, weil der Gehalt

zu klein ist. Ja, ich bitte, wenn der Staat nicht

einmal so viel Geld übrig hat, daß er die geringen

Gehalte für so wichtige Organe bezahlen kann, so

kann man wohl ruhig behaupten, daß die Bundes¬

regierung sich um das Wohl und Wehe der Arbeiter¬

schaft in diesem Staate schon gar nicht kümmert.

Ich begreife es ja, daß ein technisch ausgebildetes

Organ, ein Techniker, wenn man ihm zumutet, daß

er für einen Monatsgehalt von eineinhalb Millionen

Kronen Dienst machen, daß er Dienstreisen durch¬

führen soll, für die er so geringe Diäten und Reije-

pauschalien erhält, sich sagt: Wenn ich so viele Jahre

auf der Schulbank gesessen bin und nichts verdient

habe, dann verzichte ich gern ans einen solchen

Posten. Im Laufe der letzten Jahre sind sogenannte

inspizierende Beamte, die aus dem Arbeiterstande

entnommen wurden, ebenfalls angestcllt worden;

aber auch die können ihrer Pflicht nicht Nachkommen,

weil auch für sic die Bezahlung viel zu gering ist.

Daraus ergibt sich auch, daß zum Beispiel in Graz

nur drei, inklusive einer Dame vier Jnspektions-

kräfte sind, in Leoben nur drei und in Klagenfurt

für das ganze Land Kärnten ebenfalls nur drei

Jnspektionskräste. Ich möchte das Jnspektorat in

Leoben hcrausgreifen, dessen Tätigkeitsgebiet sich über

ganz Obersteicr erstreckt. Wir haben in Obersteier die

Schwerindustrie, dort sind tausende und aber tausende

Arbeiter in einer Unmasse von Betrieben beschäftigt

und es ist ganz unmöglich, daß drei Beamte ein so

großes Gebiet überwachen können. Es ist ganz un¬

möglich, unter diesen Umständen mit Erfolg dahin¬

zuwirken, daß die Bestimmungen über den Arbeiter¬

schutz in den Betrieben Beachtung finden. Wir haben

in der Nähe von Leoben den Ort Donawitz mit

den großen Werken der Alpinen Montangesellschaft.

Dort sind in diesem Jahr, wie alljährlich, eine ganze

Menge tödlicher Unfälle vorgekommen. Ich möchte

einen charakteristischen Fall herausgreifen. Wir haben

im Laufe des Sommers Gasunfälle gehabt, Gas¬

vergiftungen. Ein Arbeiter steigt in einen Schacht

hinein, in dem Gas enthalten ist, und wird betäubt;

der zweite Arbeiter versucht, seinen Berufskollegen
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zu retten, gerät ebenfalls in das Gas und verliert

sein Leben. Weitere Arbeiter trauen sich nicht mehr

hincinzusteigcn, um nicht ebenfalls wie ihre Kollegen

das Leben zu verlieren. Nach langer Zeit findet

man endlich die vorgeschriebencn Apparate, um bei

solchen Unfällen mit Erfolg eingreifen zn können,

die sogenannten Gasniasken. Man findet sic erst nach

langer Zeit, nachdem die Arbeiter schon vollständig

vergiftet waren. Aber selbst als man die Gasmasken

und den Apparat hatte, war noch lange nicht an

Rettung zu denken, und zwar deshalb, weil wieder

niemand da war, der diese Apparate hätte ent¬

sprechend bedienen können. Das geschieht in einem

Werk, in dem 4000 Arbeiter beschäftigt sind und in

dem sich fast täglich Unfälle ereignen, und zwar am

Sitz eines Gcwerbeinspektoratcs. Hier möchte ich mir

eine kleine Kritik am Gewerbcinspektorat in Leoben

überhaupt erlauben. Wenn das Gewerbcinspektorat

in Leoben seine Pflicht erfüllen würde, wäre ein

solcher Fall glattweg unmöglich; denn nach meiner

Meinung ist es Pflicht des Gewerbcinspektors, daß

er nicht bloß ab und zu einen Betrieb inspiziert,

sondern er müßte in einen solchen Betrieb gehen

und sagen: Wo sind alle Schntzvorkehrungen und

Apparate, die zur Rettung von verunglückien Ar¬

beitern notwendig sind? Wo ist die Bedienungs¬

mannschaft? Führt mir das einmal vor, ob die

Sache wirklich funktioniert. Aber das Gcwerbe-

inspektorat tut das nicht und ist daher mit schuld

daran, wenn solche Unfälle sich ereignet haben. Erst

nach langer Zeit hat der Gewerbeinspektor sich ent¬

schlossen, in diesen: Betriebe nachzuschaucn, warum

und wieso eigentlich diese tödlichen Unfälle entstanden

sind. In diesem Falle trifft das Gcwerbeiusp. ktorat

in Leoben, den Gewerbeinspektor, gleichfalls eine

Schuld. Allerdings verstehe ich, daß, wenn ein In¬

spektor in einem solchen Gebiete gewissenhaft arbeiten

will, er sehr bald unmöglich ist, denn cs erhebt sich

gegen ihn sofort ein Widerstand von seiten der

Unternehmerschaft, und unsere Regierung gibt nur

allzu gerne dem Widerstand der Unternehmer nach.

Ein solcher Gewcrbeinspcktor muß dann, nachdem

wir in der Ära des Abbaues leben, befürchten, so¬

fort abgebaut zu werden. Das mag die Ursache

sein, warum so mancher Gewerbeinspektor nicht voll

und ganz seiner Aufgabe nachkommt. Aber man

muß sagen, in einem Gebiete, wo so große Betriebe

sind, wo täglich sich Unfälle ereignen, müssen vor

allein Inspektoren sein und diese müssen einen solchen

Rückhalt bei der Regierung finden, daß der Wider¬

stand der Unternehmer gegen die Inspektionen ihrer

Betriebe unwirksam wird.

Der Bundesminisler für soziale Verwaltung hat

selbst vorgestern das Kapitel des Reiscpauschales

angeschnitten. Ich muß sagen, er hat zugegeben,

daß es nicht allzu hoch ist, aber er hat gemeint, es

kann auch nicht höher sein, weil sonst die Herren

Beamten Diäten schinden könnten. (Minister Doktor

Resch: Das habe ich nicht gesagt!) So ähnlich

hat es geklungen. Sie haben allerdings sofort hin-

zugesügt, die Beamten müssen und sollen inspizieren,

dazu sind sie da. Wenn sie das wirklich tun, dann

muß ich sagen, das Reiscpanschale, das Sie, Herr

Minister, als ausreichend bezeichnet haben, ist viel

zu gering. Wenn ein Inspektor, um beim Gewcrbe-

iuspeklorat' Leoben zn bleiben, nach Donawitz,

Judenburg, Vordernberg, Eisenerz und Rottenmann

fahren muß, um zu inspizieren, dann ist das

Rcisepauschale viel zu gering, da muß er von seinem

Gehalte zusetzen und kann seine Familie nicht ent¬

sprechend erhallen.

Allerdings haben wir in Österreich Institute, die

ein Interesse daran haben, daß die Schutzmaß-

nahmen für die Arbeiter mehr beachtet werden und

es daher nicht ungerne sehen, von ihrem eigenen

Standpunkt ans, daß die Inspektionen rasch und

öfters durchgeführt werden, damit sich weniger Un¬

fälle ereignen, weil, je mehr Unfälle sich ereignen,

dies für diese Institute von finanziellem Nachteile

ist. Um sich nun vor solchen finanziellen Nachteilen

zn schützen, haben diese Institute einen Betrag aus-

gcworfen, ich glaube, wenn ich mich recht erinnere,

in der Höhe von einer Milliarde Kronen im Jahre.

Die Bundesregierung oder vielnichr das Buudcs-

ministerium für soziale Verwaltung will aber diesen

Betrag, der von bestimmten Instituten jährlich ans-

geworfcn wird, nicht für die Gewerbeinspcktion ver¬

wenden, sondern will ihn einem anderen Zwecke

,rnführen. Ich habe die Überzeugung, daß dieser

Weg unrichtig ist; denn diese Milliarde Kronen, die

diese Institute für einen bestimmten Zweck ans-

geworfen haben, soll auch wirklich diesem Zwecke

zugeführt werden.

Ich will noch ein anderes Krpitcl anschneiden.

Ich habe schon vorher ein Beispiel angeführt, wie

es auf den Bauten zugeht. Ich gebe zu, daß das

Bundes Ministerium für soziale Verwaltung, was

Steiermark betrifft, insoweit den Wünschen der

Bauarbeiter Rechnung getragen hat, daß ein Sonder-

inspektorat errichtet wurde. Aber auch hier ist bloß

ein halber Schritt getan. Wenn den Wünschen der

Bauarbeiterschaft vollständig entsprochen werden soll,

dann muß die Bestimmung, die jetzt vorhanden ist,

daß dem Sondcrinspcktorat für das Baugewerbe

bloß die Ingenieurbauten in Obersteier unterstellt

sind, abgeändert werden. Es müssen dem Sonder-

inspektorat alle Bauarbeiten in Steiermark unter¬

stellt werden. Ich würde das auch vom Stand¬

punkte der Ersparnngsmaßnahmen für praktisch halten,

denn hätten wir ein Sondcrinspcktorat für Graz

und Obersteiermark, so wäre es nicht notwendig,

zur Inspizierung von Baumeisterarbeiten den In¬

spektor aus Leoben zu holen. Das halte ich für
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unrationell, weshalb ich von dieser Stelle den drin¬

genden Wunsch ausspreche, das Ministerium für

soziale Verwaltung möge endlich darangchen, diese

Verordnung insoweit zu vervollständigen, daß dem

Sondcrinspektorat für das Baugewerbe sämtliche

Bauten von Steiermark unterstellt werden.

Nun, hohes Haus, möchte ich mich mit einigen

Worten der Rede des Herrn Ministers für soziale

Verwaltung vom Montag zuwcnden. Der Herr

Minister hat am Eingang seiner Ausführungen von

den Invaliden und Kriegsbeschädigten gesprochen

und im wesentlichen ausgeführt, es tue ihm wirklich

sehr leid, daß deren Wünsche nicht erfüllt werden

können, weil der Bund kein Geld besitzt, um die

Renten der Kriegsbeschädigten und Invaliden auf-

zubesscrn. Ich habe diese Ausführungen nicht recht

verstanden, und wenn ich mir die gestrige Debatte

vor Augen halte, verstehe ich sie noch weniger. Der

Minister sagt, der Bund babe für Kricgsinvalide

und Kriegsbeschädigte kein Geld, aber gestern haben

wir bei Abführung einer lebhaften Debatte van der

Ministerbank mit großer Energie ein Plädoyer

dafür gehört, ein Gesetz abzubaucn, dessen Abbau

dem Bund Milliardetl von Kronen für eine Klasse

kosten würde, die bestimmt besser gestellt ist als die

Kriegsinvaliden und Kriegsbeschädigten. Ist der

Minister für soziale Verwaltung derselben Meinung

wie sein Miuisterkollege, der für den Abbau des

Mieterschutzes eintritt, bei dem der Bund Milliarden

von Kronen für die Hausbesitzer ausgebcn kann?

Das verstehe ich nicht. Man kann diese Ansicht

nicht ernst nehmen. Der Herr Minister bat auch

von der Arbeitslosenversicherung gesprochen und in

bezug auf eine Anfrage des Kollegen Sailer gemeint,

im Burgenland gehe das nicht so, es werde sich

um gewisse krasse Fälle handeln, bei denen nach-

gewiescn werden kann, daß ein Anspruch auf Arbeits¬

losenunterstützung nicht besteht. Er hat durchblicken

lassen, daß seiner Ansicht nach eine große Schichte

von Arbeitern, nämlich die Saison- und die Bau¬

arbeiter, keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung

haben. In geradezu schmerzlicher Weste hat er zum

Ausdruck gebracht, daß man, wenn man schon auf

der einen Seite Unterstützung geben muß, auf der

anderen Seite sehr streng Vorgehen müsse. Mit

dieser Bemerkung sagt also der Minister, daß auch

er ans dem Standpunkt steht, daß den Saison¬

arbeitern keine Arbeitslosenunterstützung gebührt.

Die Regierung ist derselben Ansicht, weshalb ich

einige sachliche Bemerkungen dazu machen möchte.

Die Regierung scheint sich über die Arbeitsverhält¬

nisse der Bauarbeiter eigentlich nicht klar zu sein.

Es gibt keinen Bauarbeiter, der im Jahre nicht

mindestens vier bis sechs Monate deshalb arbeits¬

los ist — und zwar nicht bloß die alten, angeblich

nicht mehr leistungsfähigen, sondern auch die jungen

Arbeiter —, weil er einfach wegen der Krise keine

Arbeit finden kann. Wollen Sie alle diese Menschen

von der Arbeitslosenunterstützung ausschalten? Das

würde bedeuten, daß Sie Zehntausende von

Arbeitern in das Kriminal schicken und ihre Kinder

dem Hungertode preisgeben. Aber auch wenn keine

Krise bestünde, hätten die Arbeiter Anspruch auf Arbeits¬

losenunterstützung. Denn wenn eine solche Krise nicht

besteht, sind diese Arbeiter nicht immer so lange

arbeitslos. Ich kann mich genau erinnern, daß in

früheren Zeiten die Bauarbeiter höchstens drei, Vier-

Wochen, in der kältesten Zeit von Ende Dezember

bis Ende Jänner, arbeitslos waren. Während der

übrigen Zeit waren sie immer beschäftigt. Und des¬

halb, weil diese Leute, wenn keine Krise besteht, in

jedem Jahre drei bis vier Wochen arbeitslos sein

dürften, wollen Sie sie ausschalten. Wissen Sie,

was das bedeuten würde? In dem Moment, wo

die Bauarbeiter von der Arbeitslosenunterstützung

ausgeschaltet würden, würde sich in diesem Gewerbe

kein Nachwuchs mehr bilden. Die Folge davon wäre,

daß, wie in früheren Zeiten, die Arbeitskräfte vom

Auslande bezogen werden müßten, die hier diese

Arbeiten verrichten und deren Verdienst dann wieder

in das Ausland zurückfließen würde, was volks¬

wirtschaftlich für den Staat ein kolossaler Nachteil

ist. Diese wenigen Worte möchte ich mir erlauben,

in sachlicher Beziehung zu diesem Punkte zu be¬

merken. Nebenbei erkläre ich aber ganz offen, daß

wir — meine Partei hat das ja schon zum Aus¬

druck gebracht — nie zulassen werden, daß die

Saisonarbeiter von der Arbeitslosenunterstützung

ansgeschaltet werden. Ich möchte dabei an eine

Äußerung des Herrn Abg. Dr. Hampel von gestern

erinnern, der gesagt hat: „Wenn das Mietengesetz

abgebaut wird, werden wir in diesem Hause die

Zweidrittelmehrheit erlangen." Ich sage Ihnen:

Die Bauarbeiter und die Saisonarbeiter werden

dafür sorgen, daß dies nicht eintritt und daß der

Wunsch der Regierung nach Ausschaltung dieser

Arbeiter von der Arbeitslosenunterstützung nie in

Erfüllung gehen wird.

Der Herr Minister für soziale Verwaltung war

so liebenswürdig, auch seine Ansicht über den Acht¬

stundentag zum besten zu geben. Der Herr Minister

für soziale Verwaltung hat erklärt, das Gesetz über

den Achtstundentag sei in seiner heutigen Form eine

soziale Ungerechtigkeit. Er hat den Achtstundentag

voin Standpunkte eines Glascrlehrlings beurteilt.

Als ich den Herrn Minister so sprechen hörte, habe

ich genauer hingeschen, denn ich Hobe nicht gewußt:

sitzt hier der Generaldirektor der Alpine oder der

Minister für soziale Verwaltung. Denselben Gesang,

dieselben Worte höre ich schon seit Jahren über den

Achtstundentag, aber nicht im Parlament, sondern,

trenn ich in Graz bin, am Hauptplatz Nr. 14; das

entspricht nämlich dem Schwarzenbergplatz in Wien.

Es sind dieselben Worte, ob sie nun der General
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direktor Apold oder der Generalsekretär Dr. Busson

von der Alpine oder Herr Wutte von der Graz-

Köflacher oder irgendein anderer Herr der Groß¬

industrie spricht. Sie alle sprechen ganz so über den

Achtstundentag, wie es der Herr Minister für soziale

Verwaltung am Montag getan hat. Da Sie nun

vom Standpunkt eines Glascrlehrlings den Acht'

stundentag beurteilen und hinzufügen, daß man et>va

einem Friseur oder einem Kellner, der den ganzen

Tag nichts zu tun hat, unmöglich den Achtstunden¬

tag zubilligen könne, daß daher der Achtstundentag

für das Kleingewerbe nicht passe, sondern höchstens

für Großbetriebe und kontinuierliche Betriebe, so

möchte ich mir erlauben, ein Paar Fälle aus dem

Kleingewerbe vorzuführen, um Ihnen zu zeigen, wie

die Verhältnisse hier liegen. Ich will als Beispiel

die Arbeitsbedingungen eines Bäckergesellen heraus-

greifcn, in einem Kleinbetriebe, der nicht maschinell

eingerichtet ist, in dem man also den Äig noch

selbst kneten niuß. Man muß sich ja nur einmal

die Füße eines solchen Menschen anschauen — sie

haben ja eigene Berussfüße, die Bäckergehilftn im

Kleingewerbe —, der beim Backofen sitzen niuß. Hat

der Mann nicht genug, wenn er acht Stunden ge¬

arbeitet hat, ob er nun beim Backofen sitzt oder in

der Backstube den Teig knetet. Ihm rinnt ja den

ganzen Tag der Schweiß herunter. Ta meint nun

der Herr Minister, für solche Leute braucht man

keinen Achtstundentag, die können leicht länger

arbeiten. Der Herr Minister hat erklärt, er begreife

es, daß Arbeiter an der Revolverbank bloß acht

Stunden arbeiten können. Nehmen mir aber nicht

einen Metallarbeiter an der Revolvcrbank, sondern

einen Schmied aus einem Kleinbetrieb, einen Dorf¬

schmied, der den ganzen Tag beim heißen Ofen

stehen und mit seinem schweren Hammer das glühende

Eisen bearbeiten muß! Glaubt der Herr Minister,

daß das eine so leichte Arbeit ist wie die eines

Glaserlehrlings? Ich meine, daß auch die Arbeiter

in kleingewerblichen Betrieben dasselbe Recht auf

den Achtstundentag haben wie Arbeiter in eineni

kontinuierlichen Betrieb. Oder nehmen Sie als Bei¬

spiel Arbeiter aus dem Baugewerbe, die Erd¬

bewegungen durchführen, die den ganzen Tag mit

einer Schaufel oder einem 70 Zentimeter langen

Krampen arbeiten, Erde anshcben und in die Höhe

werfen müssen, im Sonnenbrand, bei Kälte und

bei Regen! Glauben Sie, daß ein solcher Arbeiter

nicht genug hat, wenn er acht Stunden im Tag

geschuftet hat? Ich muß sagen, daß ich gewiß die

Auffassung jedes einzelnen Menschen achte, auch die

Auffassung des Ministers über den Achtstundentag.

Ich hätte es nur begrüßt, wenn der Herr Minister

diese seine Auffassung nicht von der Ministerbank,

sondern in einer Versammlung mitgeteilt hätte.

Darüber würde man ganz anders urteilen. Dagegen

aber, daß er von der Miuisterbank aus, als Minister

für soziale Verwaltung erklärt, der Achtstundentag

sei eine soziale Ungerechtigkeit, dagegen muß man

energisch Stellung nehmen. Die Arbeiterschaft selbst

wird schon dafür sorgen, daß der Achtstundentag,

auch wenn der Herr Minister für soziale Verwal¬

tung eine andere Ansicht darüber hat, nicht in der

Form, wie es sich die Herren vom Schwarzenbcrg-

platz und die Herren Landwirte vorstellen, abge-

ündcrt wird. Aber dieser Ausspruch, diese Meinungs¬

äußerung zeigt nur, daß im Ministerium für soziale

Verwaltung nicht jener Geist vorherrscht, der vor¬

herrschen sollte. Meine Meinung ist die, daß der

Leiter eines solchen Staatsamtcs an der Spitze der

Bestrebungen stehen muß, die darauf hinzielen, daß

der Arbeiter sozial aufstcigt; daß der Leiter dieses

Amtes allen anderen in dem Kampfe des Arbeiters

für den Schutz seines Lebens unv seiner Gesundheit

ein Vorkämpfer sein soll für den Achtstundentag

und für alle jene Gesetze, die es ermöglichen, daß

der Arbeiter eine Rente bekommt, wenn er alt oder

invalid geworden ist. Aber nach den Ausführungen

des Herrn Ministers für soziale Verwaltung vom

Montag kann man das nicht erwarten und ich muß

sagen: er wird weite Kreise enttäuscht haben. Weite

Kreise waren immer der Ansicht, daß Herr Dr. Resch

vieles vor seinem Vorgänger voraushabe, daß er

seinen! Amt mehr Verständnis entgegenbringt. Aber

seine Rede vom Montag hat gezeigt, daß er sich

nur in der Art gegenüber tcincm Vorgänger, dem

Herrn Abg. Schmitz, unterscheidet. Ich möchte schon

sagen, daß wir es im Interesse der Arbeiterschaft

dieses Staates begrüßen würden, wenn der Herr

Minister Dr. Resch als Leiter dieses Staatsamtes

sich zu einer anderen Ansicht aufschwingcn und sich

womöglich an die Spitze aller jener Bestrebungen

stellen würde, die die Arbeiterschaft auf dem Gebiete

des sozialen Schutzes, des Schutzes von Leben und

Gesundheit des Arbeiters, dringend wünscht.

Und nun, hohes Haus, einige Worte über die

produktive Arbeitslosenfürsorge. Die Arbeitslosigkeit

in Österreich steigt immer mehr und mehr. Im

Bundesministerimn für soziale Verwaltung hat man

versucht, der Arbeitslosigkeit dadurch etwas zu

steuern, daß man versucht, die produktive Erwcrbs-

losenfürsorge durchzuführen. Weite Kreise haben

diesen Schritt begrüßt, weil man der Meinung war,

daß mittels der produktiven Erwerbsloscnsürsorge

wenigstens ein Teil der Arbeitslosen untergebracht

werden kann, und weil man die Auffassung hatte,

daß die öffentlichen Körperschaften, die ja von

dieser Einrichtung Gebrauch machen können, sie

lebhaft benutzen und Arbeiten durchführen würden,

wodurch die Arbeitslosigkeit gemildert würde. Ein

Fall, der sich unlängst in Judenburg abgespielt hat,

zeigt aber, daß auch da wieder ein Geist vorhanden

zu sein scheint, der die Gemeinden und öffentlichen

Körperschaften geradezu davon abhält, von der
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produktiven Erwerbsloscnfürsorge Gebrauch zu machen.

Das Gesetz über die produktive Erwcrbslosenfürsorge

sieht vor, daß öffentliche Körperschaften, wenn sie

Arbeiten durchführen, für jeden eingestellten Arbeits¬

losen einen Regreß erhalten. Es sieht auch vor,

daß unter Umständen diesen öffentlichen Körper¬

schaften Darlehen gemährt werden sollen, um die

Arbeiten in Angriff zu nehmen. Die Stadtgcmeinde

Judcnburg hat ebenfalls eine Arbeit in Angriff

genommen und nach langen Verhandlungen erwirkt,

daß sie 10.000 8 zu 5 Prozent Zinsen geborgt

bekomme. Die Bedingungen aber, die der Stadt¬

gcmeinde Judenburg gestellt wurden, waren der¬

artig, daß sie darauf verzichtet hat, dieses Darlehen

anzunehmcn und die 10.000 8 wieder zurückgestellt

hat. Aber siehe da, als das Darlehen zurückgestellt

wurde, hat man nicht mehr von 5 Prozent Zinsen

gesprochen, sondern die Stadtgemeinde Judenburg

mußte 10 Prozent Zinsen bezahlen. Als sie sich

darüber beschwerte, erklärte man ihr: Nicht viel

reden, sonst habt ihr 18 Prozent zu zahlen! Also

ein wahrer Wucherzins! Das geschieht im Staats¬

amt für soziale Verwaltung. Herr Minister, es

würde mich interessieren, wenn Sie der Sache nach¬

gehen, was da eigentlich mitgespiclt hat. Denn bei

10 Prozent Zinsen kann man beute unter Umständen

bei privaten Banken Geld bekommen. Dieser Fall

zeigt, daß man da mit allzuviel'Verständnis für

die produktive Erwerbslosenfürsorge im Bundesamt

für soziale Verwaltung nicht vorzugehen scheint.

Ich würde daher den Herrn Minister für soziale

Verwaltung ersuchen, sich den Fall Vorlagen zu

lassen und in seinem Amt dahin zu wirken, daß

man überall dort, wo öffentliche Körperschaften von

der produktiven Erwcrbslosenfürsorge Gebrauch

machen, das weitestgehende Entgegenkommen zeigt.

Denn es ist nicht so leicht, unter diesen Umständen

zu arbeiten. Die Bestimmungen sagen, daß in jenen

Arbeitsstätten, wo mit produktiver Erwerbslvsen-

sürsorge gearbeitet wird, vor allem Arbeitslose

Verwendung finden sollen, die der Aussteuerung

nahe sind. Diese Arbeiter, die ein bis eineinhalb

Jahre arbeitslos waren und nichts zu essen hatten,

sind so unterernährt und geschwächt, daß sie selbst¬

verständlich nicht mehr ihre volle Arbeitskrait besitzen

und nicht dasselbe leisten wie jene Arbeiter, die

immer Verdienst gehabt haben. Da nun ihre Arbeits¬

leistung geringer ist, muß man den öffentlichen

Körperschaften entgegenkommen, da sie ja damit

ein Opfer auf sich nehmen. Da müßte das Staats¬

amt für soziale Verwaltung ein größeres Entgegen¬

kommen an den Tag legen. Ich möchte daher den

Herrn Minister ersuchen, daß er hier eingreift und

daß die bezüglichen Vorschriften gemildert werden.

Ich bin gewiß auch dafür, daß Vorschriften Beach¬

tung finden, aber sie müssen auch so sein, daß man

sie leicht beachten kann.

Das wollte ich zu diesem Kapitel mir zu sagen

erlauben. Zum Schluffe möchte ich noch einmal

den Herrn Minister für soziale Verwaltung ersuchen,

sich das Gesetz vom 14. Juli 1921 genau anzu¬

schauen, den 8 1, Absatz 2, und die 88 9 bis 12,

und er wird finden, daß, uni das Leben und die

Gesundheit der Arbeiter wirklich zu schützen, diese

Paragraphen abgeändert werden müssen und den

Gewerbeinspektoren mehr Lollzugsgewalt eingeräumt

werden muß. Besonders möchte ich aber den Herrn

Minister für soziale Verwaltung ersuchen, daß er

endlich einmal dem Staatsamte für Land- und

Forstwirtschaft mitteilt, daß auch für dieses nicht

nur das Gesetz über die Gewerbeinspektoren, sondern

bei seinen Arbeiten auch die sozialen Gesetze Geltung

haben, daß er weiters die Gewerbeinspektoren davon

in Kenntnis setzt, daß diese Bestimmungen genau

auszulegen sind und daß Wildbachverbauungen und

Flußregulierungen ebenso wie alle anderen Betriebe

dem Gesetze unterliegen.

Bezüglich des Achtstundentages hoffe ich, wird

die Arbeiterschaft dafür sorgen, daß, wenn auch der

Herr Minister für soziale Verwaltung den Stand¬

punkt vertritt, daß er in der jetzigen Form eine

soziale Ungerechtigkeit sei, er nicht abgeändcrt wird.

Die Arbeiterschaft der Republik Österreich wird

dafür sorgen, daß das Gesetz über den Achtstunden¬

tag, obwohl es der Herr Minister eine soziale Un¬

gerechtigkeit nennt, auch in Zukunft bestehen bleibt.

Frau Proft: Hohes Haus! Im Bundes¬

voranschlag des heurigen Jahres ist bei Titel 3,

VoikSgesundheit, für Hebammcnlehranstalten ein

Betrag von 6410 8 vorgesehen. Nun ist man aber

im heurigen Jahre dazugekommen, den Lehrknrs

für Hebammen an der Gebäiklinik in Wien nicht

abzuhalten. Dadurch wird ein ziemlich großer Be¬

trag als erspartes Geld erübrigt. Darüber wäre

weiter nichts zu sagen, wenn sich nicht bei dieser

Gelegenheit ein Vorfall abgespielt hätte, der doch

nicht unerwähnt bleiben darf. Es war schon bei

der Verhandlung im Budgetausschuß davon die

Rede, ich möchte aber hier doch noch einmal darauf

zurückkommen. Nachdem man sich entschlossen hatte,

einen Hebammenlehrkurs in Wien nicht abzuhaltcn,

wäre cs selbstverständlich gewesen, daß man die

ungefähr 200 vorgcmerkten Teilnehmerinnen davon

verständigt hätte, daß der Kurs am 1. Oktober

nicht abgehalten wird. Diese Verständigung ist aber

unterblieben. Es wurde im Gegenteil noch in den

letzten Septembertageu ein amtliches Rundschreiben

an die vorgemerkten Schülerinnen ausgeschickt, in

denen ihnen mitgeteilt wird, daß der Kurs cini

1. Oktober beginnt. Diese Mitteilung hatte zur

Folge, daß die vorgemerkten Kursteilnchmcrinnen

nach Wien kamen. Darunter waren nicht nur viele

Teilnehmerinnen aus Österreich, sondern auch viele

ans dem Auslande. Es ist selbstverständlich, daß
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durch die Reise nach Wien und den hier notwen¬

digen Aufenthalt den Teilnehmerinnen sehr große

Spesen erwachsen waren. Es ist nun ganz gewiß

unangängig, daß ein Amt es unterläßt, eine Ver¬

ständigung hinauszugeben, und daß dadurch Frauen,

die zum größten Teil in den allertristesten wirt¬

schaftlichen Verhältnissen leben, ein wirklicher Schaden

zugefügt wird. Es waren nämlich unter den Teil¬

nehmerinnen auch Österreicherinnen, die ihr letztes

Geld hcrgaben, um die Reise nach Wien zu machen,

sich die notwendigen Dokumente und Zeugnisse, die

man verlangt hat, zu beschaffen und hier auch den

sehr teuern Aufenthalt während der Wartezeit be¬

streiten zu können, bis darüber entschieden war,

was mit den Frauen eigentlich zu geschehen hat.

Das ist ein Vorgehen, das man nicht unerwähnt

lassen kann. Es ist selbstverständlich, daß man, ob-

wohl ein klagbares Recht aus Schadenersatz hier

nicht besteht, doch verlangt, daß aus Gründen der

Billigkeit den Frauen, die durch den erlittenen

Schaden in eine sehr schlimme Not gekommen sind,

ein Teil der Spesen vom Bunde rückvergütet wird.

Das ist auch ohne eine besondere budgetäre Be¬

lastung möglich, wenn man aus den ersparten Be¬

trägen den Frauen den wirklich ganz unnötigen

Schaden, der ihnen durch die Unterlassung der

Verständigung erwachsen ist, ganz oder wenigstens

teilweise vergütet. Wir haben daher in der Aus¬

schußberatung einen Antrag gestellt, der das ver¬

langt, und dieser Antrag ist nun als Minderheits¬

bericht dem Berichte des Ausschusses über das

Kapitel „Soziale Verwaltung" angeschlossen. Ich

möchte bitten, diesen Antrag anzunehmcn

Eine andere Sache, die noch zu besprechen ist,

ist folgende. Wir haben seit einer Reihe von Jahren

immer einen bestimmten Betrag im Budget vor-

gefundcn, der für Fürsorgezwccke, ganz besonders

für Jugendstil sorgezwecke zur Verwendung stand.

Dieser Betrag ist seit dem Jahre 1923 von

902.110 8 auf 72.000 8 herabgesetzt worden und

diese sind auch nur gedacht als ein Erhaltungs¬

beitrag für ein Gebäude, in dem noch eine Schule

besteht. Alle anderen Jugendfürsorgezwecke sind im

heurigen Budget nicht mehr bedacht. Das ist ja

durch die Verfassung erklärt, die inzwischen, am

1. Oktober d. I., in Kraft getreten ist. Durch die

Verfassung ist die Fürsorge eine Ausgabe der

Länder geworden. Man müßte aber doch noch

etwas anderes beachten, was mindestens ebenso

wichtig ist wie die Erhaltung des Militärwaisen-

instituts in Hirtenberg, für das die 72.000 8 im

heurigen Budget noch ausgeworfen sind. Man hat

bei der Jugendfürsorge immer darauf Bedacht ge¬

nommen, das Jugcndwandern zu subventionieren,

eine Einrichtung, deren Wirkungen ja gar nicht hoch

genug geschätzt werden können. Nun haben die ver¬

schiedenen Jugendorganisationen sich bei den Bundes¬

bahnen wieder um eine Ermäßigung des Fahr¬

preises beworben. Die ihnen bisher immer gewährte

SOprozentige Fahrpreisermäßigung wurde aber in

der letzten Zeit nicht mehr zugestauden und nur

eine Ermäßigung um ein Drittel des Fahrpreises

gewährt. Durch die Erhöhung der Personentarife

ab 1. Jänner aber wird den Jugendorganisationen

der Fahrpreis noch weiter verteuert werden. Alle

Jugendorganisationen haben sich daher an die

Bundesbahnen gewendet niit dem Ersuchen, die Er¬

mäßigung doch wieder zu erhöhen, und nachdem

das abgelehnt wurde, sprach man im Ministerium

für soziale Verwaltung vor und bat um eine Sub¬

vention unter Hinweis darauf, daß die von den

Bundesbahnen bisher zugestandenc Ermäßigung

wesentlich herabgesetzt wurde. Auch dieses Ersuchen

wurde abgclehnt. Ich glaube, daß man in diesem

Falle nicht gut daran tat, das Ersuchen abzulehnen.

Da man im heurigen Jahr die ganzen Beträge für

Jugendfürsorge abbauen konnte, könnte man doch

die Subvention für das Jugendwandern geben,

nachdem ohnehin größere Beträge freibleiben, weil

der Hebammenkurs nicht abgehalten wird. Es wäre

also auch bei Berücksichtigung dieses Ersuchens um

Subventionierung des Jugendwandcrns keine neuer¬

liche budgetäre Belastung notwendig.

Ich bitte daher das hohe Haus, dem Minder¬

heitsbericht 2, der dem Berichte des Ausschusses

an geschlossen ist, seine Zustimmung zu geben. Ich

glaube, daß man das überall rechtfertigen könnte.

Was im nächsten Jahre dann mit der Fürsorge

geschehen soll, darüber zu sprechen hätten wir ja

im nächsten Jahre Zeit — ein Präjudiz soll und

braucht das nicht zu sein.

Ich möchte nun einer anderen Angelegenheit

Erwähnung tun, die uns von großer Wichtigkeit

erscheint. Es ist jetzt die Regierungsvorlage über die

Altersversicherung in Beratung und daher nur selbst¬

verständlich, daß für alle jene Arbeitskräfte, die

heute entweder einer Krankenversicherung noch nicht

teilhaftig sind oder deren Krankenversicherung, wie

das bei der Landarbeiterschaft der Fall ist, von den

Ländern durchgesührt wird, chebaldigst Vorsorge

getroffen wird. Denn cs besteht für alle diese die

Gefahr, daß sie nicht in den Rcgierungsentwurf

über die Arbeiterversicherung ausgenommen werden.

Es handelt sich da um die bei wechselnden oder bei

mehreren Unternehmern beschäftigten Arbeitskräfte,

zum Beispiel Wäscherinnen, Bedienerinnen, Kranken¬

pflegerinnen, Hauslehrer usw. Diesem Personal ist

sogar auf Grund der 7. Novelle zum Kranken¬

versicherungsgesetz vom 21. Oktober 1921 zugesichert

worden^ daß sie in die Versichcrungspflicht ein-

berogen werden. Nun sind vier Jahre vergangen,

und obwohl ihnen damals prinzipiell das Recht aus

eine Krankenversicherung ausdrücklich zugestanden

wurde, ist bis heute die Durchführung dieser Be-
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stimmuug noch nicht erfolgt. Es ist nämlich, um

dieses Personal der Krankenversicherung teilhastig

werden zu lassen, die Herausgabe einer Verordnung

durch den Herrn Minister für soziale Verwaltung

notwendig und diese Verordnung ist bis zum heutigen

Tage noch nicht erschienen. (Schiegl: Trotz aller

Zusicherungen!) Trotz der wiederholt gegebenen Zu¬

sicherungen ist heute, nach vier Jahren, diese Ver¬

ordnung noch nicht erschienen. Es ist gar nicht zu

begreifen, hohes Haus, warum die Gesetzgeber, die

schon vor vier Jahren auf dem Standpunkt gestanden

sind, daß die bei wechselnden oder bei mehreren

Unternehniern beschäftigten Arbeitskräfte einer Kranken¬

versicherung teilhaftig werden sollen, nicht eiusehen

sollten, daß cs ein schweres Unrecht ist, den Leuten

die versprochene Krankenversicherung seit vier Jahren

vorzuenthalten. Da nun die Regierungsvorlage über

die Arbeiterversicheruug und damit auch über die

Altersversicherung bereits in Verhandlung steht, ist

es wohl schon mehr als dringend notwendig, daß

diese Verordnung endlich herauskommt. Sonst besteht

nicht nur die Gefahr, daß die Arbeitskräfte keiner

Krankenversicherung teilhaftig werden — was doch

wahrhaftig ein ganz selbstverständliches Recht

arbeitender Menschen ist —, sondern auch die Gefahr,

daß sie, wenn das Gesetz über die Arbeirerversicherung

zustande kommt und sic der Krankenversicherungspflicht

noch nicht unterliegen, auch nicht in die Alters¬

versicherung cinbezogen werden können. Das wäre

mehr als eine Pflichtverletzung, deren wir uns

schuldig machen würden. Es wäre geradezu ein

Verbrechen, da diese Arbeiterkategorie, genau so wie

alle anderen, die bei nur einem Unternehmer be¬

schäftigt sind, es notwendig haben, für den Fall der

Krankheit und der Arbeitsunfähigkeit der Fürsorge

und Unterstützung teilhaftig zu werden. Ich mochte

daher, hohes Haus, das eindringliche Ersuchen, das

wir schon bei der Beratung im Finanzausschuß an

den Herrn Minister für soziale Verwaltung gestellt

haben, hier noch einmal stellen und bitten, daß

das nicht so als eine obligatorische Forderung an¬

gesehen und hingenommen wird, die wir halt bei

jeder Beratung wieder Vorbringen, die man hört,

überhört und schließlich dann nicht ausführt. Ich

möchte schon mit Rücksicht daraus, daß das Gesetz

über die Altersversicherung jetzt in Behandlung

steht, darauf Hinweisen, daß es jetzt allerhöchste Zelt

ist, daß die Arbeitskräfte, denen auf Grund der

7. Novelle die Krankenversicherung zugebilligt worden

ist, endlich einmal dieser Versicherung teilhaftig

werden. Ich bitte ganz besonders den Herrn Minister,

diesem unserem Wunsche doch endlich einmal Be¬

rücksichtigung zuteil werden zu lassen. Es geht nicht

an, daß ein Recht, das vor vier Jahren im Prinzip

zugestanden worden ist, heute nicht erlangt werden

kann, weil eine Verordnung, die dazu notwendig

ist, bisher noch nicht erschienen ist. Ich bitte dringend,

diese Verordnung so bald als möglich zu erlassen.

(Lebhafter Beifall.)

Hölzl: Hohes Haus! Wie im Vorjahre muß ich

auch heuer wieder gelegentlich der Budgetberatung

den Klagen und Wünschen der Kriegsopfer, der

Kriegsbeschädigten, der Kriegerswitwen und -waisen

Ausdruck geben. Es ist notwendig, daß wir die be¬

rechtigten Interessen der Kriegsopfer wahrnehmen.

Wenn die Auswirkung der Sanierung nach den

Genfer Verträgen sonst nichts an Schlechtem und Bösem

ini Gefolge gehabt hätte, als daß durch sie auch

die Einrichtungen der Kriegsopfer abgebaut wurden,

daß Ersparnisse auf Kosten der armen Opfer des

Krieges vorgenommen wurden und verhindert wurde,

daß die so lange fällige Verbesserung der Lage der

Kriegsbeschädigten erfolgte, wäre das schon genug,

um über diese Art Sanierung den Stab zu brechen.

Die Lage der Kriegsbeschädigten gestaltet sich immer

trostloser. Von den 43.600 Invaliden, von den

31.000 Witwen, von den 75.000 Waisen und mehr

als 25.000 sonstigen Hinterbliebenen der Kriegs-

gefallcnen leben viele in großer Not. Der Herr

Minister für soziale Verwaltung gibt selbst zu, daß

cs notwendig wäre, besonders die Renten in den

Mittelstufen aufzubesseru, aber es ist leider bloß der

gute Wille vorhanden, und es entscheidet darüber

nicht der gute Wille des Bundesniinistcrs für soziale

Verwaltung, sondern der Umstand, daß das Bundcs-

ministerium für Finanzen den Forderungen, die da

zur Verbesserung des Loses der Kriegsopfer erhoben

werden und erhoben werden müssen, stets ein starres

Nein cntgcgenstellt. Es scheint, daß die wenigen

Tropfen sozialpolitischen Öls, die der Herr Bundes-

minister für soziale Verwaltung in die fiskalische

Maschinerie des Finanzuiinisteriums träufelt, nicht ge¬

nügen, um die Maschine in Gang zu bringen, cs

scheint im Gegenteil, daß diese Maschine schon zu

sehr eingerostet ist.

Die gesetzliche Versorgung der Kriegsbeschädigten,

insbesondere jener mit 35 bis 75 Prozent Er¬

werbseinbuße, und die Fürsorge für die Hinter¬

bliebenen aller Kategorien ist eine vollkommen un¬

zureichende und weit davon entfernt, diesen Menschen

auch nur eine bescheidene Lebenshaltung zu sichern.

Es ist eine Schande, wenn man in Österreich noch

Reuten mit 12 8 im Monat hat. Ja was können

denn diese armen Kriegsopfer damit beginnen? Es

bestehen außerdem eine ganze Reihe ungerechtfertigter

Härten im Gesetze, die längst reif zur Beseitigung

sind. Die gesetzliche Regelung der Jnvaliden-

beschäftigung reicht derzeit nicht hin, uni das an-

gestrebte Ziel zu verwirklichen, da durch die Fest¬

setzung einer viel zu niedrigen Ansgleichstaxe und

das nahezu vollständige Fehlen von Strafbestim¬

mungen die Durchführung des Gesetzes äußerst

mangelhast ist. Es besteht für viele Unternehmer

die Möglichkeit, sich den Verpflichtungen dieses Ein-
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stellungsgesetzes zu entziehen. Eine ganze Reihe von

kriegsbeschädigten Bundesangestellten und gerade

solchen, die infolge von schweren und lang andauern¬

den Krankheiten oder durch die lange Gefangen¬

schaft erst spät in den Staatsdienst getreten sind,

erhalten trotz aller Bemühungen keine Begünstigung.

Die Notwendigkeit, daß zerstörte Existenzen Kriegs¬

beschädigter wieder aufgerichtet werden, daß arbeits¬

unfähige Invalide oder kinderreiche Witwen vor

dein äußersten Elend bewahrt werden, wird von der

Regierung nicht genügend berücksichtigt. Die Auf¬

hebung der Trafikkündiguugsvorschriften wurde unter

der Ministcrschaft Kienböck grundlos vorgenommen

und ist es noch immer nicht gelungen, obwohl dies¬

bezügliche Zusagen vorliegen, das Wiederaufleben dieser

Trafikkündigungsvorschriften zu erzielen. Die außer¬

gesetzliche Fürsorge für die Kriegsopfer ist voll¬

ständig unzureichend, da nicht die genügenden

Mittel zur Verfügung stehen, um der Gründung

von Existenzen nachzuhelfen oder durch Unter-

stützungen das geringe gesetzliche Ausmaß der Für¬

sorge für die Kriegsopfer zu steigern.

Im Gegenteil, es ist leider zu sagen, daß die

Absicht besteht, auf Kosten der arnien Kriegsopfer

die Einrichtungen, die in ihrem Interesse geschaffen

sind — und es sind ohnedies sehr wenige —, noch

abzubaucn.

Wir finden auch in dem Ersparungsprogramm,

das die Regierung dem hohen Hause vorgelcgt hat,

den Versuch, auf Kosten der Kriegsopfer Ersparnisse

zu erzielen. Anstatt daß also geholfen wird, die

unzulänglichen Einrichtungen zu verbessern, wird

sogar der Versuch unternonimen, das Bestehende

zu beseitigen. Es sollen die Jnvalideuentschädigungs-

kommissionen zusammengezogen, Jnvalidcnheime ab¬

gebaut werden, cs soll die staatliche Prothesen-

werkstättc in Wien — und wahrscheinlich auch die

Filialen derselben — beseitigt werden. Mau will

die gesetzlichen Begünstigungen für die kriegs¬

beschädigten Bundesangestellten beseitigen oder der¬

art einschränken, daß von ihnen fast nichts übrig¬

bleibt.

Die Kriegsopfer wehren sich natürlich gegen diese

Anschläge auf ihre Rechte. Was zum Beispiel den

Abbau und die Zusammenzichung von Jnvaliden-

entschädigungskommissioncn betrifft, so finden wir,

daß durch die zuständigen Organisationen der

Kriegsopfer wiederholt in schriftlichen Eingaben

darauf hingewiesen wurde, daß zum Beispiel bei der

Invaliden entschädigungskommissionin Graz wegen der

großen Aktcnrückstände krasse Mißstände vorhanden sind.

Eine Kommission des Ministeriums für soziale Ver¬

waltung hat in Graz über diese Dinge Verhand¬

lungen gepflogen. Vom Ministerium war Ministerial¬

rat Dr. Wlcek, der Ersparungskommissär, dort an¬

wesend, hätte also Gelegenheit gehabt, sich davon zu

überzeugen, daß wirklich derartige Rückstände vor¬

handen sind und man unter diesen Umständen gar

nicht daran denken kann, durch Reduzierung der

Jnvalidenentschädigungskommissionen die Arbeit

dieser steiermärkischen Jnvalidenentschädigungskom-

mission zu erschweren und dadurch berechtigte

Interessen der Kriegsbeschädigten zu schmälern. Die

genannte Prüfungskommission hat ihre Tätigkeit

nicht darauf gerichtet, die Rückstände bei der Renten¬

abteilung festzustellcn, auch nicht im Rechnungs-

deftartement festznstellen, daß die Durchrechnung

wegen der Ortsklassenerhöhung mangels verfügbaren

Personals nicht durchgeführt werden konnte, cs

wurden dort Untersuchungen ernsterer Art überhaupt

nicht gepflogen. Die Kommission hat sich bloß darauf

beschränkt, die Rentenabteilung durchzugehen und

die Namen der Beamten aufzuschreiben, im Hilfs¬

amte wurden formelle Bemängelungen wegen der

Aktenzuteilung gemacht und dergleichen Kleinigkeiten

mehr.

In den Monaten Oktober und November sind

zwei Beauite der Rechnungsabteilung der Jn-

validenentschädigungskommission in Graz durch Tod

abgegangen, sie wurden nicht ersetzt, aber es

wurden auch keine anderen geeigneten Vor¬

kehrungen getroffen, uni dem vorhandenen Übel¬

stand abzuhelfen.

Was die beabsichtigte Auflassung der Jnvaliden-

hcime in Graz betrifft, haben sich die Kriegs¬

beschädigtenorganisationen dagegen ausgesprochen. Sie

verweisen darauf, daß zum Beispiel mit der Eröffnung

des Jnvalidcnheimes in Graz am 24. November

1923 eine Ehrenschuld an die schwerstbetroffcnen

Kriegsopfer Steiermarks durch das einträchtige

Zusammenwirken aller berufenen Faktoren endlich

abgetragen wurde. Diese wohlverdiente Stätte

fürsorglicher Pflege, diese ivohnliche Behausung für

die Schwerinvaliden, hilflosen Kranken und Krüppel

sollte ein bleibendes Denkmal der Hilfsbereitschaft

für diese Schwergeschädigten sein — so wurde bei

der Eröffnung dieses Heimes offiziell gesagt -

und nun hören wir. daß dieses Jnvalidenheim und

jenes in Parsch bei Salzburg beseitigt werden

sollen- Bei einer Aussprache, die über diesen

Gegenstand in Graz stattgefundeu hat, hat Herr

Ministerialrat Dr. Wlcek erklärt, daß alle politischen

Parteien cs gutgcheißcn haben, daß auch die Aus¬

lösung der erwähnten Jnvalidcnheime in das Er-

sparungsprogranim ausgenommen werde. Nun muß

ich seststclleu, daß dies bezüglich der sozialdemo¬

kratischen Partei unrichtig ist, daß wir uns da¬

gegen wenden, daß vor allem das so notwendige

Heiin in Graz, in dem 80 Kriegsopfer Unterkunft

finden, beseitigt wird, und es muß auch bezüglich

Parsch gesagt werden, daß dieses Heim heute noch

seine so notwendige Ausgabe erfüllt. Man darf auf

solchen Gebieten nicht abbauen und es dadurch un¬

möglich machen, daß für die armen Kriegsopfer
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vorgesorgt werde. Dadurch, daß es gelungen ist,

in der VIII. Novelle des Jnvalidenentschädigungs-

gesetzcs eine Erhöhung der Hilslosenrente und Zu¬

schüsse zu den Renten der Hilflosen durchzusetzcn,

haben die Familienangehörigen, die solche Schwer¬

beschädigte gerne wieder im Familienkreis gehabt

hätten, versucht, Schwerbeschädigte aus den Heimen

in die Familienobhut zu nehmen. Wenn aber die

wirtschaftlich schwierigen Verhältnisse, zu deren

Besserung in absehbarer Zeit keine Hoffnung be¬

steht, wciterdauern, werden diese Familien genötigt

sein, darauf zu verzichten, ihre Familienangehörigen

zu Hause zu haben, und es wird daher notwendig

sein, daß die Heime, die dazu eingerichtet sind, sich

der Pflege dieser Allerärmsten der Armen an-

nchmen. Es ist infolgedessen auch vom rationellen

Standpunkt aus unverständlich, daß man Heime,

die bestehen und die heute ihren Zweck erfüllen,

abbauen will und nicht begreift, daß solche Heime

auch für die Zukunft notwendig sind.

Es ist auch nötig, darauf hinzuweisen, daß das

bestehende Jnvalidenentschädigungsgcsetz leider nicht

so durchgeführt wird, wie es notwendig wäre. Die

Kriegsopfer, denen jetzt durch eine Aushilfe vor

Weihnachten eine kleine Linderung ihrer Not in

Aussicht gestellt wurde, können nicht darauf ver¬

zichten, daß das bestehende Gesetz ordentlich durch¬

geführt wird. Wegen dieses kleinen Almosens, das

ihnen jetzt vor Weihnachten geboten wird, das sie

ja sehr notwendig brauchen, können sie doch nicht

auf ihre Forderung nach einer IX. Novelle des

Jnvalidenentichädignngsgesetzes verzichten. Es wird

notwendig sein, diese IX. Novelle schleunigst dem

Hause vorzulegen und sie rasch zu verabschieden.

Es scheint ja, daß auch die Herren in Genf das

begreifen. Einige Herren, die beim Völkerbund in

Genf aus und eingehen und an die sich der große

Zentralvcrband der Kriegsbeschädigten und Kriegs¬

hinterbliebenen Österreichs gewendet hat, haben ver¬

sprochen, sich dafür einzusetzen, daß das furchtbare

Los der österreichischen Kriegsopfer, die in bezug

auf die Rente gegenüber den meisten anderen

Ländern in Europa am schlechtesten daran sind,

verbessert werde. Auch die Worte des Herrn

Ministers, die er vorgestern gesprochen hat, zeigen

ja, daß er begreift, wie notwendig cs ist, daß hier

geholfen werde. Allerdings wenn er sagt, daß der

Bund nicht so bald in der Lage sein wird, ent¬

sprechende Mittel bereitzustellen, rm dieser Sorge

für die Kriegsopfer gerecht zu werden und be¬

sonders die Mittelrenten, die heute so kläglich sind,

aufzubessern, so muß ich hier von der Tribüne des

Hauses sagen: Es müßten dasür Mittel zur Bec-

sügung gestellt werden, es muß getrachtet werden,

sie aufzubringcn und dadurch die IX. Novelle zu er¬

möglichen. Ich erinnere daran, daß wir zum Beispiel

im Bundcsvoranschlag eine Post „Spanische Reit¬

schule" haben. Das wäre gleich eine Post, die es

ermöglichen würde, den armen Kriegsopfern, den

Kriegerwitwen und -Waisen zu Helsen. Ich erinnere

daran, daß die arme Republik, die sich unter das

furchtbare Sanierungsjoch beugen mußte, den reichen

Kapitalisten die ausländischen Vorkriegsschulden be¬

zahlt. Hier wären die Mittel vorhanden, um ein-

zugreifen und das Notwendige zu tun.

Im allgemeinen hätte ich zu sagen, daß die

gesetzlichen Bestimmungen über die Rentenver¬

sorgung iviedcr reformbedürftig sind. Die Renten¬

sätze sind unzureichend. Der Brrndesminister für

soziale Verwaltung bemüht sich zwar um die

Kriegsopfer, doch findet er eben, wie ich erwähnt

habe, im Finanzministerium und im Bundeskanzler¬

amt Widerstand. Die Aktion des Zcntralvcrbandes

beim Völkerbund hat erwiesen, daß dieser nichts

dagegen hat, daß die Kriegsopfer besser gestellt

werden als dies heute der Fall ist. Es ist also

notwendig, daß diese Verhandlungen zugunsten der

Invaliden rasch beendet und eine IX. Novelle znm

Jnvalidenentschädigungsgesetze dem hohen Hause

vorgelegt wird.

Das Mitwirkungsrecht der Jnvalidenorganisationen

bei der Durchführung des Gesetzes wird immer

noch zu wenig beachtet.

Anträge der Kriegsopfer werden entweder gar

nicht beantwortet oder nach wochenlanger Verzöge¬

rung ohne Verhandlung schriftlich abgelchnt. Ich

verweise darauf, daß wir in Österreich die Einrich¬

tung der ständigen Jnvalidenfürsorgekommission

gesetzlich festgelegt haben. Es ist notwendig, daß

diese ständige Jnvalidenfürsorgekommission, wie es

ihr gesetzlicher Zweck ist, imnier herangezogen wird,

wenn es sich darum bandelt, irgendwelche Bestim-

niungen für die Kriegsbeschädigten zur Durchführung

zu bringen oder verschiedene Einrichtungen der Kriegs¬

beschädigten zu ändern. Das ist leider in viel zu

geringem Ausmaße der Fall und ich muß auch

heute wieder den Herrn Bundesminister ersuchen,

daß er dies tue. Der Herr Minister verwies in

seiner vorgestrigen Rede daraus, er sei kein Anhänger

der Abfertigungen für Kriegsbeschädigte. Gewiß, im

allgemeinen wird niemand leichtfertig dasür ein-

treten, daß man ine Renten von Kriegsbeschädigten

durch eine Abfertigung ganz oder auch, wie das heute

meist der Fall ist, zur Hälfte abbürde, denn cs ist

sicherlich, besonders bei den heute so schwankenden

wirtschaftlichen Verhältnissen, leicht möglich, daß der

Kriegsbeschädigte das Geld, mit dem er sich eine

Existenz schaffen zu können glaubt, verbraucht, ohne

den Zweck zu erreichen, und dann mit der halben

Rente vvrliebnehnien muß, worunter er und seine

Familie leidet. Aber man darf das nicht generalisieren.

ES ist doch in manchen Fällen möglich, dadurch

dem Kriegsbeschädigten zu helfen, und ich meine,

der Gedanke, den der Herr Minister da ausgesprochen
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hat, ist nicht so sehr von der Furcht diktiert, daß

die Kriegsopfer hier zu Schaden kommen könnten,

sondern es wird da wohl auch wieder aus der

Maschinerie des Finanzministeriums ein Antrieb

erfolgt sein, da man befürchtet, daß größere Beträge

als Abfertigungen für die Kriegsopfer in Anspruch

genommen werden könnten. Wenn ich also auch

zustimme, daß man Abfertigungen an Kriegsbeschädigte

sehr vorsichtig behandeln muß, so kann es doch Fälle

geben, wo sie sozial notwendig und wirtschaftlich

begründet sind, und in solchen Fällen werden sic

weiter bewilligt werden müssen. Diesbezüglich wäre

cs gleichfalls möglich, daß das Bundesministerium

für soziale Verwaltung stets das Einvernehmen mit

der ständigen Jnvalidenfürsorgekommission herstcllt.

Die Kriegsopferorganisationcn haben Verständnis

für die Sache — ich kenne die Verhältnisse bei

diesen Organisationen —, sie selbst sind ebenfalls nicht

dafür, daß in Fällen, wo eine Gefahr besteht, daß

ein Kriegsbeschädigter mit der Abfertigung wirt¬

schaftlich Schiffbruch leidet und später in noch

größere Not versinkt, eine Abfertigung gegeben wird.

Wegen Wiedereinführung der Trafikkündigungs-

möglichkeitcn in irgendeiner Form wurden Ver¬

handlungen mit den Kricgsbeschüdigtcnorganisationcn

eingeleitet und es wurde sogar von Amts wegen

ein Redaktionskomitee eingesetzt. Auf wiederholte

Urgenzen der Jnvalidenorganisation wegen Ein¬

berufung dieses Komitees, in weichem die Ministerien

für Finanzen, für soziale Verwaltung und auch die

Trafikantenoi ganisation vertreten sind, wurde zuletzt

von dem Referenten, der die Dinge behandelt, ge¬

antwortet, „daß er im Geiste weiter daran arbeite".

Solche, ich möchte sagen, frivole Antworten müssen

natürlich Verbitterung unter den Kriegsbeschädigten

und Kriegerwitwen Hervorrufen.

Zahlreich sind auch die Fälle, wo trotz der für

die Kriegsopfer günstigen Entscheidung des Berufungs¬

ausschusses vom Finanzministerium gegenteilig ent¬

schieden wird. In der letzten Zeit wird die noch in

Kraft stehende Bestimmung der Vollzugsanweisung

vom 18. Mai 1919, St. G. Bl. Nr. 285, über

Vorlage von Beschwerden der Parteien gegen Be¬

schlüsse des Bcsetzungsansschusses der Finanzbezirks-

behörden von dieser Abteilung so ansgelegt, daß

sich der Referent das Recht vorbchält, Beschwerden

der Parteien dem Berufungsausschusse vorzulegen

oder ohne Vorlage zu behandeln. Dabei werden die

nichtigsten Vorwände gebraucht. So zum Beispiel

sagt man, der Bcsetzungsausschuß habe keinen

Beschluß gefaßt, sondern nur eine Mitteilung zu¬

stimmend zur Kenntnis genommen, als ob das kein

Beschluß wäre. Die Bundesfinanzvertrctungen bei

den Jnvalidenentschädigungskommissionen machen sich

selbst noch immer viel Arbeit mit Klagen beim

Jnvalidenentschädigungsgericht gegen die Entschei¬

dungen der Jnvalidenentschädigungskommissionen,

welche für die ^Kriegsopfer günstig sind. Diese Klagen

werden beim Jnvalidenentschädigungsgericht vor¬

gebracht, obwohl für die Kriegsopfer es keine Klage¬

möglichkeit mehr gibt, denn die diesbezüglichen Bestim¬

mungen sind am 1. Jänner 1925 nach der

VIII. Novelle in Kraft getreten, während die letzten

Entscheidungen der Rentenausschüsse an die Kriegs¬

opfer im Laufe des Jänner und Februar 1925

abgegangen sind, so daß in den Monaten August

und September 1925 die Rechtsmittelfristen ab¬

gelaufen sind. Trotzdem bei den Verhandlungen der

Rentcnansschüsse ständig ein Finanzvertrcter anwesend

war, macht die Finanzvertretung immer noch Klagen

an das Jnvalidenentschädigungsgericht und gibt

darin selbst einen Zustellungstag der Entscheidung

an die Finanzvertretung an, den dann scheinbar

niemand überprüft. Es muß verlangt werden, daß

die Finanzvertretung auch keine bessere Möglichkeit

zur Einbringung der Klagen haben soll als der

Kriegsbeschädigte, weil sie nicht bloß durch Akt¬

überweisung, sondern auch durch ihren eigenen Ver¬

treter von allen Entscheidungen früher Kenntnis

erhält als dieser selbst. Diese Ungerechtigkeit sollte

der Minister für soziale Verwaltung im Einver¬

nehmen mit dem Finanzminister abstellen. Ich muß

auch hier wieder an den Herrn Bundesministcr für

soziale Verwaltung die Forderung richten, er möge

doch einige Tröpfchen mehr sozialen Öles in die

Maschinerie des Bnndesfinanzministeriums träufeln,

um diese knarrende Maschine in einen etwas

sanfteren Gang zu bringen.

Der Betrag, der für die Beschaffung von Körper¬

ersatzteilen im Vundcsvoranschlag enthalten ist, ist

um 151.576 8 höher bemessen worden. Er ist aber

noch immer zu gering. Die Negierung sucht nun

das, was fehlt, dadurch hereinzubringen, daß sie

teilweise das Jnvalidencntschädigungsgesetz verletzen

läßt. Sie läßt die eingereichten Rechnungen für

selbstbeschaffte Prothesen — cs handelt sich da

hauptsächlich um Zahnersatzstücke — meist vom

Rainer-Spital oder von der staatlichen Wcrkstätte

überprüfen und versucht immer nur das zu zahlen,

was diese Stellen errechnen. Nach dem Gesetze hätte

sich aber die Prüfung nur darauf zu beschränken,

ob nicht offenbar übermäßige Preise gefordert

wurden. Die staatlichen Stellen verwenden ja nicht

das beste Material.

Es werden Selbstfahrer und Rollwagen noch

nnmer in viel zu geringer Zahl gewährt, in den

meisten Fällen werden sie den Kriegsbeschädigten

verweigert. Anstatt also den Kriegsopfern, die sich

Prothesen bei Privatfirmen Herstellen lassen, dann

den für diese Prothesen bezahlten Betrag einzu¬

händigen, trachtet man stets, hier abzuzwacken, um

Ersparnisse zu erzielen. Es scheint dabei der Ge¬

danke mitzuspiclen, daß diese staatliche Prothesen¬

werkstätte billiger arbeitet als die Privatunternehmer.
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Trotzdem finden wir aber das Bestreben, diese

staatliche Werkstätte zu beseitigen. Das ist ein

Widerspruch. Die staatliche Werkstätte ist auch tat¬

sächlich rentabel. Der Vertreter der Regierung mußte

das bei den letzten Lvhnverhandlungen mit den

Arbeitern und Angestellten dieser Anstalt zugcben.

Es sind in dieser Prothescnwerkstätte, die in Wien

ihre Hauptstelle und in Linz und in Salzburg

Filialen hat, in Wien 83 Bedienstete, in Linz 19

und in Salzburg 5 beschäftigt. Die Wcrkstätte in

Wien sowohl als auch die Filialen haben außer

neuen Prothesen auch Reparaturen herzustellen.

Unter den Bediensteten sind in Wien allein 22 Kriegs¬

beschädigte. Da diese Werkstätte rentabel ist, ist es

unbegreiflich, warum man dennoch daran denkt, sie

zu beseitigen, Menschen arbeitslos zu machen, Kriegs¬

opfer aus dem Arbeitsverhältnis zu weisen und

schließlich dabei auch wichtige Interessen der Kriegs¬

opfer zu schädigen.

Was den amtsärztlichen Dienst in der Kriegs-

beschädigtcnfürsorge und in der Fürsorge für Kriegs¬

beschädigte in der Familienpflege betrifft, so habe

ich hier auch sehr berechtigte Klage zu sichren. Das

Ministerium sollte trachten, daß die Amtsärzte und

Gemeindeärzte nicht monatelang auf die Bezahlung

ihrer Behandlungsrechnungen warten müssen. Die

Ortsgruppe Hallein des Landesverbandes der Kriegs¬

beschädigten in Salzburg führte in einer öffentlichen

Versammlung Klage darüber, daß die Ärzte durch

diese Säumnis des Bundes in der Bezahlung gegen

die Kriegsbeschädigten eingenommen werden.

Die Ärzte verweigern deshalb sogar die Über¬

nahme der Behandlung von Kriegsbeschädigten.

Auch mit den Apothekcrrechnungen ist cs das gleiche.

Bei der Familienpflege erkrankter Kriegsbeschädigter

wird es schwer empfunden, daß Alleinstehende selbst

bei schwerster Erkrankung keine Pflegerin beigestellt

bekommen. Darunter leiden besonders jene, die im

Auslande sind und nicht sofort eine Heilanstalt

aufsuchen können. Kriegsbeschädigte, die einige

Monate in Behandlung stehen, werden oft willkürlich

abgeschricben und begutachtet. Wenn sie auch bei der

Begutachtung um 10 Prozent mehr erhalten, ist der

Mehrbetrag der Rente kein Ersatz für das entfallende

Krankengeld.

Da die Auslegung des bestehenden Gesetzes eine

so hartherzige ist, führen die Kriegsopfer mit Recht

gegen dieses Gesetz Klage und fordern mit uin so

größerem Ungestüm die Novellierung des Gesetzes,

weil sie vielfach nicht glauben, daß die Handhabung

des Gesetzes schuld sei, sondern dem Gesetz selbst

die Schuld an solchen Dingen zumessen.

Kriegsbeschädigte, die in Heilanstalten sind, aber

bezüglich ihres Anspruchs noch ein Verfahren aus¬

ständig haben, werden oft vor Beendigung aus den

Anstalten entlassen und müssen in die Armen-

versorgnng gehen. Weibliche Kriegsbeschädigte

bekonimen niemals Kleider, haben nur Anspruch auf

Ersatz in Geld, erhalten aber höchstens 40 8,

während bei einer Kleideraktion für die männlichen

Invaliden für Anzug, Schuhe, eventuell noch für

einen Mantel 100 8 pro Mann gerechnet

wird. ES kommen ohnedies nur zehn oder zwölf solche

kriegsbeschädigte Frauen in ganz Österreich in Be¬

tracht, die im schwersten Kriegsdienst die Beschädigung

erlitten. Für diese sollte doch wenigstens so gesorgt

werden wie für die männlichen Kriegsbeschädigten,

besonders da es sich hier nur um eine glücklicher¬

weise sehr kleine Zahl von Frauen handelt.

Es gibt Fälle von Kriegslciden, die durch eine

Kur in einem ausländischen Bad gebessert werden

könnten. Diese Kur wird aber immer vertveigert

oder dadurch verhindert, daß man keine Beitrüge

oder nur ganz geringe Beiträge zu der Rente

gewährt, und zwar 20 bis 40 8 für einen

Monat. Aber auch dann werden Zuschüsse nicht

gegeben, wenn cs offensichtlich ist, daß die Unter¬

bringung in einer inländischen Anstalt genau so viel

oder mehr kosten würde. Karlsbad, Bad Pystian

sind sicherlich nicht teurer als Gastein und Baden.

Trotzdem ist eine Kur dort nicht möglich. Fahrt¬

auslagen werden nur bis zur Grenze vergütet,

was etwa den zehnten Teil des tatsächlichen Auf¬

wandes ausmacht, den der Kriegsbeschädigte für die

Kur benötigt, die ihm Linderung seiner im Kriege

erworbenen Leiden oder Linderung der Folgen der

Kriegsbeschädigung bringen soll.

Ich niuß auch über die berufliche Ausbildung

der Kriegsbeschädigten sprechen. Diese ist vollständig

unzureichend. Alle eigenen Schulen sind bereits auf¬

gelassen morden. Wenn nun ein Kriegsbeschädigter

außerhalb Wiens nach längerer Mühe endlich zur

Ausbildung zugclassen wird, so wird er an eine

Firma gewiesen und soll nun in Wien, entfernt

von seiner Familie, mit 120 8 monatlich sein

Leben fristen und seine Familie erhalten. Die Firmen

zahlen natürlich solchen Kriegsbeschädigten, die ja

mehr oder weniger Lehrlingen gleichzuhalrcn sind,

nur eine ganz geringe Entschädigung. Im Burgen¬

land ist die berufliche Ausbildung überhaupt noch

nicht eingeführt. Nach den Klagen, die bei Behand¬

lung des Bundesvoranschlages, besonders hinsichtlich

der sozialen Verwaltung, geführt wurden, ist also

hier noch eine Klage vorzubringen. Es wird wiederum

das Burgenland schlechter behandelt als die anderen

Bundesländer, da im Burgenland die Einrichtung

der beruflichen Ausbildung noch gar nicht existiert.

Alle anderen Staaten geben, verhältnismäßig ge¬

rechnet, das Zehnfache für die Berufsausbildung der

Kriegsopfer aus und es ist das durchaus begründet,

denn es ist ja das Wichtigste, den armen Menschen,

der durch seine Kriegsschädigung nicht nur körperlich,

sondern auch psychisch gewaltig beeinflußt ist, aus

andere Gedanken zu bringen und ihm das Bewußt-
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sein bcizudringen, daß er in dem harten Lebens¬

kampf noch mitkonnnen kann. Deshalb sollte man

hier nicht knausern und vielmehr trachten, nicht nur

das Bnrgenland cinzubcziehen, wie es notwendig

und rechtens ist, sondern auch in bezug auf die

Mittel mehr tun, als das bisher der Fall war.

Was die Vcrsorgungsgebühren und das Sterbe¬

geld für Kriegsopfer anbelangt, so kann ich nur

sagen, daß sie vollständig unzureichend sind. Die

Regelung nach Ortsklassen hat keine Besserung oder

nicht viel Besserung gebracht. Es fehlt immer noch

die Gleichstellung mit den Bundesangestellten, nämlich

der Wegfall der 4. Ortsklasse, wie das leider in

der VIII. Novelle steht. Es ist damals bei den

Ausschußberatnngen zur Schaffung der VIII. Novelle

gesagt worden, daß eine vollständige Angleichung

an die Bundesangestelltcn in bezug ans die Orts-

klasseneinteilung erfolgen wird, und man hat damals

nur an drei Ortsklassen gedacht; dies war auch die

Ansicht aller Ausschnßmitglieder. Erst dann, als

durch eine Beschlußfassung über die Dienstverhält¬

nisse der Bundesangestelltcn die 4. Ortsklasse bei

diesen geblieben ist, hat man ohne Rücksicht auf die

bei den Kriegsbeschädigten ohnedies kärglich gehaltene

Rcntenbcmessnng die 4. Ortsklasse auch für Kriegs¬

beschädigte mit zur Geltung gebracht. Dieser Vor¬

wurf trifft nicht den gegenwärtigen Minister für

soziale Verwaltung, wäre aber dennoch mit ein

Grund, um die baldige Einbringung einer IX. No¬

velle des Jnvalidenentschädigungsgesetzes zu fordern,

um das damals an den Kriegsopfern begangene

Unrecht gutzumachen.

Den im Anslande wohnenden österreichischen

Kriegsopfern müßte ebenfalls rasch geholfen werden.

Das deutsche Gesetz wurde vor kurzem novelliert,

und die deutschen Renten sind durchschnittlich zehnmal

so hoch als die österreichischen.

Die Zuerkennung des Krankengeldes klappt eigent¬

lich nur in Wien, wo das nun zehn Jahre wirkende

Jnvalidenamt mit Herrn Obermagistratsrat Dr. Liebl

an der Spitze, einem wahren Freund der Kriegs¬

beschädigten, und einem hingebungsvollem Personal,

alles tut, um den Kriegsopfern zu helfen. Das

Jnvalidenamt der Stadt Wien gibt Vorschüsse in

der vollen Höhe des Krankengeldes für die Zeit,

bis der Apparat der Jnvalidenentschädignugs-

kommission in Gang kommt, um die Bemessung und

Zuweisung des Krankengeldes an die Kriegsopfer

zu regeln. In der Provinz aber und besonders im

Ausland haben die Bezirkshauptmannschaften, be¬

ziehungsweise die Konsulate keine Mittel für solche

Vorschüsse. Die Beamten wagen es auch nicht, einen

Vorschuß zu geben. Oft wurde schon verlangt, daß

die Konsulate einen Kreditvcrlag für diesen Zweck

erhalten sollen. Denn es kommt vor, daß Invalide

in der Provinz und im Ausland monatelang krank

sind, ohne Krankengeld zu erhalten. Dadurch wird

eigentlich Geld verschwendet, weil ein hungernder

Kranker doch weniger schnell genesen kann; schließlich

sterben ja auch Viele von diesen armen Kriegsopfern,

ehe sie die Bemessung und Zuweisung des ihnen

gesetzlich gebührenden Krankengeldes erhalten.

Das Ministeriuin sollte auch Schritte unternehmen,

damit jene Witwen und Waisen, die deshalb, weil

die verstorbenen Kriegsinvalidcn eine Optionsfrist

versäumt hatten oder — wie es im Falle von

Südtirol ist — die Option von Italien einfach

nicht angenommen wird, entweder von Österreich

oder von einem anderen Nachfolgestaat eine Rente

erhalten. Es gibt mehrere Fälle, wo Witwen und

Waisen als staatslos bezeichnet wurden und sich

seit Jahren bei den in Betracht kommenden Staaten

bemühen, um ihre Renten als Kriegsopfer zu

erhalten.

Der 8 17 des Jnvalidenentschädigungsgesetzes

in der Fassung der VIII. Novelle spricht unter

anderem auch aus, daß Krankengeld an Stelle der

Rente nur dann gewährt wird, wenn nicht ein

monatliches Einkommen von 120 8 von anderer

Seite vorhanden ist. Eine Zeitlang wurde diese

Bestimmung wegen ihrer Härte für die im Auslande

wohnenden Invaliden auf diese nicht angemendet,

wie auch der Kürznngsparagraph (§ 29) nicht

angewcndet wurde, der besagt, daß bei einem

Monatseinkommen von 2 Millionen Kronen die

Rente gekürzt und bei 4 Millionen Monatsein¬

kommen die Rente überhaupt ruht. Die Auslands-

rentenakie sind bei der Jnvalidenentschädigungs-

kommission Wien zentralisiert. In letzter Zeit wendet

man den § 17 schonungslos auch ans die Auslands-

sälle an. Da nun die Mark in Deutschland viel

höher steht als unser Schilling, ist natürlich die

kleinste Gnaden gäbe einer Firma und das Kranken¬

geld der Krankenkasse, umgcrechnet in Schilling,

meist höher als 120 8, ohne daß sich der Betreffende

mit diesem Betrage so viel anschaffen könnte, als

man im Jnlande um 120 8 erhält. Aber trotzdem

bekommen diese österreichischen Kriegsopfer im Aus¬

lande kein Krankengeld. Da es weiter heißt, daß

während eines Aufenthaltes im Spital keine Rente

gegeben wird, das halbe Krankengeld für die Familie

aber nur dann, wenn der Betreffende nicht ein

Einkommen von 120 8 monatlich hat, so haben

wir schon Fälle von österreichischen Vollrentnern in

Deutschland, die ihre Vollrente erhalten, wenn sie

gesund sind und vielleicht sogar im Erwerb stehen,

die aber weder Rente noch Krankengeld bekommen,

wenn sie erkranken und in ein Krankenhaus gehen

müssen. Das hat das Gesetz nicht gewollt, das liegt

nicht im Geiste des Gesetzes. Es liegen beim

Ministerium für soziale Verwaltung diesbezüglich

schon Eingaben, die noch nicht erledigt sind. Aber

es liegen dort auch Vorschläge der Organisation

für eine Reform des Gegenseitigkeitsvertrages
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zwischen Österreich und Deutschland in bezug auf

die Regelung dieser Fragen für die Kriegsinvaliden,

Kriegerwitwen und Waisen. Die deutsche Regierung

und die Behörden in Deutschland weigern sich, den

Gcgenseitigkeitsvertrag ans unsere Staatsbürger an-

zuwenden, weil Geldleistungen laut Vertrag von

der Gegenseitigkeit ausgeschlossen sind, die Fürsorge

im Deutschen Reiche aber vornehmlich in Geld¬

leistungen besteht.

Entgegen allen Erwartungen und Zusicherungen

des Ministers wird noch immer beim Budgettitel

gesetzliche Kriegsbeschädigtensürsorge auf die Ein¬

nahmen aus dem Kriegsgeschüdigtenfonds gehofft.

Derselbe soll 16°9 Millionen Schilling an den Bund

zahlen. Es müßten Objekte geradezu verschleudert

werden, um diesen Betrag aufzubringen. ES wäre

wohl notwendig, daß im ordentlichen Budget einmal

dafür vorgesorgt wird, weil ja doch der Kriegs-

geschädigtcnfonds die einzige Ertragsquelle für äußer-

gesetzliche Fürsorgezweckc für die Kriegsbeschädigten

darstcllt. Wozu noch weiter im Bundesvoranschlag

diese Budgctpost mitgeschleppt wird, die ja niemals

liquidiert werden kann, das ist unbegreiflich.

Beim Generalkonsulat in München ist ein einziger

Beamter, und zwar ist das ein hochverdienter

Konsulatsdirektor, der aber die Agenden der Kriegs¬

opfer ganz allein zu besorgen hat. Er hat schon seit

Jahren keine Hilfskraft zur Verfügung, er muß von

8 Uhr morgens bis 10 Uhr abends alle schrift¬

lichen Arbeiten erledigen, die ihni in seinem Amte

zukommen. Er genießt das volle Vertrauen der

dortigen Kriegsopfer und trotzdem ist er nicht

imstande, daß er von seiner Überarbeit entlastet

wird, was unbedingt notwendig wäre, weil nicht

nur der Mann selbst dieser Arbeit auf die Dauer

nicht gewachsen bleiben kann, sondern weil dadurch

auch die Angelegenheiten der Kriegsopfer darunter

leiden müßten. Bei der Paßabteilung des Münchener

Konsulates sind schon früher Hilfskräfte überflüssig

geworden und sind infolge der Aufhebung des

Visumzwanges wahrscheinlich noch mehr überflüssig

geworden. Trotzdem wird dem genannten Beamten

für seine so notwendige und wichtige Arbeit keine

Schreibkraft bcigestellt. Ich glaube, daß dieser Übel¬

stand schleunigst abzustellen wäre.

Durch die VIII. Novelle wurde der Verwaltungs¬

gerichtshof als Instanz in dem Rentenverfahren für

die Kriegsbeschädigten und Kricgerhinterbliebenen

beseitigt, es hat nur mehr das Ministerium für

soziale Verwaltung das Recht, die Überprüfung einer

Entscheidung auf ihre Gesetzlichkeit beim Verwal-

tungsgcrichtShof zu beantragen, wozu ein eigenes

Bundesverfassungsgesctz geschaffen worden ist. Die

Organisationen der Kriegsopfer in der ständigen

Jnvalidenfürsorgckommission haben dem unter der

Voraussetzung zugestimnit, daß die Ersuchen an das

Ministerium für soziale Verwaltung wegen Antrag¬

stellung gleich behandelt werden, ob sie nun von

den Kriegsopfern, d. h. ihren Organisationen, oder

der Finanzvcrtretung kommen. Dies wurde in den

Verhandlungen der ständigen Jnvalidenfürsorge-

kommission auch öffentlich zugciagt. Trotzdem das

Ministerium für soziale Verwaltung sogar auf bloß

telegraphische Ersuchen von Finanzvertretungen dies¬

bezüglich reagiert, tut es nichts auf solche der

Jnvalidenorganisationen. Das Ministerium läßt sich

von den Jnvalidenentschädigungskommissionen sofort

den Akt mit aller Beschleunigung übermitteln.

Dadurch wird die Entscheidung, welche schon mündlich

von der Schiedskommission verkündet wurde, auf-

geschobeu und eine für den Invaliden günstige Ent¬

scheidung kann nicht in Vollzug gesetzt werden. Ein

solcher Fall betrifft den Kriegsbeschädigten Billisich

in Klagenfurt. Von der Jnvalidenorganisation unter¬

breitete Fälle, die zugunsten des Invaliden über¬

prüft werden müßten, werden von der Abteilung

des Ministeriums für soziale Verwaltung nicht in

Bearbeitung genommen, auch wenn die vorge-

kommcnen Fehler direkt den Verfahrcnsvorschriften

widersprechen. Das Ministerium steht auf dem Stand¬

punkte, daß eine Überprüfung nur zugunsten des

Staatsschatzes vorgcnommen werden könne, daß es

aber dann nicht einzuschreitcn hat, wenn Fehler zu¬

ungunsten des Invaliden gemacht werden.

Auch bezüglich der Unterbringung von Kriegs¬

beschädigten in Jnvalidenheimen muß ich Klage

führen. Ich habe schon darauf verwie>en, daß man

die beiden Heime in Graz und in Parsch bei Salz¬

burg, ein ehemaliges Habsburgerschloß, von denen

letzteres nur für einige Schwergelähmte Unterkunfts-

niöglichkeit bietet, beseitigen will. Im Hetzendorfer

Heim (Wien) ist kaum für die Wiener und nieder-

österreichischen Schwergeschädigten Platz. Das Heim

in Graz ist nicht nur für Steiermark bestimmt,

sondern dient auch den Kriegsbeschädigten der anderen

Alpenländer, es ist also auch für Kärnten, das

Burgcnland, Obcrösterreich und Tirol bestimmt. Ist

es nun nicht genug, daß die Jnvalidenhcime in

Linz, in Innsbruck, in Klagenfurt und in Wien die

Heime im XIII. Bezirk (Schönbrunn) und im

X. Bezirk (in den Baracken in der Schlciergasse)

den Kriegsopfern weggenommen wurden? Man will

aber diesen Abbau noch weiter steigern und will

unter dem Titel Ersparungen die beiden Heime der

Kriegsopfer in Graz und in Parsch bei Salzburg

beseitigen. Dagegen erheben begreiflicherweise die

Kriegsopfer energisch Einspruch und sie lassen das

Bundesministerium für soziale Verwaltung nicht im

Zweifel darüber, daß es notwendig ist, seinen ganzen

Einfluß aufzubieten, um diesen Anschlag auf diese

Einrichtungen für die Kriegsopfer hintanzuhalten.

Was die sonstige Fürsorge für Kriegsopfer betrifft,

verweise ich darauf, daß im Vorjahr in den Bundes¬

voranschlag hiefür 75.000 8 eingestellt wurden, dies-
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mal jedoch nur 5000 8. Es ist natürlich unmöglich,

daß sich das Bundcsministerium von allen Fürsorge¬

verpflichtungen losmacht. Es verläßt sich scheinbar

darauf, daß der Kriegsbcschädigtenfonds bei dieser

Fürsorge mitmirkt und daß dadurch derzeit eine außer-

gcsetzlichc Fürsorge doch in einem gewissen Maße

möglich wird. Der Herr Bundesminister Dr. Resch

anerkennt, daß eine Verbesserung der Lage der Kriegs¬

opfer dringend notwendig ist, aber er erklärt mit

dem gleichen Atemzuge, derzeit sei sie nicht möglich,

der Bund sei nicht in der Lage, einem solchen Ver¬

langen zu entsprechen. Gerade jetzt müssen wir das

größte Gewicht aus diese außergesetzlichcn Fürsorge-

einrichtungcn legen und auch das Bundesm nislerium

muß trachten, die notwendigen Mittel für sie zur

Beifügung zu stellen. Tie außergesetzliche Fürsorge

ist auch desualb jetzt so notwendig, weil die furchtbare

Arbeitslosigkeit natürlich am ehesten und am meisten

wieder die geschwächten Opfer des Krieges betrifft,

die in Zeiten der Krise am leichtesten aus ihren

Arbcitsverhältnissen herausgcdrängt werden. Es muß

also anderweitig nachgeholfen werden, solange die

gesetzlichen Bestimmungen so unzulänglich sind, wie

das leider der Fall ist. Es wäre zum Beispiel wieder

einmal sehr notwendig, daß den Konsulaten im Aus¬

lande Fürsorgemittel zur Verfügung gestellt werden

Aus dem Kapitel „sonstige Fürsorge" werden alle

sofortigen Unterstützungen bei besonderer Notlage,

hauptsächlich bei Krankheit oder bei Todesfällen in

der Familie bestritten, aber auch unverzinsliche Darlehen

gegen ratenweise Rückzahlung zur Errichtung selb¬

ständiger Existenzen gewährt. Wenn sich der Herr

Minister einmal das Getriebe und den Parteien¬

verkehr bei dem Jnvalidenamt Wien ansehen und

die hungernden, elenden Gestalten der Kriegsopfer

betrachten würde, die um sofortige Unterstützung

bitten, würde er unbedingt trachten, diese katastrophale

Reduzierung der Fürsorgemittcl im Budget seines

Ressorts rückgängig zu machen. Immer mehr häufen

sich die Fälle, daß Kriegswaffen, die das 18. Lebens¬

jahr erreichen, ihre Studien aber noch nicht voll¬

endet haben, Hilfe benötigen. Die Fürsorge für sie

aber besteht bloß darin, daß man ihnen die Waisen¬

rente weiter gewährt, also 10 8 80 g monatlich,

so sieht die Waisenrente aus, die eine Waise erhält,

wenn sie das 18. Lebensjahr erreicht hat und infolge

der Fortsetzung des Skudinms genötigt ist, diese

sogenannte Waisenunterstütznng in Anspruch zu nehmen.

Es gibt Fälle, wo bei verschied-nen privaten Für-

sorgevercinen herumgebettelt werden muß, um den

in beiuflicher Ausbildung stehenden Waisen, die von

den übrigen Familienmitgliedern getrennt sind, den

Lebensunterhalt zu ermöglichen. Ich möchte kurz

einige solche Fälle anführen. Für eine österreichische

Kiiegerwaise aus Graslitz in Böhmen zahlen zwei

Fürsorgevereine in Wien Beiträge, damit das Mädchen

die Fortbildungsschule des Frauenvereines in Wien

besuchen kann. Der Staat gibt keinen Groschen dazu.

Die Kriegerwaise Rosa Prankh aus Klagenfurt hat

drei Jahre unter großen Entbehrungen die Frauen-

gcwerbeschulc in Klagenfurt besucht, dann zwei Jahre

praktische Ausbildung bei einer Damenschneiderin in

Wien gehabt, wurde dort alsGehilfin geführt, wobei die

Krankenkassen- und Arbcitsloienversicherungsbeiträge

ordnungsgemäß abgeführt wurden. Das Mädchen

hat die Aufnahmeprüfung in der Bundeslehranstalt

für Gewerbcschullehrcrinnen in Wien mit glänzendem

Erfolg bestanden. Für Unterkunft und Verpflegung

in Wien braucht sie aber mindestens 70 8 monatlich.

Sie soll also die fünf Jahre, die sie für die Vor¬

bildung verbracht hat, nutzlos opfern. Hat sie kein

Recht auf Ausbildung und ans eine gesicherte Existenz?

Sie besucht von 8 Uhr früh bis 3 Uhr nachmittags

die Schule und ist natürlich nach dieser Zeit nicht

fähig, einen Posten als Schneiderin ans.,ufüllen.

Wenn sie die Schule vollenden könnte, würde sie

eine Gemcrbejchullehrerin, die niemals im Leben

Arbeitslosenunterstützung brauchen würde. Warum

können diese Waisen, die mutig und unerschrocken

für ihre Zukunft kämpfen, keine Hilfe beim Mini¬

sterium für soziale Verwaltung finden?

Der Herr Bundcsministcr hat im Finanz- und

Bndgctausschuß erklärt, daß es auch ihm lieber wäre,

wenn der 8 30, Absatz 4, des Jnvalidencntschädi-

gungsgesetzes eine andere Fassung aufmiese. Nach der

hcmigen Fassung ist cs ein Gnadenakt, der gesetzt

wird. Es ist dem Herrn Bundcsminister für soziale

Verwaltung Vorbehalten, Nachsicht von der Ver¬

säumnis der Anmeldefrist für einen Anspruch aus

dem Jnvalidcnentschädigungsgesetz, der entweder von

einem Kriegsbeschädigten oder dessen Hinterbliebenen

geltend gemacht werden soll, zu gewähren, und zwar,

wenn besonders berücksichtigenswcrte Umstände vor¬

handen sind. Es wäre vielleicht schon aus dem Grunde

notwendig, daß eine Novellierung des Gesetzes erfolgt,

um einen anderen Weg zu suchen, damit den sich

verspätet meldenden Kriegsopfern die Möglichkeit

besser gegeben wird, den Anspruch auf ihre Rente

geltend zu machen. Ich glaube, daß die Novelle

einen besseren Weg finden wird. Auch dem Herrn

Bundesminister scheint, wie ich seinen Ausführungen

im Ausschuß entnommen habe, daran gelegen zu sein,

denn sicherlich setzt er sich dadurch, daß er unter den

vielen Fällen nur eine verhältnismäßig geringe Zahl

berücksichtigt, der Gefahr aus, daß man seine Ent¬

scheidungen nicht genug objektiv findet. Der Minister

sagte, daß ihm in der Zeit vom 1. Dezember 1924

bis 30. November 1925 4613 Akte Vorgelegen

seien, von denen 1419 aufrecht erledigt, 3194 ab¬

gewiesen wurden. Er führte ferner aus: „Natürlich

kann es, wenn der Akt schlecht instruiert ist oder die

Protokolle mangelhaft sind, auch Vorkommen, daß

eine Entscheidung gefällt wird, die den Tatsachen

nicht ganz entspricht. In dem Falle aber, wo mir
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zur Kenntnis kommt, daß wirklich ein Grund für

die Gewährung der Nachsicht vorhanden ist, werde

ich mir den Akt ein zweites und auch ein drittes Mal

kommen lassen und auf Grund eingehender Studien

die Entscheidung treffen."

Der /Herr Minister hat darauf hingewiescn, daß

in zwei Fällen seine Erhebungen ergeben haben, daß

die Akte nicht vorliegen, und zwar sagt er: „Im

Budgetausschuß wurde auch darüber Klage geführt,

daß die im 8 30 des Jnvalidencntschädigungsgesetzes

vorgesehene Nachsicht wegen Fristversäumnis in nicht

entsprechender, ja sogar parteimäßiger Weise gehand-

habt werde. Den beiden, damals vorgcbrachten Fällen

bin ich nachgegangen und kann sagen, daß solche

Akte dem Ministerium nicht vorliegen."

Es kann ja sein, daß man dem Minister gesagt

hat, die Akten liegen nicht mehr vor, weil sie schon

erledigt sind. Mir aber ist das Material von einer

Kriegsovserorganisation zugckommen und diese führt

Klage darüber, daß zum Beispiel in dem einen Fall,

wo es sich um den ehemaligen Grasen Dr. Ferdinand

Fortuna Wolkcnstein-Rodencgg handelt, der 35 Jahre

alt ist, Finanzrat im Bundes,ninistcrium für Finanzen.

Departement XIIA, Großgrundbesitzer, verheiratet

mit einer italienischen Gräfin, diesem auf Grund

des Ansuchens vom 14. August 1925 die Nachsicht

der Fristversäumnis im Sinne des § 30/4 Jnva-

lidenentschädigungsgcsetz —- es h ißt dort in rück-

sichtswürdigln Fällen — mit Erlaß des Bundes

ministcriums für soziale Verwaltung vom 22. August

1925, Zahl 49719 —Abt. 6/25, erteilt wurde.

Das sind so genaue Daten, daß ich den Fall im

Plenum vorbringe und dem Herrn Bundcsministcr

diese Daten zur Verfügung stellen werde, damit er

noch einmal in die Lage komme . . . (Minister

Dr. Resch: Das habe ich ja im Ausschüsse zuge¬

geben, daß dieser Fall schon erledigt ist!) Der

Mann hat den Aktivitätsdezug eines Finanzrates

von monatlich 4,523.000 und hat dennoch die Frist-

Versäumnis erlassen bekommen.

Ein anderer Fall betrifft den Gregor Raininger,

Gcmischtwarenverschleißcr, geboren 30. Oktober 1881,

Wien, XIII., Hüttcldorfcrstraße 189. Ihm wurde

mit Erlaß des Bundeeministeriums für soziale Ver¬

waltung vom 2. August 1925, Zahl 37602 —

Abt. 6/1925 die Nachsicht der Fristversäumnis im

Sinne des § 30/4 Jnvalidcncntschädigungsgesetz mit

Wirksamkeit vom 1. August 1925 erteilt. Rente mit

Bescheid der n. ö. Jnvalidenentschädigungekommission

vom 29. August 1925, GZ. 26522/1 ex 1925,

Bem-Zahl 115717 mit 35—45 Prozent bemessen

und die Rente gemäß § 29 Jnvalidencntschädigungs-

gcsetz um 60 Prozent gekürzt. Das heißt, der Mann

zahlt eine Einkommensteuer im Betrage von jährlich

mindestens 792.000 X. Deshalb wnide ihm die Rente

sofort gekürzt. Demgegenüber habe ich Kenntnis von

vielen Fällen, wo ein wirklich bedauernswerter und

bedürftiger Mensch um Nachsicht angesucht hat

und abgewiesen wurde. Da ist ein Friedrich Noyer,

Wien, V., Vogclsanggasse 18; eine Frau, deren

Sohn an der italienischen Front gefallen ist. Der

Sohn hieß Rudolf Wagner die Frau heißt Maria

Wagner, Büglerin im Hotel Jnfvhr, Waidhofen

an der Mbs, Niederösterreich. Tann habe ich hier

einen Fall, um den sich die Jnvalidenorgamsation

der Ortsgruppe Weiz des Landesverbandes der

Kriegsbeschädigten Steierniarks angenommen hat.

Er betrifft einen Kriegsbeschädigten Anton Straßer,

sür den auch der Antrag um Nachlaß von der Frist-

Versäumnis gestellt wurde. Ein Fall betrifft eine

arme Witwe Valentine Großberger in W>en. Sie

hat drei Kinder und bat, daß ihr die Witwen-,

beziehungsweise Waisenrente gewährt werde. Die

Kinder sind 10, 12 und 15 Jahre alt, das letztere

ist lungenkrank, es braucht bessere Nahrung und

alle brauchen die Pflege der Mutter. Darum bittet

sie inständigst um Erhörung ihrer Bitte. Einen

solchen Brief habe ich auch von Anna Prenn,

iviedcrverehclichte Klimek in Obernalb (Niederöster¬

reich), die für drei Waisen nach dem Kriegsteil¬

nehmer Franz Prenn zu sorgen hat und um Nach¬

sicht bittet. Ich habe hier eine Zuschrift, die die

Witwe eines Kriegsgesallenen betrifft. Die Frau

bittet um die Witwen- und Waisenrente — es ist

dies Krcozenzia Spieldiener aus Gnigl bei Salzburg.

Solche traurigen Fälle finden sich noch sehr viele,

sie zeigen, daß die Bestimmungen des Gesetzes

äußerst hart ausgclegt werden und daß eine Ab¬

änderung dieser Bestimmungen notwendig ist. Bis

dahin möge aber der He,r Bundesminister für soziale

Verwaltung trachten, dieses krasse Elend dadurch zu

lindern, daß er die Nachsicht von der Fristversäumnis

in allen triftigen Fällen gewährt.

Ich sehe mich durch die Ausführungen des Herrn

Abg. Dr. Schumacher veranlaßt, über unseren Minder-

heiisantrag bezüglich der Erhöhung des Beitrages

für den Klcinrcnrnerfouds von 4 ans 8 Millionen

Schilling einiges zu sagen. Der Herr Abg. Dr. Schu¬

macher sagte selbst, daß unser Minderhcitsantrag

einem Wunsche der Bevölkerung entspreche, aber er

meinte, es lasse sich nichts machen, da das Geld

dazu fehlt. Das ist das Motto: Mir blutet das

Herz, aber man kann nichts machen! Es würde sich

bloß darum handeln, durch die Verdoppelung der viel

zu germgen Summe von vier Millionen das bitterste

Elend armer, alter Leute zu lindern. Der Antrag

Schumacher, auf den der Redner verwiesen hat, soll

eine Besserung in Aussicht stellen. Ich muß aber

sagen, daß der Antrag ungenügend ist, er enthält

keine Beträge, kein Ausmaß der Fürsorge für diese

armen, alten Kleinrentner, er enthält keine genauen

Bestimmungen über das Anspruchsrecht und schließ¬

lich haben die armen, alten Leute nichts von dem

Antrag, sondern sie wollen zureichende Hilfe haben.
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Daß geholfen werden muß, beweist die Tatsache,

daß der Bundes minister Dr. Resch selbst eine aller¬

dings geringe Erhöhung der Unterstützung der armen,

alten Kleinrentner für Weihnachten verfügt hat. Aber

das ist nur ein kleiner Tropfen auf einen heißen

Stein. Sie müssen trachten, daß der Tropfen etwas

größer wird, und deshalb bitte ich Sie, unseren

Minderheitsantrag anzunehmen. (Beifall. — Während

vorstehender Rede hat Präsident Eldersch den

Vorsitz übernommen.)

Spezialberichterstatter Dr. Jerzabek: Hohes

Haus! Im Laufe der hier im Hause abgeführten

Debatte ist zu Kapitel 15, Soziale Verwaltung,

vom Abg. Witzany eine En'schließung eingcbracht

worden, die ich gleich der im Ausschuß eingebrachtcn

und dem Bericht beigedruckten Entschließung des

Herrn Abg. Smitka zur Annahme empfehle. Da¬

gegen bitte ich die ebenfalls im Ausschuß gestellten

Minderhcitsanträge der Abg. Proft, Freundlich und

Schiegl zu Kapitel 15, Titel 3, § 5, dann der

Abg. Proft, Schiegl, Dr. Deutsch und Hölzl, betr.

Förderung des Jugendwanderns, sodann der Abg.

Schiegl, Eldersch, Hölzl zu Titel 2, 8 7, weiters

der Abg. Dr. Deutsch, Schiegl, Hölzl zu Titel 2,

Z 5, und schließlich der Abg. Hölzl, Dr. Eisler,

Prost und Sever zu Titel 2, 8 8, mit Rücksicht

auf die ihnen entgcgcnstenenden budgetären Schwierig-

keiten abzulchnen und das Kap tel 15, Soziale

Verwaltung, sowie Kapitel 28, Titel 10, Bundes-

apothckcn, unverändert im Sinne des Ausschuß¬

antrages anzunehmen.

Damit ist die Debatte über den 4. Abschnitt

abgefchlossen.

Es gelangt nunmehr der 5. Abschnitt zur Ver¬

handlung. das ist XI. Kapitel 19 „Land- und Forst¬

wirtschaft".

Kaoitel 28 „Bnndcsbetriebe", Titel 3 „Forst-

und Tomäncnbelriebc" gelangt beim nächsten Ab¬

schnitt zur Verhandlung.

Spezialberichterstatter Eisenhut: Hohes Haus!

Das Kapitel 19 erfährt in dieiem Jahre insofern

eine andere Behandlung als im vergangenen Jahre,

als auf Grund des Gesetzes vom 30. Juli 1925

mit 1. Oktober das Wasserrecht, das Wasserbau-

wcsen, die Wasserstraßen, die Wasserwirtschaft und

der hydrographische Dienst aus dem Handels¬

ministerium in das Landwirtschaftsministerium über¬

nommen wurde. Infolgedessen ist im Titel 3 der

8 2, Entwässerung, ausgeschieden und es wurde ein

neuer Titel 6 eingefügt. Im vorigen Jahre gliederte

sich das Kapitel 19 in 5 Titel, diesmal in 6.

In diesem Titel wurden die vom Handelsministerium

übernommenen wasscrrcchtlichcn Agenden und die

schon bisher im Landwirtschaftsministerium bestandenen

zusammengcfaßt. (Sever: Ihr Minister ist noch

nicht hier, Herr Referent!) Er wird gleich kommen.

Sie wissen ja, es ist eine kleine Änderung ein¬

getreten. (Sever: Ein Ministerersatz!) Das nicht,

aber der Minister hat geglaubt, die Debatte über

den 4. Abschnitt werde länger dauern.

Im Titel 1 des Ministeriums für Land- und

Forstwirtschaft ist eine Verschiebung in den Aus¬

gaben eingctreten, weil aus dem bereits erwähnten

Grunde 42 Angestellte aus dem Handelsministerium

übernommen wurden.

Der Titel 2.. das Lehr- und Versuchswesen, ist

nach unser aller Überzeugung von größter Bedeutung.

Eine Förderung und Hebung der landwirtschaftlichen

Produktion ist nur möglich, wenn mehr landwirt¬

schaftliches Fachwissen in die breiten Massen der

landwirtschaftlichen Bevölkerung getragen wird. Es

handelt sich hier also um eines der wichtigsten

Kapitel. Wir finden hier eine Post von 300.000 8,

die zur Errichtung einer Molkereischule dienen soll

und die schon einige Jahre präliminiert war. Wir

haben nun die sichere Hoffnung, daß es gelingen

wird, im Jahre 1926 endlich diese Schule zu er¬

richten. Nach unserer Auffassung ist gerade das

Mollereiwesen einer der wichtigsten Zweige der

Landwirtschaft, nicht nur der Alpenländer, sondern

auch des flachen Landes. Wenn wir auf dem flachen

Lande auch nicht seinen Käse erzeugen können, so

doch gewöhnlichen Käse und Butter usw. und dazu

brauchen wir unbedingt diese Schule, die die nötigen

Fachkräfte ausbilden soll, die dann als Beamte

oder Angestellte in der Milchwirtschaft Verwendung

finden. Die Errichtung dieser Schule liegt also im

Interesse aller, nicht nur der Landwirtschaft, sondern

auch der städtischen Bevölkerung. Bekanntlich ist die

Milchproduktion schon wieder ans der Friedcnshöhe

angclangt, in Wien besteht sogar schon Milchüberfluß,

was wohl teilweise ans die gesunkene Kaufkraft der

Bevölkerung znrückzuführen ist. Die Viehbestände sind,

Gott sei Dank! aus eigener Kraft der Landwirtschaft

schon wieder aufgesüllt. Da wir aber noch mehr

Milch erzeugen wollen, müssen aber zur Verwertung

der Milch Molkereien errichtet werden, um uns

vom Auslande unabhängig zu machen. Bekanntlich

kommt heute viel dänische Butter nach Österreich.

Wir haben schon heute Molkereien, wie zum Bei¬

spiel die in Mank, die ebensolche Butter wie die

dänische erzeugen können, andere ähnliche Molkereien

sind in Niedcrösterreich und wahrscheinlich auch in

anderen Ländern in Gründung begriffen. Gerade

dieser Zweig der Landivirtschaft kann ein Rettungs¬

anker in schwerer Not sein, er ist von der größten

Wichtigkeit für die ganze Bevölkerung und auch für

unsere Handelsbilanz. Die ermähnte Molkereischule

muß also endlich errichtet werden.

Hier sind auch die Beträge für die Schulen, die

der Bund nicht selbst betreibt, eingesetzt, außerdem

44.100 8 für nichtbundesstaatliche landwirtschaftliche

Lehranstalten, 32.000 8 für forstwirtschaftliche Lehr¬

anstalten und 200 8 für das ornithologische Institut
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in Hellbrunn. Sie seben, daß die Beträge verhältnis¬

mäßig sehr gering sind, und wir würden wünschen,

daß im nächsten Voranschlag größere Suninien ein¬

gesetzt werden, weil wir ja nebst den Bnndeslehr-

anstalten noch eine Anzahl anderer Schulen haben.

Ich weise nur auf die landwirtschaftlichen Mittel¬

schulen in Mödling und in Laa hin, die unbedingt

der Unterstützung bedürfen, und dazu sind diese Be¬

träge eigentlich zu gering. In diesem Kapitel „Lchr-

nnd Vcrsuchswesen" handelt es sich auch darum,

daß Untersnchungen bezüglich der tierischen und

pflanzlichen Schädlinge angestellt werden. Ich möchte

hier hauptsächlich auf die Erforschung des Kartoffel-

krebses verweile». Bekanntlich ist der Kartoffelkrebs

in unseren Nachbarländern Tschechoslowakei und

Deutschland schon ausgetreten und leider im heurigen

Jahr auch schon in Vorarlberg festgestellt ivordcn.

Wenn man bedenkt, welch schwere Schäden dieser

Kurtoffelkrebs anrichtet, weil ja auf verseuchtem

Bod n Kartoffeln jahrelang nicht angebaut werden

können. Die Kartoffeln sind ein Volksnahrungsmiktel,

es niuß daher getrachtet werden, krebsimmunes Saat¬

gut zu beschaffen und die Landwirte damit zu ver¬

sehen, um die Weitervcrbreitung dieser Krankbeit,

wenn sie leider schon cingcschleppt ist, zu verhindeln.

Das wäre bezüglich des Titels 2 zu sagen.

Titel 3 betrifft die Landeskultur. Schon das Wort

„Landeskultur" besagt, daß es sich hier um einen

Gegenstand von größter Bedeutung handelt. Der

Betrag, der Heuer in den Voranschlag eingesetzt ist,

weist auch gegenüber dem Vorjahr eine Erhöhung

um ungefähr das Doppelte auf. Diese Verdopplung

springt wohl in die Augen, aber wenn man berück¬

sichtigt, daß in den vergangenen Jahren immer Ab¬

striche gcniacht wurden, so ist damit eigentlich noch

nicht viel erreicht. Wir möchten auch da den Herrn

Bundesminister bitten, wenn es schon heuer mit

Rücklicht ans die finanziellen Verhältnisse nicht mög¬

lich war, doch mindestens in den nächsten Vor¬

anschlag für die Zwecke der Landeskultur, die ja

eines der wichtigsten Gebiete ist, größere Beträge

einzustellcn. Vor allem handelt es sich hier um die

Viehzucht, den Viehverkehr und das Molkereiwescn.

Ich habe schon auf die Wichtigkeit des Molkerei-

wcscns hingewiesen. Wenn man aber Molkerei-

Produkte erzeugen will, muß man eben Vieh haben,

und nicht nur Vieh zur Düngererzeugung, sondern

auch leistungsfähiges Vieh. Die Landwirte müssen

dahin belehrt werden, daß sie wirklich leistungsfähige

Rinderrasscn heranziehen. Dasselbe ist bei den

Schweinen und anderen Tieren der Fall. Bei den

Rindern muß Leistungszucht auf Milchergiebigkeit

getrieben werden, weil die Milchwirtschaft einer der

wichtigsten Zweige der Landwirtschaft ist. Hier sind

in erster Linie die Gelder zur Beschaffung von

männlichen Zuchttieren zu verwenden, die man zu

Vererbungszwecken notwendig braucht, und es muß

vor allem getrachtet werden, solche Zuchttiere anzu¬

schaffen, die aus milchleistungsfähigcn Stämmen her-

stammcn, und anderseits bei den Schweinen solche,

die rasch fett werden und raschwüchsig sind, damit

wir auch auf diesem Gebiete uns mehr oder weniger

von der Einfuhr unabhängig machen können.

Dann haben wir hier die Post „Pflanzenbau".

Es ist gewiß bei allen Pflanzenarten notwendig,

entsprechend gutes Saatgut zu haben. Wir wissen,

daß die Grundlage einer rationellen Wirtschaft reines

Saatgut in, weil die Arten sehr leicht degenerieren.

Ta muß eben getrachtet werden, daß die Getreide¬

zuchtanstalt unterstützt werde, daß gut und rein ge¬

züchtetes Saatgut ans den Markt kommt und den

Landwirten zur Verfügung gestellt wird, damit

bessere und größere Hektarerträge erzielt werden

können. Auch das ist wichtig neben anderen Fragen,

auf die ich noch des weiteren zurückkommen werde.

Ich möchte beim Titel „Pflanzenbau" auch auf

den Zuckerrübenbau Hinweisen, der bei uns schon

seit einigen Jahren ziemliche Fortschritte gemacht

hat. Gerade in Niederösterreich und teilweise auch

in Oberösterreich sind ja die Bedingungen für einen

intensiveren Betrieb des Zuckerrübenbaues vorhanden.

Wir wissen ja, daß cs uns gelungen ist, die Zucker¬

produktion im Inlands von zirka 20 Prozent im

Fahre 1923 auf 42 Prozent im letzten Jahre

hinaufzubringen. Wir sind der Anschauung, daß es

möglich ist und daß wir den Boden haben, um

den ganzen Zuckerbedarf im Jnlande decken zu

können. Das hat nicht nur große Bedeutung für

die Landwirtschaft, für die Fruchtfolge und die

Viehzucht, weil es da Massen abfallprodukte gibt,

sondern auch für unsere Handelsbilanz, weil ja,

wenn wir den Zucker nicht aus der Tschechoslowakei

oder überhaupt aus dem Ausland einzusührcn

brauchen, das Geld im Jnlande bleibt und sich da¬

durch unsere Handelsbilanz verbessert. Ich möchte

hier nur darauf Hinweisen, daß gerade der Zucker¬

rübenbau durch die niederen Preise sehr gefährdet

ist, doch wird über diese Frage noch bei einer

anderen Gelegenheit gesprochen werden. Ich weise

hier nur darauf hin, daß es sich hier um einen

wichtigen Zweig handelt, dem daher auch die nötige

Aufmerksamkeit geschenkt werden muß.

Ebenso ist es beim Fntterbau. Ich habe gesagt,

wir wollen Molkereiprodukte, wir müssen Vieh haben,

und wenn wir Vieh haben wollen, müssen wir auch

Futter haben, denn das ist die erste Grundbedingung.

Auch da sind, Gott sei Dank! bei unserer Landwirt¬

schaft ziemliche Fortschritte zu verzeichnen, aber es

ist doch noch immer möglich, besseres. Futter und

mehr Futter zu erzeugen, wenn durch Anlegung von

Knnstwiesen, Daucrwiesen und durch Kunstdünger¬

versuche die nötigen Kenntnisse in die Landwirtschaft

getragen werden. Wir haben die Überzeugung, daß

wir in der Lage sind, durch entsprechende
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Meliorationen, künstliche Düngung usw. bedeutend

höhere Erträge erzielen zu können, und es ist daher

notwendig, daß auf diesem Gebiete weitergeschriltcn

wird, weil ja das Futter die Grundlage der Vieh¬

zucht ist.

Die Post Wein-, Obst- und Gemüsebau erscheint

gerade mir sehr wichtig, da ich die Ehre habe, ein

Wcinbaugebiet zu vertreten. Hier sind Beträge von

70.000 8 vorgesehen zur Unterstützung von Reb-

schulen und zur Heranziehung von guten Rebunter-

lagen. Ich möchte hier von dieser Stelle aus auf¬

merksam machen, daß der Weinbau Tausende von

braven Hauecfamilicn ernährt, deren Existenz auch

wieder schwer gesährdet ist. Es wird ja gewiß von

anderen Rednern noch darauf hingewiescu werden,

daß wir das Augenmerk daraus zu wenden haben,

daß der Weinbau in Österreich einerseits eine gewisse

Steuerquellc darstcllt und anderseits Tausenden von

Familien, die sonst keinen Unterhalt hätten, geradezu

die Existenz ermöglicht und daher möglichst unter¬

stützt werden muß.

Zur Förderung des Weinbaues gehört selbst¬

verständlich auch die nächste Post „Schädlings¬

bekämpfung". Wir wissen, daß die Reblaus, die

Peronospora und das Ordiuin, diese verschiedenen

Pflanzenkrankhcitcn, im Weinbau großen Schaden

anrichten.

Auch hinsichtlich des Obstbaues möchte ich daraus

aufmerksam machen, daß man gerade in der letz'cn

Zeit sich dafür eingesetzt hat, daß unser Obstbau,

der schon vor dem Kriege und nach dem Kriege

ziemlich aufgeblüht ist, weiter ausgedehnt werde.

Auch da haben wir furchtbare Schädlinge. — Ich

weise da nur auf die Schildlaus des Apfelbaumes

und des Zwetschkenbaumes hin. — Hier muß

getrachtet werden, daß die nötige Aufklärung in die

Bevölkerung kommt und daß die obstbautreibcnde

Bevölkcrung diese Schädlingsbekämpfungsmittel zu

mäßigen Preisen bekommt, weil die Leute sonst nicht

imstande sind, diese Mittel zu kaufen. Wenn wir

unseren Obstbau und unseren Weinbau erhalten

tvollcn, dann muß die Bevölkerung auf diesem

Gebiete unterstützt werden.

Das Kapitel Alpen- und Weidewirtschaft und

Hütweidcn ist insbesondere für die Alpenländer von

großer Wichtigkeit. Wir stehen auf dem Standpunkte,

daß es unbedingt notwendig ist, daß diese Alpen¬

weiden verbessert werden. Hier gilt dasselbe, was

ich in bezug auf Futtcrbau gesagt habe, der Betrag

von 114.000 8 ist zu gering. Wir hoffen, daß das

Ministerium im eigenen Wirkungskreise, wie es im

Ausschüsse versprochen wurde, eine Verschiebung in

den einzelnen Posten vornehmen wird, so daß Beträge

für gewisse Zweige, die minder wichtig sind, für

diese Zwecke frei werden.

Das landwirtschaftliche Arbeiterwesen fassen wir

alle als eine der wichtigsten Fragen auf. Wir wisse»,

daß die Landflucht wieder sehr starke Dimensionen

annimmt. Die Gegner sagen, daß uns Landwirte

die Schuld selber trifft, weil keine richtigen sozialen

Einrichtungen, keine angemessenen Löhne gezahlt

werden und die Behandlung keine angemessene ist.

Aber das ist alles unrichtig. Wir haben schon soziale

Einrichtungen für die landwiitschaftlichen Arbeiter.

Wenn ich meine engere Heimat nehme, so haben

wir für die alten Arbeiter, wenn sie arbeitsunfähig

und mittellos sind, tadellos schöne Armenhäuser, in

denen sie untcrgebracht werden. Die Gegner sprechen

generalisierend immer von den Einlegern, die im

Stall leben müssen. Das ist aber, soviel mir bekannt

ist, nicht mehr der Fall. Wir beachten die kulturellen

Fortschritte und suchen auch unsere Leute auf ein

höheres Kulturnivcau zu bringen. Man wird also

heute im allgemeinen nicht mehr finden, daß land¬

wirtschaftliche Dienstboten und Arbeiter im Stall

schlafen müssen, obwohl sic bei der Kälte selber

gerne in den Stall gchen. Aber selbstverständlich

muß getrachtet werden, daß das Nötige veranlaßt

wird. Ich selber habe schon im Jahre 1911 im

n. ö. Landtag mit Kollegen einen Antrag eingebracht,

daß Heimstätten für landwirtschaftliche Dienstboten

und Arbeiter errichtet werden. Während der Vor¬

arbeiten ist aber der Krieg gekommen und jetzt ist

leider diese Angelegenheit noch nicht ausgegriffen

worden. Aber ich »ehe ans dem Standpunkte, daß

es sich hier um ein Problem handelt, dem wir

nahetrctcn müssen, daß wir für unsere Dienstboten

Heimstätten schassen müssen, damit sie sich verehelichen

und einen eigenen Herd giünden können.

Wir wirken auch überall hin, daß die landwirt¬

schaftlichen Arbeiter besser bezahlt weiden. Speziell

in meiner engeren Heimat sind die Arbeitslöhne

mehr als valorsiert, ja sie sind — vielleicht nicht

überall — 100 Prozent über dem Friedcnswert.

Der Bauer hat ja ein Interesse an seinen Arbeitern,

weil er sie unbedingt braucht. Wir benutzen zwar

schon sehr intensiv M fichinen, aber trotzdem braucht

man zur Bedienung derselben Menschenhände, denn

der Besitzer eines mittleren oder größeren Bauern-

guics kann es nicht allein besorgen, außer er hat

erwachsene Kinder. Wir werden al>o immer Menschen¬

arbeit brauchen. Ich bin überzeugt, daß sich in der

Landwirtschaft die Auffassung durchrinqcn wird, daß

die Leute, die mit uns Freud und Leid teilen, auch

entsprechend behandelt und bezahlt werden müssen.

Die vorliegende Budgctpost wird gewiß auch dazu

dienen, in die Landbevölkerung Aufklärung und

den ärmeren Schichten Unterstützung zuteil werden

zu lassen.

Was das Genofienschaftswescn anbclangt, so ver¬

zeichnen wir da von Jahr zu Jahr erfreulichere

Fortschritte. In Nicderösterreich gab es vor dem

Kriege 21 Genossenschaftslagerhäuser und jetzt 42

mit einer großen Anzahl von Filialen. Es gibt
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viele Hunderte von Milchgenossenschaften, Viehzucht¬

genossenschaften, Pferdczuchtgeiiossenschaften, Rindcr-

zuchtgenossenschciften und Kcllereigenossenschasten. Wir

stehen auf dem Standpunkte, daß das Genosscnlchafts-

wesen dazu beiträgt, die Produkte voni Produzenten

au den Konsumenten in kürzester, leichtester und

billigster Weise zu übermitteln. Dazu sind die Ge-

nossenschasten notwendig und wir werden trachten,

daß das Genossenschaftswesen, das selbstverständlich

auch vom Ministerium unterstützt wird, weiter aus¬

gebaut wird.

Zu dem Titel „Landeskultur" möchte ich noch

bemerken, daß eine der wichtigsten Forderungen der

Landwirtschaft zur Durchführung all dieser Fragen

die Schaffung eines Landeskulturförderungsgesctzcs

ist. Es ist auch ein diesbezüglicher Reiolutionsantrag

von niir ciugebracht wurden. Der Herr Minister für

Landwirtschaft hat ja im Budgetausschuß erklärt,

daß das Gesetz iu der nächsten Zeit dem Hause

vorgelcgt werden wird, und wir hoffen, daß nian,

wenn dieses Gesetz beschlossen sein und seine

Wirkungen ausüben wird, die Wünsche, die heute

bei diesem Kapitel werden laut werden, wenigstens

teilweise wird erfüllen können, weil gerade die

Hebung und Förderung der Landeskultur die Grund-

läge nicht nur für die Wirtschaft unserer bäuerlichen

Bevölkerung, sondern für die ganze Volkswirtschaft
bildet.

Bezüglich der agrarischen Operationen möchte ich

nur Mitteilen, daß infolge der 4. Abgabenteilungs¬

novelle nur diese Agendejl und daher auch der

Personal- und Sachauf wand beim Ministerium ver¬

blieben sind. Der Personal- und Sachaufwand für

die Wiedcrbesiedlung beträgt 51 500 8. Wir hoffen,

daß die Wiederbcsicdlung endlich zu Ende geführt

wird und die Klagen, die hier laut geworden sind,

verstummen werden. Es ist ja festzustellen, daß auch

aus diesem Gebiete doch sehr viel geschehen ist. Ich

spreche da aus eigener Erfahrung zunächst nur von

Niederösterreich, aber es ist mir als Referenten dock

auch bekannt, daß auch in den anderen Ländern die

Sache ziemlich vorwärtsgegangen ist, und wir hoffen

daher, daß diese Aktionen sehr bald abgeschlossen

sein werden.

Zum Titel 4, „Pferdezucht", niöchte ich erwähnen,

daß die Landwirte diesem Zweige große Bedeutung

beimessen. Leider ist jetzt auf diesem Gebiete eine

gewisse Stagnation eingetreten, weil Pferde schwer

absetzbar sind. Wir dürfen aber nicht verzagen,

sondern müssen daran festhalreu, daß die Pferdezucht

als ein wichtiger Zweig der Landwirtschaft so

weiter betrieben werden soll, damit wir nicht nur

unseren Bedarf an Pferdematerial im Inland selbst

erzeugen, sondern auch Pferde aussührcn können,

weil dadurch wieder unsere Handelsbilanz günstig

beeinflußt wird.

Titel 5, „Vetcrinärwesen". Auch hier ist infolge

der 4. Abgabcnteilungsnovclle der größte Teil des

Aufwandes von den Ländern übernommen worden.

Es bleibt nur die Tierimpfstoff-Gewinnungsanstalt

in Mödling, deren Aufwand mit 239,000 8 ver¬

anschlagt ist; diesen Ausgaben stehen aber Einnahmen

von 200.000 8 gegenüber, so daß nur 39.000 8

unbedeckt sind. Diese Anstalt ist von größter Be¬

deutung, weil — wie ich es schon früher bezüglich

der Pflanzen bemeikt habe — auch unter den

Tieren die Zahl der Schädlinge immer größer wird.

Wir sind aber überzeugt, daß es möglich ist — die

Beterinärwissenichaft ist ja schon sehr vorgeschritten —,

die Krankheitskcime Der meisten Seuchen zu erkennen

und entweder den Krankheiten durch Impfung vor-

zubcugen oder, wenn sie schon eingetreten sind,

sogenannte Heilimpfungen vorzunehmcn. Unter solchen

Uniständen ist also diese Anstalt gewiß sehr not¬

wendig, denn wenn die Impfstoffe ordentlich hergestellt

werden, werden sie ihre Wirkung tun. Es gibt ja

eine große Zahl von Krankheiten, die da in Betracht

kommen. Ich will das hohe Haus nicht ermüden

und nur auf zwei Krankheiten Hinweisen, auf die

Maul- und Klauenseuche, die den Rmderu so ge¬

fährlich ist — sie kann man durch Impfung be¬

kämpfen —, und aus die Rotlaufsei.che bei Schweinen,

Wenn diese Anstalt die nvttvendigc Unterstützung

findet, wird sie die Jmpsstoffe iu einwandfreier

Form erzeugen können und uns davor schützen, daß

unser heimischer Viehbestand, der von uns mit aller

Energie gefördert wird, durch Seuchen dezimiert

wird, was ja nicht nur den Bauern, sondern der

ganzen Volkswirtschaft furchtbaren Schaden zufügen

würde.

Der letzte Titel, Titel 6, betrifft die Wasserbauten.

Ich habe schon erwähnt, daß ein Teil der be¬

züglichen Agenden vom Ministenum für Handel und

Verkehr an oas Landwirtswastsministeriuni über-

gcgangen ist. Das ganze Wasserbauwesen ist rnfolge-

dessen jetzt im Bundesministcrium für Land- und

Forstwirtschaft vereinigt. Ich will da vor allem auf

eine Post aufmerksam machen, die uns am meisten

interessiert, das sind die Meliorationen, die Ver-

bessenlngeu von Grundstücken, wie etwa Bewässerung

von Wiesen und Entwässerung von versumpften

Böden. Nach meiner Überzeugung ist das eine un¬

gemein wichtige Angelegenheit. Ich selbst lebe in

einer Gegend, die schon ganz melioriert, in der die

Entwässerung vollständig durchgeführt ist. Wir kennen

die Wohltaten, die diese Meliorationen mit sich

bringen, schon seit Jahrzehnten und ich muß sagen,

daß gerade diese als die Grundlage der Förderung

unserer Produktion betrachtet werden müssen. Es

sind aber noch tausende Hektar versumpften Bodens,

aus denen im Wege von Meliorationen, von

Dränage der beste Ackerboden geschaffen und hohe

Erträge erzielt werden können, weil das eben so-
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Zusagen noch jungfräulicher Boden ist. Die Beträge

aber, die hier eingestellt sind, sind zu gering. Wir

haben immer den Wunsch ausgesprochen, daß höhere

Beträge eingesetzt werden, leider wurden immer

wieder Abstriche gemacht. Auch bei den Ländern,

die bekanntlich ebenfalls zum Mcliorationswesen bei-

zutragen haben, sehen wir, daß immer wieder Er¬

sparungen eintreten müssen. Ich stehe aber auf

dem Standpunkte, daß diese Ersparungsmaßnahmcn

nicht am richtigen Platz sind, weil gerade die Be¬

träge, die zur Meliorierurig verwendet werden, sich

in der kürzesten Zeit amortisieren und gerade diese

Verwendung vielleicht die beste Verzinsung bringt.

Wir können ja dann mehr Futter, mehr Getreide

und in der Folge wieder mehr Vieh erzeugen und

auf diese Werse uns immer mehr vom Ausland

unabhängig machen.

Im Punkte 4 sind für „Wildbach' und Lawinen¬

verbauungen" 2,334.000 8 eingestellt. Es ist das

gewiß auch sehr notwendig, weil wir wissen, welch

schwere Gefahr die Lawinen in unseren Alpenländern

für die Kulturbödeu bedeuten und daß sie vielfach

auch schon Opfer an Menschenleben gefordert haben.

Es ist daher gewiß notwendig, daß diese Wildbach-

und Lawinenverbauungen mit aller Beschleunigung

erfolgen können und mit aller Energie daran ge

arbeiict wird, die Schäden, die da angerichtet

werden, auf ein möglichst geringes Ausmaß cin-

zudämmcu.

Zum Schluffe möchte ich nur sagen, daß wir die

Überzeugung haben, daß unser Landwirtschasts-

ministerium mit allen ihm zu Gebote stehenden

Mitteln die ihm übertragenen Agenden zu erfüllen

trachtet. Ich bin davon überzeugt, daß die hier

vorgesehenen Beiräge mit Rücksicht auf die Lage

unicrer Bundesfinanzen nicht erhöht werden konnten,

wir hoffen aber, daß es gelingen wird, im nächsten

Voranschlag höhere Beträge einzustellcn, wie sic zur

Hebung und Förderung der landwirtschaftlichen

Produktion unbedingt notwendig sind. Unsere Land¬

wirtschaft hat die Kriegc-folgen aus eigener Kraft,

mit großen Opfern und mit großer Energie fast

ganz überwunden. Leider aber ist die finanzielle

Kraft der Landwirtschaft an ihrer Grenze angelangt,

sie ist erschöpft. Es tritt jetzt leider das ein, was

wir schon früher immer vorausgesagt haben. Man

hat vor einigen Jahren immer davon geredet, daß

die Laodwirtschast in Geld sozusagen schwimme.

Das war nur scheinbar und heute ist das Gegenteil

eingetretcn, ihre finanzielle Kraft ist vollkommen

erschöpft, es sind wstder Kredite notwendig geworden

und die Verschuldung des Bauernstandes rückt wieder

in die Nähe. Ich hoffe, daß meine Worte und die

Worte, die von den anderen Rednern noch gebracht

werden, beachtet werden und die Landwirtschatt in

Zukunft wieder mehr Unterstützung finden wird. Ich

erkläre nochmals, daß wir zu unserem Landwirt-

schaftsminister das größte Vertrauen haben, da wir

wissen, daß er sein möglichstes tut, und erlaube

mir, zum Schluffe den Antrag zu stellen (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„1. Dem Kapitel 19, „Land- und Forstwirtschaft"

des Bundcsvoranschlages für das Jahr 192 6 in

der augeschlossenen Fassung wird die verfassungs¬

mäßige Zustimmung erteilt.

2. Die beigedrucktcn Entschließungen werden an¬

genommen." (Beifall.)

Schneidmadl: Hohes Haus! Das sozialdemo¬

kratische Agrarprogramm, das unser Parteitag im

November dieses Jahres beschlossen hat, hat unter

den bürgerlichen Parteien, unter den christlichsozialen

und deutschnationalen Agrariern eine nicht geringe

Verwirrung angcrichtet. (Gelächter.) Die Herren

sind sich bis heute noch nicht recht klar darüber,

wie sie sich eigentlich zu diesem Agrarprogramm

stellen sollen. Am liebsten möchten sie cs als eine

unernste Sache hinstcllen oder als einen Schwindel

abtun. Aber das geht doch wieder nicht gut, weil

ja im sozialdemokratischen Agrarprogramm auch eine

genze Reihe von Forderungen enthalten sind, für

die die bürgerlichen Parleien in ihren besseren Tagen

auch eingctrclen sind. Wenn Sie unser sozial¬

demokratisches Agrarprogramm glatt ablehnen

würden, würde das für Sie die Gefahr haben,

daß die Kleinbauern und Landarbeiter, die sich noch

in Ihrer Gesolgschast befinden, Ihnen den Rücken

kehren. Sie müssen sich also schon, ob Sie wollen

oder nicht, mit unserem Agrarprvgramm auseinandcr-

sctzen.

Was Ihnen aber an diesem.Agrarprogramm am

meisten mißfällt, ist die Tatsache, daß cs mit einem

alten Lügenmärchen Schluß macht, mit dem die

bürgerlichen Parteien jahrzehntelang draußen am

Lande den Kamp: gegen die Sozialdemokraten

geführt haben, mit dem Lügenmärchen, daß die

Sozialdemokraten den Bauer um Haus und Hof

bringen, daß sie ihm sein Gut wegnehmen, ihn

„sozialisieren" wollen. Seitdem das sozialdemo¬

kratische Parteiprogramm vorliegt, können Sie

dieses Lügenmärchen nicht mehr anwendcn und so

werden Sie jetzt wohl oder übel ihre Zettelkasten

entlasten müssen und werden alle Zitate, die sie im

Laufe der Zeit im Schweiße ihres Angesichtes

gesammelt haben und die beweisen sollten, welche

Baucrnfeinde und Feinde der Landwirtschaft die

Sozialdemokraten sind (Dersch: Gewesen sind!),

in den Versammlungen nicht mehr, höchstens wo

anders verwenden können. Ich wundere mich darüber,

daß auch Kollege Dersch literarisch so interessiert ist,

daß er einen Zettelkasten besitzt und daher dagegen

protestiert, daß dieser wertvolle Teil seines Inhaltes

nun nicht mehr brauchbar sein soll. Ich bin über¬

zeugt, daß Kollege Dersch nach wie vor mit den

alten Schlagern auf dem Lande draußen hausieren
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wird, nur werden diese Schlager nunmehr weniger

Wirksam sein als bisher. (Dersch: Seien Sie froh,

wenigstens kommen Sie dran!) Natürlich sind wir

darüber froh. Wir haben auch das Agrarprogramm

deswegen gemacht, damit die kleinen Leute auf dem

Lande draußen die Wahrheit darüber erfahren, was

die Sozialdemokraten wirklich wollen.

Wie sehr die bürgerlichen Parteien sich mit diesem

Agrarprogramm beschäftigen und wie sie es versuchen,

doch noch an der alten Lügentradition festzuhalten,

das zeigt die Generalversammlung des niederöster-

rcichischcn Bauernbundes, die kürzlich stattgefunden

hat. Da hat sich der Herr Kollege Stöckler als

bewährter Kämpfer gegen den Bolschewismus vor¬

gestellt und hat auseinandcrgesetzt: Wenn die Sozial¬

demokraten auch jetzt in ihrem Agrarprogramm

sagen, daß sie den Bauern nicht um Hans und

Hof bringen wollen, so könne man doch nicht wissen,

wie weit denn eigentlich die Enteignung des Groß¬

grundbesitzes gehen wird, cs wisse niemand, wo da

eine Grenze ist. Ich meine, daß auch darüber im

Agrarprogramm genau Aufschluß gegeben wird. Ter

Herr Kollege Stöckler hätte gar nicht beunruhigt

sein müssen, wenn er sich vorher daraufhin unser

Agrarprogramm angesehen hätte. Diese Redewendung

des Herrn Kollegen Stöckler zeigt aber, daß die

Herren sich darauf einstellen, dem alten Lügenmärchen

eine neue Form zu geben und daß sie ans dieses

Märchen selbst nicht verzichten wollen, vielleicht

deshalb nicht verzichten wollen, weil sie darauf nicht

verzichten können, da ihnen andere, ernsthafte Argu-

mente gegen den sozialdemokratischen Kampf für das

arbeitende Landvolk jn Wahrheit nicht zur Verfügung

stehen.

Der Herr Kollege Stöckler hat auch gesagt, daß
die Sozialdemokraten die Bauernschaft schwächen

wollen. Hätte er das Agrarprogramm gelesen und

würde er die Tätigkeit berücksichtigen, die die

Sozialdemokraten auf dem Gebiete der landwirt¬

schaftlichen Fragen hier in diesem hohen Hanse und

in den anderen gcsepge'enden Körperschaften in

Österreich entfaltet hauen, so müßte er wissen, daß

das Bestreben der Sozialdemokraten keineswegs

darauf hinausläuft, die Bauern zu schwächen, sondern

im Gegenteil, sie in ihrer Existenz zu kräftigen und

zu fördern.

Das vorliegende Budget ist hinsichtlich der Mittel,

die für die Produktion- Förderung ausgewendet werden,

überaus dürftig. Es sei anerkannt, daß im heurigen

Voranschläge größere Beträge bei den einzelnen

Posten eingesetzt sind. Aber auch diese Beträge

genügen iwch bei weitem nicht, die Aufgaben zu

erfüllen, für die diese Beträge gewidmet sind. Wir

finden im Voranschläge, daß für die Förderung der

Landeskultur insgesamt ein Betrag von 1,656.000 8

ausgewendet werden soll. Von diesem Betrage sollen i

verwendet werden: Für die Förderung der Viehzucht >

und des Viehverkehrs 460.000 8, für die Förderung

des Molkerciwesens 140.000 8, für die Förderung

des Pflanzenbaues 206.000 8, für die Förderung

des Futterbaues 240.000 8, für die Förderung des

Wein-, Obst- und Gemüsebaues 70.000 8, für die

Schädlingsbekämpfung 43.000 8, für die bäuerliche

Betricbsberatung 26.000 8, für die Alpen- und

Weidewirtschaft 114.000 8, für die Förderung des

landwirtschaftlichen Arbeiterwescns 12.000 8, für

das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen 18.000 8,

für das Ausstellungswcscn 14.000 8 und für die

Förderung der Forstwirtschaft ein größerer Betrag,

nämlich 177.000 8. Es ist klar, daß diese Beträge

vollständig unzureichend sind. Mit 12.000 8 wird

man das landwirtschaftliche Arbeiterwesen nicht

besonders zu fördern vermögen. Wenn der Herr

Berichterstatter gemeint hat, daß es notwendig wäre,

die soziale Lage des Landarbeiters zu heben und

damit die Landflucht zu bekämpfen, so wird auch er

finden, daß man mit dem in das Budget einge¬

stellten geringen Betrage das nicht tun kann.

Für die Förderung des Pflanzenbaues und auch

zur Hebung des Getreidebaues, wie es hier heißt,

ist ein Betrag von insgesamt 206.000 8 eingesetzt.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit neuerlich darauf

aufmerksam machen, daß ein überaus wirksames und

rasch . wirkendes Mittel zur Steigerung unserer
Gctreideerträge die Förderung und Pflege der Acker¬

beetkultur wäre. Ich will über das Wesen der

Ackerbcctknltnr heute hier nicht reden, weil ich das

früher schon einmal getan habe und weil ich voraus-

sctze, daß mittlerweile die Herren auch auf der

Seite der bürgerlichen Parteien, soweit sie agrarische

Jntercssen vertreten, schon Gelegenheit genommen

haben, sich mit dem Wesen der Äckerbeetkultnr ver¬

traut zu machen, daß niittlcrweile auch den Herren

schon bekannt wurde, was sie das letztemal noch

bestritten haben, daß mit Hilfe der Ack.-rbceiknltur

die Getreideerträge tatsächlich ganz bedeutend ge¬

steigert werden können. Ich will nur darauf Hin¬

weisen, daß gegenwärtig auch schon eine Maschine

existiert, die die maschinelle Durchführung der Acker¬

beetkultur ermöglicht. Der Herr Bundesminister für

Land- und Forstwirtschaft hat selbst Gelegenheit

genommen, auf der Obst- und Gartenbauausstellung

in St. Pölten diese Maschine und auch die Erfolge

des Anbaues mit dieser Maschine kennenznlernen.

Ich möchte daher ersuchen, daß mau den für die

Förderung des Pflanzen- und Getreidebaues ein¬

gesetzten Betrag von 206.000 8, der ja an sich

sehr niedrig ist, wenigstens zum Teil dazu ver¬

wende, der Einführung der Äckerbeetkultnr die Wege

zu ebnem

Für die Förderung des Wein-, Obst- und Ge¬

müsebaues sind insgesamt 70 000 8.700,000.000 K,

eingestellt. Zur Begründung wird darauf hin¬

gewiesen, daß sich der heimische Weinbau in einer
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überaus tristen Lage befinde. Mit dem geringen

Betrag, der hier eingestellt ist, wird sicherlich nicht

viel anzufangen sein.

Wir finden im Voranschlag auch eine Post von

51.500 8 für agrarische Operationen und Wieder¬

besiedlung. Diese Post erinnert uns an die Aktion,

die mit so viel schwungvollen Reden eingeleitct

wurde, auf die die kleinen Leute auf dem Lande

draußen so große Hoffnungen setzten und aus der

in der Praxis so wenig herausgckommen ist. Es

steht heute wohl fest, daß das WicderbesicdlungS-

gesetz den Zweck, den cs sich gesteckt hat, die gelegten

Bauerngüter wenigstens teilweise wieder der Pro¬

duktion zuzusühren, auf ihnen landwirtschaftlich

befähigten Personen die Möglichkeit einer Existenz

in der Landwirtschaft zu schaffen/ nicht erfüllt hat.

Ich habe einen Ausweis über den Stand der

Wiederbesiedlung vor mir, der allerdings nur bis

zum 31. März 1925 reicht. Hier wird ausgesührt,

daß insgesamt 3273 Hektar Boden mit Hilfe dcs

Wiederbcsiedlungsgesctzcs wieder in das Eigentum

von Bauern oder Kleinhäuslcrn überführt tvurden.

Es mag sein, daß seit dem März noch einige

hundert Hektar hinzugekommen sind. Aber wenn es

auch 4000 oder 5000 Hektar sind, so ist das doch

ein so klägliches Gesamtergebnis, daß man geradezu

von einem Versagen, von einem Scheitern der ganzen

Wiederbesiedlungsaktion sprechen kann. Im Motiven-

bericht zum Wiederbesiedlungsgcsetz hat die Regierung

seinerzeit auseinandergcsetzt, wie ungeheuer groß die

Zahl der Bauernlegungen in den letzten Jahrzehnten

war. Es wird da zum Beispiel auf eine Erhebung

verwiesen, die der Bezirkskommissär Pantz im Jahre

1905 in den Gerichtsbezirkcn Aspang, Gaming und

Gutenstein durchführte und die ergab, daß in diesen

drei Bezirken in den Jahren von 1893 bis 1905 ins¬

gesamt 216 Bauerngüter mit rund 16.000 Hektar

Fläche gelegt worden sind. Wir finden im Motiven-

bericht weiter einen Hinweis darauf, wie verheerend

die Bauernlegung in einzelnen Bezirken Steiermarks

gewirkt hat, und cs wird auf die interessanten Er¬

hebungen verwiesen, welche durch Tr. Karl Uitz in

den zwei Gerichtsbezirken Liezen und Rottenmann

dnrchgeführt worden sind. Diese Erhebungen haben

ergeben, daß in den genannten zwei Gerichtsbezirken

in Steiermark insgesamt rund 300 ehemals selb¬

ständige Bauerngüter in den letzten Jahrzehnten

verschwunden sinch die 17.000 Hektar umfaßt haben.

Also 17.000 Hektar in zwei Bezirken in der

Steiermark, 16.000 Hektar in drei Gcrichtsbezirken

in Nieoeröstcrrcich. Man kann aus diesen beiden

Beispielen ersehen, wie groß das Gesamtergebnis

der Baucrnlegung in den letzt n Jahrzehnten gewesen

sein muß. Es wird im Motivenbericht selbst betont,

daß es bedauerlich ist, daß nicht ans allen Gebieten

Österreichs zuverlässige Erhebungen in dieser Hinsicht

vorliegcn. Aber hier sind in fünf Gerichtsbezirken

allein zusammen 33.000 Hektar gelegt worden, und

wenn sich nach Beendigung der Wicderbcsiedlungs-

aktion ein tatsäcklich wiederbesiedeltes Grund¬

ausmaß in ganz Österreich von etwa 4000 oder

5000 Hektar ergibt, so darf man wohl lagen, daß

diese Aktion die Hoffnungen, welche die Kleinbauern

auf dem Lande in dieses Gesetz gesetzt haben, schnöde

enttäuscht hat.

Es ist wohl so, wie Sie ja heute selbst sagen:

Das Wiederbesicdlungsgesetz war im Jabre 1919

eine notwendige Sache; damals waren die bäuer¬

lichen Heimkehrer revolutionär gestimmt, damals

haben sie mit allem Nachdruck eine großzügige

Bodenreform gefordert; sie haben gesehen, was sich

in Rußland und in anderen Staaten vollzogen hat,

und sie haben Ähnliches auch in Österreich gefordert.

Damals haben es die bürgerlichen Parteien nicht

gewagt, sich dieser Bewegung entgegcnzustellen; sie

haben etwas tun müssen und sie haben das Wieder-

besicdlungsgcsetz gemacht, das heute von Ihrer Seite

selbst als Blitzableiter bezeichnet wird, mit dessen

Hilfe man damals die Erregung der bäuerlichen

Heimkehrer abgeleitet hat. Und der Herr Ingenieur

Dr. Hermann Kallbrunner hat in der „Reichspost"

am 26. Juni 1923 ganz offen gesagt (liest): „War

cs nicht besser, daß die in manchen Fällen recht

energischen Forderungen nach einer Agrarreform in

die verhältnismäßig man denke an das polnische

oder an das rumänische Gesetz — milde Gestalt

des Wiederbesicdlungsgesetzcs gepreßt wurden?" Die

von den Christlichsozialcn kontrollierten Agrarbehörden

haben schon dafür gesorgt, daß die Versicherungs¬

prämie des WiederbesiedlungSgesetzes für die Groß¬

grundbesitzer nicht allzu teuer zu stehen gekommen

ist. Und auch jetzt beeilen sich die Herren, die Herren

Rothschild und Guttmann darüber zu beruhigen, daß,

solange die Christlichsozialen und Deutschnationalen

in diesem hohen Hause die Mehrheit haben, die

Rothschild und Gottmann vor den Sozialisierungs-

tendcnzen des sozialdemokratischen Agrarprogramms

keine Angst zu haben brauchen.

Ich habe deswegen noch einmal über die Wieder-

besieolung geredet, weil wir hier die Post im Vor-

ansckilage vorfinden. Details darüber anzuführen,

wie in den einzelnen Fällen das Recht zugunsten

der Großgrundbesitzer, zugunsten deren, die früher

wie Bauern gelebt haben, gebeugt worden ist, halte

ich nicht mehr für notwendig. Ich habe wiederholt

und an vielen konkreten Beispielen das nachgcwiesen.

Im Voranschläge finden wir auch eine Post von

342.000 8 für den Wildbachverbauungsdienst. Es

ist auch dieser Betrag natürlich nicht hoch, cs wäre

aber immerhin möglich, einiges mit ihm zu machen,

wenn wir nur auch die Garantie hätten, daß er

wirklich zur Verfügung stehen, daß er auch aus-

gegeben wird. Wildbachverbauungen, Flußrcgulie-

rungcn sind nicht nur notwendig im Interesse der
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landwirtschaftlichen Bevölkerung, um die Fluren, die

vom Hochwasser und Wildbächcn bedroht werden,

zu schützen, sondern auch notwendig im Interesse

der städtischen Bevölkerung, die in der Stadt an

den Flußläufen siedelt, und sie werden gegenwärtig

insbesondere notwendig und dringend, weil sie die

Gelegenheit geben würden, wenigstens einen Teil

der Arbeitslosen, die sonst nirgends untergebracht

werden könnten, produktiv zu beschäftigen. Aber wir

haben die Erfahrung gemacht, daß auch im lausenden

Jahr der Betrag/ der für Wildbachverbanungs- und

Flußrcguliernngszwecke in den Voranschlag eingesetzt

worden war, nicht voll verwendet worden ist, daß

man an diesem Betrag Ersparungen durchgcführt

hat, und wir haben schon davon reden gehört, daß

diese Ersparungen im kommenden Jahr noch mehr ver¬

schärft weiden sollen. Es hat ja die Regierung diesem

hohen Hause ein sogenanntes Ersparungsgesctz vor¬

gelegt, in dessen Begründung auseinandergesetzt wird,

daß die Ersparungen, die in diesem Gesetze vor¬

geschlagen werden, die letzten Ersparungen seien,

die noch irgendwie zu treffen niöglich sind, Er¬

sparungen, die unter anderem darin bestehen, daü

Krei-gerichte, daß Bezirksgerichte bis 30. Juni 1926

ausgelassen werden sollen. Es sollen nicht weniger

als zwölt Bezirksgerichte geschlossen werden, uni

diese Erspart,»gen zu erzielen. Eine Reihe von

anderen Drosselungen der einzelnen Budgetposten,

zum Teil von Budgclpostcn, die wirtschaftlich

sehr wichtig sind, ist vorgesehen, und cs wird

davon geredet, daß auch die Post für die

Wildbachvcrbauung und Flußregulierung aus Er¬

sparungsgründen weiter gedrosselt werden soll. Ich

möchte den Herrn Minister für Land- und Forst¬

wirtschaft schon ersuchen, daß er ganz energisch diese

Absichten abzuwehren trachten soll, weil auf diesem

Gebiete wirklich nichts zu ersparen ist und weil sich

eine solche Sparsamkeit furchtbar rächen könnte.

Wir haben jetzt vielleicht schon zu lange keine größere

Hochwasserkatastrophe gehabt, aber immer dann,

wenn eine s.lche Katastrophe hereinbricht, erkennen

alle, wie notwendig es ist, daß man Vorsorge

dadurch treffen muß, daß man die Wildbäche, die

solche Katastrophen hcrbeifühicn, verbaut, daß man

für den Lawincnschutz rechtzeitig sorgen muß; aber

wenn eine solche Katastrophe einige Jahre hinter

uns ist, dann kommt das Finanzministciium wieder

damit, daß da eine Gelegenheit wäre, zu sparen

und daß man die Beträge, die für Lawinenschutz,

Wildbachvcrbauung und Flußregulierung vorgesehen

sind, ohne weiteres drosseln könnte.

Weil ich schon von diesem Ersparungsprogramm

rede, möchte ich auch ein Wort darüber sagen, daß

auf dem Baucrnt'g, auf der Generalversammlung

des niedcrösterreichischen Bauernbun eS, die Forderung

ausgestellt worden ist, daß der Mieterschutz je eher

desto besser abgebaut werden soll. Ich begreife es

schon, daß die städtischen Hausagrarier sich für den

Abbau des Mieterschutzes begeistern, denn sie sind

unmittelbar daran interessiert und sie haben sicherlich

alle Ursache begeistert zu sein, die Herren Berchinak

und seine Kollegen, die die Häuser in der Nachkriegszeit

für billige Papic, krönen erworben haben und nun

für diese Häuser die Goldverzinsung wollen. Ich

verstehe schon, daß sich diese für den Abbau des

Mieiengesetzes begeistern; daß sich aber auch die

Vertreter der Landwirtschaft für den Abbau des

Mietengcsetzes begeistern, ihn stürmisch fordern, ist

mir wirklich uneikiärlich. Ich habe schon darauf

hingewiesen, daß im sogenannten Ersparnngsgesctz

die Regierung selber sagt, daß die Ersparungen, die

durch dieses Gesetz vorgeschlagen oder im Verordnungs-

wcge durchge ührt werden sollen und d>e, wie wir

an dem Beispiele der Wildbachverbauungsdrosselungen

gezeigt haben, volkswirtschaftlich so sehr vom Nach¬

teil sind, die einzigen heute überhaupt noch möglichen

sind. Ja, meine Herren auf der Seite der Agrarier,

haben Sie sich noch keine Gedanken darüber gemacht,

daß jeder Abbau des Mieiengesetzes eine Erhöhung

der Steuern und Lasten auch für die Landwirtschaft

mit sich bringen muß? Daß dieser Abbau Ihre

Produklionskosttn verteuert, also auch alle Dinge

verteuert, die der Landwirt in seiner Wirtschaft

braucht und daß Sic, wenn Sie sich sür den Abbau

des Mieiengesetzes so begeistern, mit die Kosten be¬

zahlen müssen, die der Abbau des Mietengcsetzes

volkswirtschaftlich verursacht? (Beifall.) Es verstehe

diese Politik, wer will; ich habe die Überzeugung,

daß Sie selbst von Ihren eigenen Anhängern nicht

mehr verstanden werden. Ich komuie häufig aufs

Land hinaus und habe Gelegenheit, mit der Land¬

bevölkerung zu sprechen, nicht nur mit unseren

Parteigenossen, mit den Kleinbauern, die in unserem

Lager sind, sondern auch mit solchen Lernen, die

noch in Ihrem Lager sind, aber ich habe draußen

noch keinen Bauern gefunden, der gemeint hat, daß

der Abbau des Mieterschutzes ihn selbst oder seine

Vertreter im Parlamente interessieren könnte.

Ich möchte auch in Erinnerung rufen, daß wir

Sozialdemokraten die Verlängerung der Pächter¬

schutzverordnung bis Ende 1927 durchgesetzt haben,

allerdings gegen den Widerstand der bürgerlichen

Parteien und nur unter unserem starken Drucke. Es

kommt allerdings wieder die Zeit, wo wir wegen

des Ablaufes der Pächterschutzverordnuug Vorsorgen

müssen. Wir Sozialdemokraten sind der Meinung,

daß wir den Pächtcrschutz nicht entbehren können,

daß er unbedingt notwendig ist, ja daß er geradezu

die Voraussetzung für viele kleine landwirtschaftliche

Existenzen ist. Sie selber, die Sie hier in diesem

Hause den Pächterschutz mft aller Heftigkeit be¬

kämpfen, wagen es draußen am Laude vor den kleinen

Pächtern gar nicht, einzugestehen, daß Sie Gegner

des Pächterschutzes sind. Ich habe hier ein Flugblatt,
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das Sie gelegentlich der letzten Wahlen in Nieder¬

österreich verbreitet haben, in welchem Sie die

Sozialdemokraten als die Feinde des Pächterschutzes

denunzieren (Heiterkeit) und die Christlichsozialcn

als die Vorkämpfer des Pächterschutzes den P. T.

Wählern, soweit sie kleine Pächter sind, empfehlen.

Diese Demagogie ist ein starkes Stück und übersteigt

schon das, was man sonst von Ihnen gewöhnt ist.

Aber wenn Sie für den Pächterschntz so begeistert

sind, so werden wir dafür sorgen, daß Sie Ihre

Begeisterung nicht nur vor den Wahlen zeigen,

sondern auch in diesem hohen Hanse bekunden können.

Durch die Verlängerung der Püchtcrschntzverordnung

ist die Frage des Pachte,schnpes keineswegs gelöst,

diese Frage wird solange ans der Tagesordnung

dieses hohen Hauses stehen, bis sie durch ein Gesetz

endgültig gelöst ist. (Lebhafter Beifall.)

Und min möchte ich einige Kritik am Voranschläge

üben. Was wir Sozialdemokraten hinsichtlich der

Förderung der landwirtschaftlichen Produktion, der

He'-ung der Lage d,s arbeitenden Volkes auf dem

Lande wollen, das haben wir in unserem Agrar-

programni znsammengefaßt, es ist nicht notwendig,

heute ausführlich und im Detail über diese Dinge

zu reden. Nehmen Sie zur Kenntnis, dasi dieses

Agrarprogramm die Richtlinie unserer Politik in

diesem hohen Hause sein wird, soweit landwirt¬

schaftliche Fragen in Betracht kommen. Wir werden

unsere ganze Kraft, die Kraft, über die unsere Partei

verfügt, und die Macht, die sie ausbringen kann,

dazu verwenden, dieses Agrarvrogramm Schritt für

Schriit durchznsetzcn, in der Überzeugung, daß die

Durchsetzung dieses Agrarprogramms im Interesse

sowohl der arbeitenden Bevölkerung auf dem Lande

als auch der arbeitenden Bevölkerung in den Städten

ist. Das arbeitende Landvolk ist erwacht. Es kämpft

gemeinsam mit den arbeitenden Menschen in den

Städten und Jndustrieorten den Kampf um die

Macht in dieser Republik, um diese Macht dazu zu

verwenden, aus dieser Rupublik eine wohnliche

Heimstätte für das arbeitende Volk in Stadt und

Land zu machen. (Lebhafter Beifall und Hände¬

klatschen.)

Haueis: Hohes Hans! Gelegentlich der Beratung

des vorjährigen Budgets habe ich von dieser Stelle

ans eine Untersuchung angestellt, in welchem

prozentuellen Verhältnisse die Mittel, die das

Budget dem Landwirtschaftsministerium zur Ver¬

fügung stellt, zu jenen stehen, die es anderen Mini¬

sterien zur Verfügung stellt, und ich habe bei

dieser Untersuchung gefunden, daß das Landwirt¬

schaftsministerium sehr stiefmütterlich bedacht war

und daß andere Ministerien — ich will das

gewisiermaßen als Antwort auf meinen Vorredner

sagen —, wie zum Beispiel das Heeresministcrinm

oder das Ministerium für soziale Verwaltung, besser

behandelt wurden. Mein ich muß auch, um gerecht

zu sein, feststellen, daß im heurigen Budget erheb¬

lich größere Mittel für Landwirtschaftszwecke bereit-

gestellt sind, als es im vorjährigen der Fall war.

Insbesondere die Dotation für Landesknliurzwecke

ist im neuen Voranschläge verdoppelt worden. Das

ist ein Schritt zum Besseren, den ich hier

konstatieren will.

Der zweite Schritt zum Besseren liegt nach

meinem Dafürhalten darin, daß von den maß¬

gebenden Stellen aus die bestimmte Versicherung

abgegeben worden ist, cs werde nunmehr mit dem

Landeskulturfördcrungsgesetz sehr bald ernst werden,

ja, gewisse Stellen haben sogar einen bestimmten

Zeitpunkt in Aussicht gestellt. Diese beiden Punkte

veranlassen mich zu sagen, cs sei mit dem gegen¬

wärtigen Budget, soweit die Landwirtichast in

Betracht kommt, offensichtlich ein Schritt zum

Besseren gemacht worden. Nur möchte ich bei der

Gelegenheit aber auch die Hoffnung zum Ausdruck

gebracht haben, daß di scr Ansatz zum Besseren

nicht etwa später duich Zurückstellungen oder durch

Abstriche rückgängig gemacht und der frühere

schlimme Zustand wiederhcrgestellt wird.

Nun möchte ich zunächst doch einige Worte auf

einzelne Ausführungen meines unmittelbaren Vor¬

redners erwidern, und zwar sowohl auf jene Aus¬

führungen. die das sogenannte sozialdemokratische

Agrarprogramm betreffen, als auch auf jene über

die Pächterscbutzsragc. In bezug auf das sozial¬

demokratische Agrarprogramm hat mein Vorredner

darauf verwiesen, die Herren werden aufs Land

hinausgehen, werden dort der bäuerlichen Bevölke¬

rung dieses Piogramm entwickeln und den Leuten

sagen, was die sosialdemokratijche Partei will. Das

ist Ihr gutes Recht. Wir werden etwas anderes

tun, wenigstens soweit wir Tiroler dabei in Betracht

kommen. Wir werden auf die Talen der Herren

Sozialdemokraten auf dem Gebiete des Landwirt¬

schaftswesens in der ersten Nachkriegszeit und bis

zu der Zeit, da sie ihr Agrarprogramm aus¬

gearbeitet haben, verweisen. Diese ihre Taten stihen

im schroffsten Widerspruch zu dem, was sie in ihrem

Agrarprogramm uiedergelegt haben. Wenn es nach

Ihren Grundsätzen und Ihrem damaligen Verhalten

gegangen wäre, würden unsere Bauern heute noch

in der Zwangswirtschaft stecken und hätten heute

noch das Vergnügen, abzuliefern, wie sie es früher

tun mußten. (Beifall und Gegenrufe.) Nur weil

wir Ihren Grundsätzen widerstrebt haben, ist es

uns gelungen, diese Ablieferungen abzustellen.

(Zwischenrufe.) Sie werden auf Ihre Worte ver-

'weiscn, wir aber — nehmen Sie es uns nicht

übel — werden auf Ihre Taten verweisen und

über diese Taten werden wir sehr viel in den

stenographischen Protokollen des Nationalrates und

auch sehr viel in den stenographischen Protokollen

des Tiroler Landtages finden. Um nur ein Beispiel
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anzuführen: Im Tiroler Landtag haben sich noch

vor wenigen Jahren die Sozialdemokraten sehr

darüber aufgehalten, daß bei der Bemessung der

Grundsteuer die Bauern angeblich so gut weg-

gekommen sind; Sie hätten, wenn Sie da zu ent¬

scheiden gehabt hätten, diese Grundsteuer verdoppelt.

Auch Heuer, nachdem das agrarische Programm der

sozialdemokratischen Partei das Licht der Welt

erblickt hatte, haben Sie für diese Steuern glatt

gestimmt. Also so früher und so jetzt! Ich wieder¬

hole noch einmal: Sie werden auf die Worte ver¬

weisen und wir auf Ihre Taten.

Nun wende ich mich dem Pächterschutz zu. In

bezug auf den Pächierschutz bringe ich nur meine

Meinung zum Ausdruck und da sage ich nun

folgendes: Nach meinem Dafürhalten ist die Regelung

des Pächterschutzes eine Landeskulturangelegenheit,

denn sie ist sehr enge niit der Wirtschaft, mit der

Verbesserung des Ertrages verbunden. Landeskultur-

angelcgenheiten aber fallen bekanntlich in die

Kompetenz der Landtage und nicht in die Kompetenz

des Nationalrates. Ich bin vollkommen davon über¬

zeugt: in jenen Ländern, wo ein Pächterschutz not¬

wendig ist, wird der Landtag ein diesbezügliches

Gesetz auch beschließen, und zwar so, wie es den

Verhältnissen des betreffenden Landes angepaßt ist.

Die Verhältnisse in den einzelnen Ländern sind —

das werden auch Sie mir zugeben müssen — grund¬

verschieden. Ich wiederhole: Wo der Pächierschutz

notwendig sein wird, wird er beschlossen werden, in

allen anderen Ländern aber, wo ein solcher Schutz

nicht notwendig, wo er überflüssig ist — und das

sind eine Reihe von Ländern —, wird man sich

einfach mit der Frage nicht befassen. Das also auf

die Ausführungen meines unmittelbaren Herrn Vor¬

redners!

Mein unniittelbarer Herr Vorredner hat auch in

Sachen des Mieterschutzes gesprochen und sich in der

Richtung insbesondere an die niederüsterrcichischen

Kollegen gewendet. Ich überlasse es daher diesen

meinen Kollegen, ihm die Antwort auf diesen Teil

seiner Aussührungen zu geben.

Sie wissen, meine Herren, ich bin Tiroler, ich

vertrete also hauptsächlich die Interessen der Land¬

wirte, und zwar in erster Linie der vichzucht-

treibenden Bevölkerung, denn das ist ja die Be¬

völkerung in den Alpenländern. In den Alpen¬

ländern überwiegd bekanntlich die Viehzucht den

Getreidebau ganz gewaltig. Man schätzt die Zahl

der Gebirgsbauern sehr hoch und spricht davon,

daß es vier Fünftel sämtlicher Bauern in Öster¬

reich sind. Wenn ich die tiroliichen Verhältnisse als

Maßstab gelten laste, wäre ich versucht zu sagen,

GebirgSbauer sei fast gleichbedeutend mit Klein¬

bauer. Von sozialdemokratischer Seite wurde hier

im Hause — und es ist dies auch im Tiroler

Landtag und nicht minder in den Zeitungen ge¬

schehen — sehr viel mit dem Worte Großbauer

herumgeworfen. Der Zweck dieser Haltung ist offen¬

sichtlich und geht dahin, die Bauern zu entzweien

und die Meinung zu erwecken, daß die Mehrzahl

der Bauern Großbauern seien. Wie unrichtig das

ist, beweist folgende Statistik, die ich mir von Tirol

verschafft habe. In Tirol sind 43.128 Parteien, die

nicht mehr als 50 X Katastralreinertrag aus ihrem

Grundbesitz bezogen haben. Darunter sind allerdings

viele mit einem gewerblichen oder einem anderen

Nebenbetrieb. Auch solcher Besitz ist dabei, der

nicht zu den bäuerlichen zu zählen ist. Weiters

sind 6413 Parteien, die nur 100 X Katastral¬

reinertrag für ihren Besitz haben, 3962 sind solche

bis 200 X Katastralreinertrag, ferner 1175 Par¬

teien mit 300 X Katastralreinertrag und nur

937 Parteien mit einem Katastralreinertrag von

300 bis 1000 X. Über 1000 K Katastralrein¬

ertrag haben in Tirol nur 129 Besitzer. Unter

diesen befinden sich auch viele Gemeinden, die

Eigentum an Wald, Weide und Alpen haben. Sie

ersehen also daraus, wieviel Großbauern, wenn

man als solche Besitzer mit über 1000K Katastral¬

reinertrag bezeichnet, es in Tirol gibt. Es gibt

nahezu keine, ihre Anzahl ist nicht der Rede wert.

Dagegen ist in einzelnen Bezirken der Kleinbesitz

außergewöhnlich stark vertreten, so im Bezilkc

Landcck mit über 6400 Parteien bis 50 X Katastral¬

reinertrag, im Bezirk Reutte über 7400, also eine sehr

große Zahl. Wenn ich nun die große Masse der Bauern

unter dem Begriffe Gebirgsbauern rechne, dann niuß

ich wohl sagen, die Gesetzgebung und die Verwaltung

sollten auf diesen besonderen Umstand Rücksicht

nehmen. Ein hervorragender Wiener Volkswirt hat

in der letzten Zeit in einem Vortrag, den er hier

gehalten hat, darauf vermiesen, daß die Erspar¬

nisse, die die Landwirtschaft in der ersten Nach¬

kriegszeit und zur Zeit der Inflation etwa hat

machen können, oder die Reserven, wenn man es

so nennen will, langst aufgcbraucht sind und daß

nun die Zeit gekommen sei. Reformen dnrchzuführen,

um zu retten, was zu retten ist. Dieser Volkswirt

hat auch über die Bedeutung des Bauernstandes für

die Allgemeinheit einen vielsagenden Ausdruck ge¬

braucht. Er hat diese Bedeutung nämlich mit den

Worten umschrieben (liest): „Mit der Existenz des

Bauernstandes, des letzten Standes aus der vor¬

kapitalistischen Zeit, geht es um den Bestand der

Gesellschaft"

Wenn dieser Volkswirt von der berechtigten An¬

nahme ausgeht, daß die Ausgaben sich sehr stark

vermehrt, die Einnahmen dagegen durch die Absatz¬

stockung und die Niedrigkeit der Preise der land¬

wirtschaftlichen Erzeugnisse bedeutend vermindert

haben, wodurch allfällige Reserven aufgezehrt wurden

und dort, wo sie fehlten, die Leute schon gezwungen

sind, Darlehen aufzunehmen, so geht man wohl auch
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nicht fehl, wenn man annimmt, daß gerade bei

diesen kleinbäuerlichen Betrieben, bei den Betrieben

von sehr geringem Umfang eine nennenswerte Reserve

in der früheren Zeit nicht znrückgelegt werden

konnte, und daß gerade diese Kreise, wo die während

der Ablieferung entstandenen Lücken im Inventar

und im Viehstapel wieder aufgefüllt werden müßten,

am meisten unter den gegenwärtigen Verhältnissen

und unter der wi'tschaftlichen Krise leiden. Man

hat in früherer Zeit von seiten der Herren sozial¬

demokratischen Redner wiederholt von dem „Reich¬

tum" der Bauern und den großen Reserven gehört,

die sie zurückgelegt haben. Ich sage Ihnen, es wäre

gut, wenn es so wäre. Leider ist nichts davon.

Ich möchte Ihnen folgendes sagen: Wenn die Ver¬

hältnisse längere Zeit für die viehzuchttreibenden

Gebiete so bleiben, wie sie gegenwärtig sind, wenn

die Biehpreisc nicht mehr anziehen, so daß sich die

Arbeit des Bauern auch besser als bisher lohnt

und der Bauer den entsprechenden Lohn für seine

Mühen, seine Arbeiten und seine Sorgen bekommt,

so wird es um ihn sehr schlecht bestellt sein. Wir

haben sogar in Niederösterreich ein Absatzgebiet, das

die Viehzüchter früher besessen haben und das

immerhin nennenswert war, znni Teil verloren. Nach

einer Statistik, die mir vom Landwirtschafts-

Ministerium zur Verfügung gestellt worden ist, sind

auf dem St. Marxer Viehmarkt in Wien im

Jahre 1923 152.368 Stück Rindvieh zur Einfuhr

gebracht worden, im Jahre 1924 waren es

151.391 und in den ersten neun Monaten des

Jahres 1925 waren es insgesamt 122.939 Stück.

Davon stammten aus Österreich nur 23.186 Stück,

das sind 18’8 Prozent des gesamten Auftriebes.

Der Auftrieb ans dem St. Marxer Markt hat, soweit

das inländische Schlachtvieh in Betracht kommt, in den

Monaten Jänner und Februar des Jahres 1925

noch einigermaßen befriedigt. Es waren in diesen

Monaten noch immerhin um die 38 Prozent herum

Schlachtvieh, das aus Jnnerösterreich nach Wien

auf den St. Marxer Markt gebracht wurde. In den

späteren Monaten ist aber dieser Austrieb ganz

wesentlich zurückgegangcn, so daß er im September

nur mehr 14'9 Prozent betragen hat. Im Durch¬

schnitt wurden 18'8 Prozent Schlachtvieh aus

Jnnerösterreich auf den St. Marxer Markt gebracht.

Daraus ergibt sich, daß die Viehzüchter, beziehungs¬

weise die Viehmäster den Absatz auch auf dem

besten innerösterreichischen Gebiet, das ist Wien,

zum guten Teil eingebüßt haben. Daß dies nun

so kam, ist ein weiterer Grund, der uns Vieh¬

züchter in den westlichen Ländern nach Deutschland

blicken und uns hoffen läßt, daß der Handels-

vertrpg, den wir in der nächsten Zeit mit dem

Deutschen Reiche abschließen werden, uns bessere

Absatzmöglichkeiten für Zucht- und Nutzvieh bringt,

so daß wir dann wenigstens wieder wie in der j

Vorkriegszeit gealpte Tiere nach Deutschland

werden bringen können. ,Ja, ich habe noch eine

weitere Hoffnung, allerdings weiß ich nicht, ob sie

sich wird verwirklichen lassen: daß wir nämlich im

Handelsvertrag mit Deutschland nicht nur günstige

Zölle für Zucht- und Nutzvieh, sondern auch die

Möglichkeit bekommen, solche Jndustrieartikel, die

in Deuischland wesentlich billiger sind als bei uns

— ich denke da hauptsächlich an Eisenwaren und

Maschinen — von dort einführen können.

Es wird auch — und da komme ich auf eine

Anregung des Kollegen Niedrist im Ausschüsse

zurück — notwendig sein, durch tarifarische Maß¬

nahmen auf den Eisenbahnen und durch Genossen¬

schaftsbildungen die Viehzüchter zu unterstützen, so

daß sie die Erzeugnisse ihrer Betriebe leichter und

günstiger im Jnlande selbst absetzen können.

In dem Voranschläge für das Jahr 1926 ist

für Landeskulturzwccke und insbesondere für Zwecke

der Viehzucht eine erheblich größere Dotation

eingesetzt als im vorigen Jahre. Darüber muß

ich mich als ein Vertreter der Viehzuchttreibenden

Gebiete ganz besonders freuen. Ich hoffe, das

wird auch insofern eine günstige Wirkung ausübcn,

als besonders die Genossenschaften sich diese Vorteile

zunutze machen und trachten werden, mehr hoch¬

qualifiziertes Vieh zu erzeugen. Allerdings werden

nur dann bedeutende Erfolge erreicht werden können,

wenn auch die Absatzmöglichkeiten halbwegs günstige

sind.

Nun möchte ich noch ein paar Worte über das

Gefrierfleisch sagen. Die Einfuhr des Gefrierfleisches

hat den österreichischen Züchtern und Mästcrn sehr

geschadet. Es wird nämlich sehr viel Gefrierfleisch

konsumiert, ein Teil des Gcsrierfleiscyes wird ver¬

arbeitet und die daraus erzeugte Ware wird dann

großenteils zu einem Preise veräußert, der dem

Preise der aus Frischfleisch hergestelltcn Ware

gleickkommt. Wenn nun von seiten der Landwirte

die Einführung des Deklarationszwangcs verlangt

wird, so kann diese Maßnahme, wie ich glaube,

nicht nur die Produzenten befriedigen, sondern auch

die Konsumenten können damit durchaus einver¬

standen sein.

Was nun den Abbau von Ämtern anbelangt,

so empfinden unsere Bauern den Abbau von

Gerichten und Ämtern in gar manchen Fällen, ich

möchte sagen durchiveg als eine neue Steuer, die

ihnen auferlegt wird. Allerdings hat der Staat

damit einen Teil der Lasten von sich abgewälzt,

aber er hat sie gewissermaßen auf andere Schultern

überwälzt, die nicht immer die tragfähigstcn sind.

Ich sage das deswegen, weil jetzt gerade wieder

eine Vorlage da ist, welche von dem Abbau von

Gerichten spricht. Ich möchte gerade von dieser

Stelle aus ersucht haben, daß, wenn es zu einem

! Abbau kommen muß, dieser Abbau nicht in den
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Gcbirgsländcrn stattfindcn soll, wo ohnehin die

Entfernungen der Orte vom Gcrichtsitze oftmols

sehr große sind und die Kosten, die dadurch den

Leuten verursacht werden — manche müssen ja

geradezu über Nawt ausblciben —, ganz unver¬

hältnismäßig hohe sind.

Der Herr Kollege Niedrist hat im Ausschüsse

die Jnnregulierung verlangt, und ich stimme ihm in

dieser Richtung vollkommen bei. Nur möchte ich

darauf verweisen, daß nicht nur bei der Jnn¬

regulierung des Unterlandes und bei der Lech-

regulieruug, sondern auch bei der Jnnregulierung

im Oberland ganz bedeutende Flächen dem Flusse

abgerungen und für die Landwirtschaft ertragreich

gemacht werden können. Ich möchte daher den

Wunsch aussprechen, daß es auch mit der Jnn¬

regulierung von Rietz flußaufwärts bis au die

Landesgrcnze vorwärtsgehe. Bei dieser Gelegenheit

muß ich darauf verweisen, daß die Gemeinden ja

in die Konkurrenz, die diesbezüglich erstellt wird,

einbezogen werden und daß die Gemeinden nicht

unbeträchtliche Beiträge für die Baukosten beizu¬

steuern haben. Die Gemeinden haben aber auch

ein Interesse daran, daß zur Herstellung dieser

Barnen nicht ausschließlich Arbeitslose verwendet

werden, sondern auch solche Personen, die in der

Gemeinde gerade ohne Beschäftigung sind — und

mären es auch Bauernburschen —, damit man auch

denen die Möglichkeit bietet, an diesen Arbeiten

teilzunehmen und sich einige Kreuzer zu verdienen.

Ich glaube, man wird dabei ein ganz gutes Geschäft

machen, weil gerade diese Leute an Arbeit gewöhnt

sind, fleißig sind und ein Interesse daran haben,

daß es mit den Arbeiten vorwärisgeht. Wir müssen

ja auch in die Konkurrenz einzahlen und haben

folglich gewiß auch ein Interesse daran, daß es

vorwärtsgcht.

Und nun will ich schließen, indem ich wiederhole:

Das Budget für das Jahr 1926 ist nach meinem

Dafürhalten erheblich günstiger als jenes für das

Jahr 1925; wir begrüßen das als einen sehr

beachtenswerten Fortschritt und werden infolgedessen

dafür stimmen. (Beifall und Händeklatschen.)

Zarboch: Hohes Haus! Wenn der unmittelbare

Herr Vorrehncr bervorgchoben hat, daß er in zwei

Punkten eine Besserung auf dem Gebiete der Land¬

wirtschaft festsiellen kann, so möchte ich den zweiten

von ihm hervorgehobenen Punkt, die Einbringung

eines Gesetzentwurfes über die Landeskulturfördernng.

dahin ergänzen, daß die Aktivität des Ministeriums

für Land- und Forstwirtschaft nicht nur in diesem ■

einen Punkte zu konstatieren ist, sondern auch in

zwei weiteren Punkten. Das Landwirtschafisinini-

sterium hat uns in diesem Jahre Gelegenheit ge¬

geben, zwei wichtige landwirtschaftliche Gesetze zur

Erledigung zu bringen - ich meine das Weingesetz

und das Gesetz, welches den Wirtschaftskörpcr

„Österreichische Bundesfoiste" schuf.

Das Weingesetz, welches von allen Parteien dieses

Hauses mit allem Ernste beraten und auf Grund

der Gutachten, die die landwirtschaftlichen Körper¬

schaften abgegeben haben, beschlossen wurde, hat uns

nicht jenen Dank cingebracht, auf den das Haus rechnen

konnte. Von den verschiedensten Seiten wurden An¬

griffe erhoben, insbesondere von den Händlern, und

die Zuckerungsfragc ist es, die heute noch die Ge¬

müter stark bewegt. Gleich nach Abschluß der Ver¬

handlungen über dieses Gesetz hat sich in der

Haucrschaft eine starke Bewegung geltend gemacht

und im Juli dieses Jahres sind die Hauer Nieder¬

österreichs in diesem Hause erschienen, um ihre For¬

derungen geltend zu machen. Eine der ersten ihrer

Forderungen lautet dahin, daß sie eine strenge

Handhabung des Weingesetzes verlangen, und zwar

in der Form, daß eine Verordnung erlassen werde,

die das Gesetz in schärfster Weise ergänzt. Diese

Verordnung ist nach de» Aussagen des Herrn

Bundesministers in Vorbereitung, und wir wünschen

nur, daß diese Verordnung recht bald hinausgehe,

so daß gewisse in der letzten Zeit wieder zu beob¬

achtende Mißständc zur Unmöglichkeit werden.

Eine zweite Forderung ging dahin, daß eine

Dotierung und Vermehrung der Kellereiinsoektoren

eintrete. Nun sind durch verschiedene Maßnahmen

die Kellereiinipcktoren in den Hintergrund getreten,

und es besteht die Gefahr, daß gewisse Länder der

Kcllereiinspektion nicht jenes Augenmerk zuwcnden,

das im Interesse der Wcinproduzenten notwendig

erscheint. Insbesondere in jenen Ländern, in welchen

kein Weinbau getrieben wird, ist zu befürchten, daß

dort die Kellereiinfpektion nicht jene Beachtung findet,

die wir im Interesse der Produzenten verlangen

können.

Unter den Weinbautreibenden hat in der letzten

Zeit ein Umstand Erregung hervorgerufen, der schon

im Vorjahre ziemlich starke Mißstimmung erzeugt

hat — ich meine jene Fälschungen, die von Groß-

händlerfirmcn ausgegangcn sind und geeignet waren,

die Produkte der Weinbautreibendeu Österreichs vom

Markte zu verdrängen. Die Fälscherfirmen Emo und

Pczzi in Graz waren es, die die Aufmerksamkeit

der Öffentlichkeit ans sich lenkten. In der letzten

Zeit sind Angriffe laut geworden, die sich neuer¬

dings mit solchen Dingen beschäftigen. Ich habe mir

erlaubt, gestern im Hause eine Anfrage einzubringen,

die auf eine solche Angelegenheit Bezug nimmt, und

habe den Herrn Minister ersucht, dieser Angelegen¬

heit sein größtes Augenmerk zuzuwenden, weil sich

die Angriffe, die in den Zeitungen veröffentlicht

wurden, gegen staatliche Ämter gerichtet haben und

die Hauerschaft sich mit Recht der Hoffnung hin¬

gibt, daß endlich einmal ein Weg gefunden werden

wird, diesen Fälschungen ein Ende zu bereiten.
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Ich möchte dazu noch erwähnen, daß ich den

Herrn Minister auch ersuchen muß, auch jenen Sub¬

ventionen ein Augenmerk zuzuwenden, die aus

öffentlichen Mitteln gelegentlich von Hagelschäden

und anderen Elementarkatastrophen- zur Verteilung

kommen. Es ist zu beobachten, daß diese Mittel oft

nach rein parteipolitischen Gesichtspunkten zur Ver¬

wendung kommen und daß die Bevölkerung nicht in

der Lage ist, zu kontrollieren, in welcher Form die

aus öffentlichen Mitteln stammenden Unterstützungs-

bcträge verwendet werden. Es wäre daher wünschens¬

wert, daß mit der Kontrolle wenn schon nicht mit

der Verteilung dieser Mittel die Gemeinden und die

politischen Behörden erster Instanz betraut werden.

Bedauerlicherweise hat sich in nieincm Wahlbezirke

im Waldviertel in der letzten Zeit eine Agitation

bemerkbar geniacht, die unter der Bauernschaft die

stärkste Erregung hervorgerufen hat. Es wurde die

Forderung erhoben, ein Drittel der Steuern abzu¬

bauen und eine Einheitssteuer einzuführen. Diese

Agitation hat natürlich jetzt vor Weihnachten einen

fruchtbaren Boden gefunden, weil die Landtmrte

jetzt vor Weihnachten die Beträge auszubezahlen

haben, die sic ihren Bediensteten als Löhne schulde».

Ich habe vor wenigen Tagen m>t einem Landwirt

gesprochen, der einen Grundbesitz von 100 Joch

besitzt, der drei Mägde und zwei Knechte beschäftigt

und der mir gesagt hat, daß er jetzt zu Weihnachten

30 Millionen Kronen an Löhnen auszubezahlen

habe und daß er aus seinem Grundbesitz nicht

soviel heransbringcn könne, um seiner Frau ein

ähnliches Weihnachtsgeschenk zu kaufen, wie es sich

die jüngste seiner Mägde anschaffcn kann — ein

Beweis dafür, daß die Absatzverhältnisse und da¬

durch auch dm Gcldvcrhälinisse in Bauernkreisen

heute derartige sind, daß man von einem Notstand

sprechen kann. Wenn nun in dieser Zeit eine Agi¬

tation in die bäuerliche Bevölkerung getragen wird,

wird sehr häufig übersehen, was möglich ist und

was nicht möglich ist. Der Steuerdruck, der auf dem

Landwirt lastet, ist tatsächlich ein starker, nur wird

den Leuten in den seltensten Fällen gesagt, daß der

Nationnlrat damit nichts zu tun hat, daß der Na¬

tionalrat im letzten Jahre die Einkommensteuer, die

Erwcrbsteuer herabgesetzt hat, daß er also soviel

getan hat, als in seinen Kräften gestanden ist, daß

aber jene Steuer, die den Landwirt besonders be¬

lastet, nämlich die Grundsteuer, in erster Linie eine

Sache der Landtage ist. Wenn die Forderung einer

Einheitssteuer von diesen Agitatoren erhoben wurde,

so hätte ich geglaubt, daß ein Abgeordneter zunächst

untersuchen muß, ob die Forderung, die er aufstcllt,

erfüllbar ist. Wenn er sie für erfüllbar hält, dann

müßte er konkrete Vorschläge hier im Hause Vor¬

bringen und erst dann, wenn er seine Vorschläge

dnrchzasetzen versucht hat unv auf Widerstand ge¬

stoßen ist, hat er die Berechtigung, unter der Be¬

völkerung draußen eine entsprechende Agitation ein-

zuleiken. Mir ist aber bisher kein Finanzmaun be¬

kannt, der imstande gewesen wäre, eine Einheits¬

steuer zu schaffen. Daß dieses Problem nicht leicht

zu lösen ist, geht daraus hervor, daß es noch kein

Staatswesen auf der ganzen Welt gibt, in dem

tatsächlich eine Einheitssteuer geschaffen wurde.

Diese Agitation wäre aber nicht auf so frucht¬

baren Boden gefallen, wenn den Landwirten die

wirtschaftlichen Zusammenhänge klar wären. Dieses

Nichterkenncn der wirtschaftlichen Zusammenhänge

ist wieder eine Folge davon, daß es diesen Kreisen

vielfach an Bildung mangelt, so daß eine der

ersten Forderungen eines jeden, der die Landwirt¬

schaft förvcrn will, dahin gehen muß, die Bildung

unserer Landwirte entsprechend zu heben. Das Land

Nicderösterreich hat sich bemüht, durch Schaffung

von Bürgerschulen in allen größeren Orten Nieder-

österreichs den Landwirten die Möglichkeit zu

bieten, ihre Kinder in höhere Schulen schicken zu

können. Ich glaube, daß damit nicht genug getan

ist, sondern daß man auch darauf achthabcn muß,

daß in diesen Schulen auch auf die landwirtschaft¬

lichen Bedürfnisse Rücksicht genomnien werde. Die

finanziellen Verhältnisse vieler Landwirte sind

derart, daß sie heute die hohen Kosten des Besuches

einer Bürgerschule manchmal nicht zu tragen ver¬

mögen. Außerdem fehlt ihnen manchmal das Ver¬

ständnis dafür, daß formale Bilbungsstoffe nötig

find. Ter Landwirt kann nicht begreifen, daß man

eine gewisse formale Bildung bcsitzeniuuß, um auch

in anderen Dingen ein entsprechendes Urteil zu

haben.

Die landwirtschaftliche Bildung wurde in Nieder¬

österreich dadurch zu heben versucht, daß man ver¬

schiedene Kurse für Lehrer abgehaltcn hat. Ich stehe

auf dem Standpunkie, daß mit der Vermittlung

praktischer Kenntnisse an die Lehrerschaft nicht allzu¬

viel getan ist, sondern daß man vor allem ver¬

suchen müsse, den Stoff der Volks- und Bürger¬

schulen nach der Richtung etwas abzuändern, daß

mau die Lehrer zu Kursen einberufen könne, in

denen ihnen gewisse notwendige Kenntnisse, wie zum

Beispiel landwirtschaftliche Buchhaltung, landwirt¬

schaftliche Kalkulation, gewisse einfache Kenntnisse

der Vermessung, wie sie der Landwirt braucht, ver¬

mittelt werden. Wirkliche landwirtschaftliche Fort¬

bildung muß meiner Ansicht nach von praktisch

tätigen Landwirten geleitet werden, und zwar dadurch,

daß die Leute Wanderkurse abhalten und als

Wanderlehrer im Lande tätig sind.

Ich möchte mir weiter erlauben, mich mit eineni

Kapitel zu beschäftigen, das in der nächsten Zeit

zur Erledigung kommen wird. Es soll nämlich

gemäß dem Gesetze am 1. Jänner 1926 der

Wirtschaftskörper „Österreichische Bundesforste" zur

Errichtung gelangen. Mit der Errichtung dieses
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Wirtschastskörpcrs hängen nicht nur sachliche, sondern

auch personelle Fragen zusammen. Das Statut, das

den landwirtschaftlichen Hauptkörperschaften zur

Begutachtung Vorgelegen ist, enthielt einige, nach

unserer Ansicht als Mängel zu bezeichnende Punkte,

zu denen wir in folgender Weise Stellung nehmen

müssen.

Die in den §§ 2 und 3 sestgclegte Art der

Stellvertretung ist eine solche, daß der General¬

direktor, der entgegen dem Motivenbenchte znm

Gesetze nach dem Statute kein Forstwirt zu sein

braucht, und ein Direktor über alle Angelegenheiten

zu entscheiden haben. Es ist also möglich, daß ein

Jurist und ein Kaufmann in wichtigen, die Er¬

fahrung eines hochbcfähigten Forstwirtes voraus¬

setzenden Dingen laienhafte, den Staat und

die Bevölkerung schwer schädigende Verfügungen

treffen.

In der Verordnung wird an verschiedenen

Stellen von „staatlich geprüften Forstwirten"

gesprochen. Es erscheint mir angezeigt, daß die

leitenden Beamten akademisch gebildete Forstwirte

seien und daß dies auch grundsätzlich festgelegt

werde. Wenn man privaten landwirtschaftlichen

Betrieben einer gewissen Größe die Anstellung von

hochwertigen Leitern zur Pflicht macht, kann der

Staat als einer der größten Grundbesitzer nicht

davon absehcn.

Ich glaube, daß diese zwei Punkte in der

zukünftigen Verordnung berücksichtigt werden dürften,

und fürchte nur, daß ein dritter Punkt, der meiner

Ansicht nach die Hauptsache bildet, auf den Wider¬

stand des Ministeriums stoßen könnte. Dieser Punkt

ist eine Frage der Organisation. Es wurde viel

vom Abbau der Direktionen gesprochen, und in

dieser Angelegenheit haben wir unseren Standpunkt

in folgender Form präzisiert: Die Ausschaltung der

Mittelinstanz, das ist die Auslösung der Direktion,

sollte der Gcneraldirektion überlassen und nicht

durch Verordnung verfügt werden. Es ist mit

Bestimmtheit anzunehmcn, daß der kaufmännisch

geleitete Wirtschaftskörper nach und nach alles

abstoßeu wird, was ihm als überflüssig erscheint.

Durch eine diesbezügliche Ermächtigung, welche die

Verordnung enthalten könnte, wäre die General-

direklion besser, als dies dem Ministerium inner¬

halb Monatsfrist möglich ist, in der Lage, alle bei

der Besprechung des vorliegenden Entwurfes geltend

gemachten Argumente zu überprüfen. Die vor-

geschriebene Aufhebung der Direktionen ist für die

neue Schöpfung eine Zwangsjacke, deren sie nicht

bedarf.

Was die personelle Frage anbelaugt, stehen wir auf

dem Standpunkt, daß der Generaldirektor unter allen

Uniständen ein Forstwirt zu sein habe. Was die Besetzung

aller Posten, auch des forstwirtschaftlichen, des

juristischen und des kommerziellen Direktors anlangt,

stehen wir auf dem Standpunkt, daß diese Posten

mit Männern besetzt werden müssen, die nicht nur

durch ihre Fachkenntnisse, sondern auch durch ihre

bisherige Haltung die Sicherheit dafür bieten, daß

der Wirtschaftskörper der Österreichischen Bundes-

forstc das werde, was man von ihm erwarten

maß; ein Hüter eines unserer wichtigsten volks¬

wirtschaftlichen Werte.

Ich möchte kurz noch auf ein Kapitel zu sprechen

kommen, das schon seinerzeit in diesem Hause Be¬

handlung, aber nicht Erledigung gefunden hat. Die

Güterbeamtcn Teutschösterrcichs haben wiederholt

die Forderung ausgestellt, daß jene Verordnung, die

nach § 40 des Gütcrbeamtcngesetzes zur Errichtung

von Schiedsstellen notwendig ist, nachgeholt werde,

und ich möchte von dieser Stelle aus an das

Ministerium für Justiz das Ersuchen richten, diese

notwendige Verordnung, die im Gesetze vor¬

gesehen ist, chebaldigst hinauszugcben. Eine zweite

Forderung, die die Güterbeamten stark interessiert,

ist die, daß ähnlich wie für die Forstbeamten bei

einer gewissen Größe des landwirtschaftlichen Gutes

ein Befähigungsnachweis verlangt werden soll. Nach

dem Kriege haben sich in die Landwirtschaft eine

Menge von Elementen eingedrängt, die keine Idee

von landwirtschaftlichen Dingen besitzen, so daß

manches auf diesen Güten: in Unordnung ist, was

leicht hätte in Ordnung gebracht werden können.

Nicht Musterwirtschaften haben wir zu erstellen und

anzustreben, weil diese in den meisten Fällen passiv

sind, sondern dadurch, daß gewisse Wirtschaften als

Beispielwirtschaftcn entsprechend ausgestaltet werden,

würden unsere Landwirte an praktischen Versuchen

und praktischen Beispielen sehen, was sie nachahmen

können. Ich will der Hoffnung Raum geben, daß

das Ministerium für Landwirtschaft im nächsten

Jahre, in welchem es nicht so wie im vergangenen

Jahre durch Beschränkung des Budgets eingeschränkt

sein wird, auf dem Wege fortschreiten wird, den es

im vergangenen Jahre eingeschlagen hat. (Beifall

und Händeklatschen.)

Größbauer: Hohes Haus! Es ist leider in

Österreich schon zur Gewohnheit geworden, daß die

Landwirtschaft in jedem Budget als Aschenbrödel

behandelt wird. Es wird ihr wohl ein Brocken

hingeworfen, der jedoch weit hinter dem zurückbleibt,

was anderen Ressorts gegeben wird. Wir wissen,

daß sich der Staat in einer finanziellen Notlage

befindet, aber wir sehen wirklich nicht ein, warum

gerade die Landwirtschaft diejenige sein soll, die am

schlechtesten bedacht wird.

Alle Ressorts, die in der Budgetdebatte schon

verhandelt wurden und noch verhandelt werden,

haben weit größere Summen aufzuweisen als die

Landwirtschaft. Der Herr Minister für Landwirt¬

schaft hat ja im Ausschuß gesagt, daß es vorwärts

gehe, daß es besser sei, daß die Landwirtschaft schon
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mehr geleistet habe. Ich glaube aber, daß diese

Erfolge durchaus nicht auf die Unterstützung des

Staates, sondern nur auf den eigenen Fleiß der

Landwirte zurückzuführen sind. Es ist nicht zu

leugnen, daß die Leistungsfähigkeit der Landwirt-

schnft wirklich noch gesteigert werden kann, es müssen

dafür aber die Mittel bereitgestcllt werden. Ohne

Mittel kann man nichts niachen.

Im Bundesvoranschlag ist für die Landwirtschaft

eine Summe von nur 17 Millionen Schilling ein¬

gestellt, das heißt ein Sechzigstel des Gesamt¬

budgets, was gewiß ein sehr geringer Betrag ist,

während für die soziale Verwaltung 193 Millionen

Schilling, darunter für die Arbeitslosenversicherung

117 Millionen Schilling, ja, wie der Minister für

soziale Verwaltung errechnet hat, sogar 140 Mil'

lionen Schilling vorgesehen sind. Wenn man für

einen Zweig, wie die Landwirtschaft, die doch gewiß

notwendig ist, die man nicht immer als notwendiges

Übel hinstellen darf, nicht mehr veranschlagt, so darf

auch die Bevölkerung oder vielmehr die Regierung

von der Landwirtschaft nicht verlangen, daß sie

mehr produziere, da sie doch keine Mittel dazu hat.

Die Landwirtschaft hat sich immer bestrebt und

wird sich immer bestreben, daß sie weiterkommt und

mehr produziert. Der Herr Minister hat auch im

Ausschuß gesagt, daß er die gute Hoffnung habe,

daß die Bauernschaft sich jetzt besser entwickle, daß

sie emporkomme. Das ist ein großer Optimismus,

meine Herren. Ich, der ich draußen unter meinen

Berufskollegen bin, habe eine andere Ansicht. Wir

sehen schon, daß die Sache anders ist. Die Ver¬

schuldung geht furchtbar rasch vorwärts und es ist

kein Wunder, daß sie so schnell eintritt und so rasch

fortschreitet, wenn man der Landwirtschaft immer

solche Knüppel unter die Füße wirft. Denken Sie

nur daran, daß uns der Zolltarif nur geringen

Schutz, für manche Artikel gar keinen gewährt. Die

Industrie hat gute Schutzzölle, die Landwirtschaft

als solche vollständig unzulängliche. Die Landwirt¬

schaft ist immer diejenige, die herhalten muß; wenn

die Industrie bei den Handelsvertragsverhandlungen

etwas verlangt, muß immer wieder die Landwirt¬

schaft die Zeche zahlen. Wir haben wohl schon

Länder im Altertum gesehen, die ohne Industrie

bestanden haben, aber es hat nirgends in der Welt

ein Land gegeben, das ohne Landwirtschaft bestehen

konnte. Darum glauben wir, daß die Landwirtschaft

wenigstens ebenso notwendig ist wie die Industrie.

Es ist ein Widersinn, wenn man sagt, wir haben

150.000 Arbeitslose — gewiß, sie sind da, aber

wir am Lande draußen leiden an dem Mangel an

Arbeitskräften und das ist eben ein Widersinn, daß

nian hier so viele Leute unterstützt, während wir

draußen keine Arbeitskräfte haben. Hätten wir die

Arbeitskräfte, so würden wir vielleicht imstande sein,

etwas mehr zu produzieren. Wo liegt wohl der

Fehler, meine Herren? Vom Lande wird alles in

die Stadt hereingezogen, weil man es schließlich in

der Stadt leichter hat, das ist ja richtig. Ans der

Stadt geht niemand hinaus, was irgend arbeits¬

willig ist, wird in die Stadt gezogen. I. der Land¬

wirt wnd mir zugcben, daß gerade bei den weib¬

lichen Arbeitskräften der größte Mangel ist. (Sever:

Wer zieht denn jemanden herein?) Wir ziehen sie

nicht herein, die Stadtbewohner ziehen sic herein,

besonders die weiblichen Arbeitskräfte. (Sever:

Wir werden alle Schneider und Schuster für die

Landwirtschaft hinausschicken!) Sie sollen die

anderen nicht hereinziehen! (Sever: Wer zieht sie

herein?) Die Herrschaften ziehen sic in die Stadt

herein. Wir leiven draußen Mangel an Arbeits¬

kräften und hier in der Stadt sind so viele Arbeits¬

lose zu unterstützen.

Das sind Übelstände, über die von der Land¬

wirtschaft'iminmcr wieder gepredigt wiid. Ich habe

schon heuer von dieser Stelle, ans gesagt, daß wir

für die.Landwirtschaft etwas verlangen, und auch

mein Vorredner hat davon gesprochen. Der Tduck

der Steuern ist bei uns unerträglich. Wenn wir

schon so furchtbar hohe Steuern zahlen müssen, die

wir nicht mehr lange ertragen werden, so muß doch

endlich eine Steuerreform kommen. Wir verlangen

eine Einheitssteuer, wir verlangen, daß das alte

Steuerbuch wieder eingeführt werde, damit jeder

weiß, wieviel und wann er etwas zu zahlen hat

und damit er wieder Ordnung hat. Es mag ja für

das Steueramt sehr bequem sein, einen Scheck zu

schicken, und zu sagen, soundso viel hast du zu

zahlen. Aber niemand von den Landwirten draußen

weiß, wieviel Steuer er eigentlich zu zahlen hat,

denn wenn er glaubt, es ist die Steuer bezahlt, so

kommt gewiß in 8 bis 14 Tagen eine Nachtrags¬

steuer. Die Bevölkerung läßt sich das nicht mehr

lange gefallen. Sie hat ein Recht darauf, daß ihr

gesagt wird, soundso viel hast du Steuer zu ent¬

richten. Wenn das nicht geschieht, so stehen wir

nicht gut, daß etwas herauskommt, was der Re¬

gierung sehr unlieb sei» wird. (Zwischenrufe.) Wir

sind nicht gegen das Steuerzahler!, aber Ordnung

wollen wir haben. Es ist schade, daß der Herr

Finanzminister nicht hier ist, daß man ihm das

'agen könnte. Wenn das Budget erstellt wird, so

könnte doch auch die Steuer für ein Jahr vor¬

geschrieben werden. Wenn das früher möglich war,

wird es wohl auch jetzt gehen. Es wird uns darum

immer schwerer, der Regierung Gefolgschaft zu

leisten, weil solche Dinge immer drückender auf der

Landwirtschaft lasten. Wir hoffen, daß die Regierung

noch in letzter Stunde einsieht, daß auch der Land¬

wirt draußen Ordnung haben will, daß er wünscht,

daß ihm die Steuervorichreibung ordentlich und zur

rechten Zeit zugeht. Wenn das nicht der Fall ist,

282
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bann können wir selbstverständlich für nichts stehen.

(Beifall)

Abg. Hareter: Hohes Haus! Zu Beginn unserer

Budgetdebatte hat der Herr Abg. Danneberg eine

Sache besprochen, die sicher bei unseren Bauern

Aussehen machen wird, besonders bei uns im Burgen¬

land. Es betrifft dies die Zuckerfabrik in Ober-

österreich, wo unsere hohe Regierung zugcstinimt hat,

daß 21/* Milliarden zur Unterstützung dieser Zucker-

fabrik gegeben werden. Wir haben jetzt im Burgen-

land ähnliche Falle, die massenhaft au,treten; ich

möchte daher ersuchen, daß unsere Regierung dort,

wo es lehr notwendig wäre, bej anders bei uns, die

Augen offen haltet. Es wird unserem Herrn Minister

für' Land- und Forstwirtschaft bestimmt der Fall von

Albrechtsfeld bekannt sein. Dorr ist von einem

gewissen Herrn Kufflcr ein Besitz des ehemaligen

Erzherzog Friedrich gepachtet worden. Dieser Beptz

umfaßt" zirka 3000 Katastraffoch Grund. Kufflcr

hat gerade nur noch abgcsechst. angebaut hat er

nicht mehr. Und die !50 Deputatisten haben keine

Arbeit und kein Deputat bekommen. Das Kultur-

amt der Landesregierung weiß sich schon nicht m hr

zu helfen, was es machen soll. Ich möchte die hohe

Regie,ung ersuchen, sie möge dort dasselbe machen,

was sic mit der Zuckerfabrik in Oberösterrcich gemacht

h t. Solche Falle treten jetzt bei uns infolge der

leichtsinnigen Bcrpachtung des Großgrundbesitzes

massenhaft ans. Es ist im Burgcnland üblich

geworden, daß von den Großgiundbesitzcru einer

nach dem andern seine Gründe verpachtet; man

läßt vom Ausland ohne weiteres jeden Fremdling

die großen Flächen pachten. Ter Kuffllr hat aus

deitz Gute Albrechtsfeld auf 3000 Kataftraljoch
das ganze Jahr hindurch nur 18 Stück Zuchtvieh

und Zugvieh gehalten. Wie kann bei einer solchen

Pachtung irgend etwas herausgcbracht werden?
Unter einer solchen Wirtschaft leidet natürlich die

ganze Volkswirtschaft. Unter solchen Umständen ist

es auch leicht erklärlich, daß es im Burgenlande

so viele arbeitslose Menschen gibt, wenn so ungeheure

Flächen brachliegcu und unbearbeitet bleiben.

Bei einem zweiten Fall im Burgenland besteht

die Gefahr, daß die Bewirtschaftung auf dieselbe

Stufe hinuntersinkt. Ich bitte daher den Herrn

Minister, darauf ein besonderes Augenmerk zu lenken.

Dort gehen uns viele Leute zugrunde, und es kann

der Fall eintreten, daß es dort, nahe an der unga¬

rischen Grenze, infolge unserer Saumseligkeit bald

zu irgendwelchem Widerstand der arbeitenden Massen

kommt. Es ist absolut unnötig, daß mir im Burgen-

land 30.000 Albcirslose haben, denen wir zum

Teil die Arbeitsloseuunterstützung zahlen müssen.

Gerade dort sind nämlich bei uns die meisten

Arbeitslosen, wo der Großgrundbesitz den meisten

Boden hat. Wo die Großgrundbesitzer 4000 und

5000 Kamstraljoch Grund haben, in diesen Ge¬

meinden haben wir die meisten Arbeitslosen, weil

dort die Leute keine Arbeit finden. Diese Groß¬

grundbesitzer machen es alle so, wie es der Kuffler

macht. Was wächst, ist gut, cs ist ohnedies nicht

, icl. Mau beschäftigt zum größten Teile Ausländer.

Daher möchte ich den Herrn Minister auf diese

Dinge aufmerksam machen. Es wäre gut, wenn man

ein Gesetz schaffen würde, daß diese ausländischen Groß¬

grundbesitzer das Zehnfache von dem an Steuer

zahlen müssen, was die inländischen Besitzer zahlen,

damit sie zur Arbeit gezwungen werden. Dann wäre

es sicher nicht notwendig, daß wir im Burgenlande

30.000 Arbeitslose haben.

Ich mar unlängst in Güssiug. Dort liegt ein See,

der angeblich dem ehemaligen Grafen Draskovich

gehört. Ter See ist künstlich angelegt, damit der

Herr Graf eine Entenjagd hat. Der See umfaßt

180 Kataftraljoch und wird künstlich bewässert. Er

gehört zu dem besten Grund des Burgcnlaudcs;

auf diesem Stück Land macht sich der Herr Graf

Draskovich einen Sportplatz zum Wildcnicnschießeu,

die Bevölkeriiitg der gcknzen Umgebung von Güssing

kann sich ihr Brot im Auslände.suchen und ist,

wenn sie jetzt im Wimcr zurückkommt, arbeitslos.

Ei» ähn.icher Fall, der dem Herrn Minister be¬

stimmt nicht unbekannt ist, ist im vergangenen Jahre

in Ncusiedl am See vorgekommcn. Dort hat sich

eine Pächtergruppe von zirka 150 Pächtern gebrldet,

lauler bodcnarmc Leute. Die haben einen ehemaligen

Kavallcrieexerzicrplatz gepachtet, der seit Jahrhunderten

noch nicht zur Produktion herangezogen morden war.

Die Fläche ist 150 Kataftraljoch groß, die Pächter¬

gruppe umfaßt ebenfalls 150 Leute. Die haben nun

diesen Boden hergerichtct zur Wcinkultur, haben ein

Gesuch au die hohe Regierung geschickt, die Regierung

möge sie unterstützen, indem sie ihnen den Grund

auf Dauerpacht überläßt; wenn sie nur 100 Mil¬

lionen Subvention erhalten, dann können sie dort

Wcinkultur treiben und in vier Jahren 700 Millionen

Kronen jährlich an Weinsteuer zahlen, wenn die

Steuer auf der gleichen Höhe bleibt, aus der sie

heute ist. Dieses Gesuch hat die Regierung zurück-

gewicseu. Warum ist sie hier nicht ebenso vorge¬

gangen wie bei der Zuckerfabrik in Oberösterrcich.

Da möchte ich Sie, Herr Minister, schon ersuchen,

daß Sic wirklich als Vater der Landwirtschaft

an unserer Spitze stehen und die Gesuche unserer

Kleinbauern nicht so leichtfertig abweisen, sondern

daß Sie im Interesse unserer Kleinbauern arbeiten.

Denn die Kleinbauern draußen sagen heute schon,

wir sind Menschen zweiter Kategorie, wir wissen

heute schon ganz bestimmt, daß unsere hohe Regierung

die Interessen der Arbeitsbaucrnschaft nicht aus

innerer Überzeugung fördert, sondern mit Absicht

den Bauer unterdrückt.

Bichl: Hohes Haus! In dem Voranschlag für

1926 ist eine ansehnliche Summe für die Durch-

127. Sitzung NR II. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)34 von 57

www.parlament.gv.at



127. Sitzung des N. R. der Republik Österreich, II. G. P. — 16. Dezember 1925. 3109

führung des Landcskulturförderungsgesetzes vorge¬

sehen. Gewiß ist das Landeskulturförderungsgesctz,

wenn es nicht allzu bureaukransch durchgeführt wird,

wenn es der Produklion eine wirkliche Hilfe bringt,

nur zu begrüßen, und wir warten darauf, wenn wir

auch ruhig sagen können, daß sich seit einigen Jahren

die Produktion in Österreich bedeutend gehoben hat.

Der Vorwurf, der uns immer gemacht wurde, die

österreichische Landwirtschaft sei rückständig, hat an

Geltung verloren, denn tatsächlich ist sie nicht rück¬

ständig geblieben. Aber was nützt uns eine reiche

Produktion, wenn eine Verwertuugsmöglichkeit für

sie entweder gar nicht besteht oder nur sehr schwer

zu finden ist. Unter der heurigen Wirtschaftskrise

leiden nicht allein die Industrie und das Gewerbe,

sondern es leidet sicherlich auch die Landwirtschaft

sehr empfindlich.

Wir in Oberösterreich empfinden es speziell sehr

schwer, daß die Zollmauer zwischen uns und Deutsch¬

land neuerdings durch das letzte deutsche Zollgesetz

sehr erhöht worden ist. In unserem Lande spielt

die Pferdezucht eine ziemlich bedeutende Rolle oder

hat sic wenigstens bisher gespielt. Tie Länder Salz¬

burg, Kärnten und Steiermark waren zum großen

Teile die Nutznießer der oberöstcrreichischcn Pferde¬

aufzucht. Sic haben uns die Fohlln geliefert.

Nun stockt dieser Erwerbszwcig der Landwirtschaft

völlig, weil wir bei den neuen deutschen Zollsätzen

unmöglich ein Pferd, das älter als zwei Jahre ist,

über die Grenze verkaufen können, und das einzige

Absatzgebiet, das für uns bisher von Bedeutung

war, war doch immer Deutschland beziehungsweise

Bayern. Wenn wir bedenken, daß für ein Pferd beim

Überschreiten der Grenze jetzt 500 Goldmark oder

8,500-000 Kronen gezahlt werden müssen, so ist cs

klar, daß der Handel vollständig unterbunden wurde.

Ich gestatte mir, diesbezüglich einen Enischließungs-

anirag einzubringen, welcher lautet (liest):

„Die Regierung wird aufgefordert, mit aller

Energie darauf hinzuarbeiten, daß im Verhandlungs¬

wege die Einfuhrzölle des Deutschen Reiches für

Pferde und Rinder auf ein erträgliches Maß herab¬

gesetzt werden."

Mein Kollege Größbauer hat schon betont, daß

die Steuerlasten sehr schwere sind. Man kann ganz

gut sagen unerträgliche, denn wir sehen, daß die

Verschuldung des Bauernstandes mit rapiden Schritten

um sich greift.

Wir wissen aber anderseits auch ganz genau,

daß wir, solange wir in diesem Österreich allein

leben müssen, auf eine entsprechende ausgiebige

Steuerreduzierung nicht rechnen können. Aber als

eine Ungerechtigkeit muß ich eine Steuer bezeichnen,

die die Landwirtschaft trifft, und das ist die soge¬

nannte Warcnumsatzstcuer für das in der eigenen

Wirtschaft verbrauchte Getreide. Der Landlvirt zahlt

die Warenumsatzsteuer für das Getreide, er führt cs

in die Mühle zum Lohnmüller, dort wird es

vermahlen und er bekommt cs in Form von Mehl

zurück. Trotzdem zahlt auch der Müller für sämt¬

liches Getreide, das er zur Lohnmüllerei über¬

nommen hat, Warenumsatzsteuer. Und wenn irgend¬

ein Landwirt in die Lage käme, dieses schon zwei¬

mal versteuerte Mehl noch beim Bäcker abbacken

zu lassen, so zahlt er ein drittcsmal Warenumsatz-

steuer. Ich meine, es ist vollkommen klar, daß diese

Besteuerung eine ungerechte '.st, und der Landwirtschaft

muß sicherlich das Recht zuerkannt werden, sich

gegen eine solche Überbesteueruug zur Wehr zu

setzen. Ich möchte auch diesbezüglich einen Ent¬

schließungsantrag einbringen, welcher lautet (liest):

„Die Bundesregierung wird aufgcfordert, die im

eigenen Hausdalte der Landwirte verbrauchten

Getrcidemcngcn von der Warcnumsatzstcuer, soweit

sic den Erzeuger betrifft, zu befreien."

Wenn wir uns darüber klar sind, daß eine aus¬

giebigere Stcuerabschreivung nicht in Betracht

kommen kann, so muffen wir wenigstens verlangen,

daß die Lasten, welche ohnehin am den Schultern

der Landwirtschaft lasten, nicht mehr weiter erhöht

werden. Nun haben wir aber in dieser Beziehung

eine ziemlich trübe Aussicht; denn es stehen uns

neue soziale Lasten bevor, und ich glaube, die

wenigsten werden wissen, wie sic in der Zukunft

bei den heute bestehenden Verhältnissen d-ese Lasten

zu tragen in der Lage sein werden. Eine dieser

sozialen Lasten besteht in der sogenannten Arbeiter-

Versicherung und in der Krankenversicherung, die

erst seit ein paar Jahren die Landwirtschaft bedrückt

und sie schwerer bedrückt, als cs in Gewerbe und

Industrie der Fall ist. Denn dort wird der Aibcner,

der allwöchentlich seinen Lohn erhält, zur Mit-

zahlung hcrangezogcn, bei der Landwirtschaft jedoch

leisten ausschließlich die Arbeitgeber diese Ver¬

sicherung, wenn man sie überhaupt heute so nennen

kann.

ES hat in dieser Angelegenheit Montag eine

Enquete darüber stattgefundeu- wie man das land¬

wirtschaftliche Krankenkasscngesctz in das Arbcitcr-

versicherungsgcsetz hincinpasscn soll, und bei dieser

Gelegenheit kann ich nicht unerwähnt lassen, daß

der Herr Buudesminister Dr. Resch hiebei einen

Standpunkt eingenommen hat, den wir nicht billigen

können. Der BundeSral Sturm von Niederösterreich

hatte, wie er angab, über Einladung des Herrn

Ministers Resch an Gründer von Gemeiudekranken-

kasscn und Bezirkskrankenkasscn die Einladung

ergehen lassen, an dieser Enquete teilzunehmcn. Es

sind auch einige Herren aus Nicderösterrcich und

einige Herren aus Oberöstcrreich erschienen. Als die

Sitzung eröffnet wurde — so wurde mir berichtet —,

erklärte der Herr Bundesministcr, daß, wenn Ver¬

treter der Idee von Gemeindekrankenkassen an¬

wesend wären, dieselben an der Sitzung nicht teil-
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nehmen können, daß er ihnen das Wort nicht

erteilen würde und daß sie cigcnllich auch nicht

geladen sind, daher den Saal zu verlassen haben.

Aber nicht genug an dem, es wurde den Herren,

welche im Interesse der landwirtschaftlichen Kranken¬

kassen im Sinne einer Gebietskrankenkasse anwesend

waren, auch noch bedeutet, daß diese Krankenkassen

nicht gesetzlich sind, die Gemeindekrankenkassen,

wenn wir sie so nennen wollen. Das wissen wir,

ebenso wessen wir, daß auch die Landeskranken¬

kasse ungesetzlich war, weil sie vom Verfassungs-

geiichtshof aufgehoben wurde. Aber daß diese

Gemeind krankcnkasse laut einer Verordnung des

Herrn Bniidcsiuinisters aufgehoben, ihre Mittel

beschlagnahmt und der Landes- oder Bundeskrankcn-

kasse übergeben würden und die Agitatoren der

Gemeinde- oder der Gebietskrankcnkasscn — in

Nicderösterreich ist eS eine Gebietskraukenkasse —

einer strengen Verantwortung unterzogen werden

sollen, meine Herren, ich stehe immer auf

dem Standpunkte, die Suppe wird nicht so heiß

gegessen, wie sie gekocht wird. Aber wenn der

Herr Minister glaubt, daß er uns mit seinen

Argumenten zu Paaren treibt, so täuscht er sich

da. Da muß er die Geschichte des obcrösterreichischen

Landvolkes schlecht kennen, das schon vor 300 Jahren

sich eine solche Behandlung nicht gefallen ließ.

Der Herr Kollege Schneidmadl hat uns erzählt,

daß das Programm der Sozialdemokraten eine

gewisse Furcht in den Reihen der christlichsozialcn

und auch der Deutschnacionalen — wahrschemlich

hat er dabei die Landbüudler gemeint — hervor-

gerufen hat. Ich will mich nicht lange aufhalteu.

Seien Sie versichert, in der Form sind Sie zu

gebrannte Kinder, man kennt Ihre Regierungsform

schon. Schauen Sie nach Linz oder schauen Sie in erster

Linie nach Wien, hier beklagt sich niemand über

einen gewaltigen Stencrnachlaß, sondern man

beklagt sich, daß die Steuern unerträglich sind.

Schauen Sie nach Linz, auch dort ist alles un¬

zufrieden, cs sind die gleichen Verhältnisse. Und in

Steyr ist überhaupt alles Steuer. Auch Sie können

nicht Wunder wirken, und wenn Sie heute den

Kleinbauern versprechen, Sie werden ihnen die

Steuern abschreiben, so werden Sie nicht viele

finden, die Ihnen das glauben, denn auch Sie

müssen die Steuern dort cintreiben, wo sie dieselben

bekommen können, wo Steuern einzutrciben sind.

Es ist interessant, daß sich zwei Herren der sozial¬

demokratischen Partei für die Subener Zuckerfabrik

besonders interessieren. Die Subener Zuckerfabrik ist

genau so wie manche Ihrer Unternehniungen dem

Zasammenbrnch uahegckommen, und es macht mir

saßt den Eindruck, als wenn Sie den eigenen

Schmerz damit lindern wollten, den Sie bei den

Hammerbrotwcrkcn u. dgl. erlebt haben. (Zwischen¬

rufe.) Die Zuckerfabrik in Süden ist auf der Grund¬

lage einer Volkrbasis gegründet, und wenn Sie

glauben, daß sie eine landbündlerische Gründung

oder eine andere einseitige politische Gründung ist,

so täuschen Sie sich. Ich kann sagen, daß eine

Menge Ihrer eigenen Parteiangehörigen Aktionäre

dieser Subener Zuckerfabrik sind. Es ist natürlich

ein Unterschied, ob in Wien eine Großbäckerei

errichtet und die Notwendigkeit des Bestandes dieser

Großbäckerei betont wird oder ob ein Land, das

bisher den Zuckerrübenbau nicht gekanilt hat, nun

Zuckerrüben baut, um das Geld nicht in die Tschecho¬

slowakei oder in die Hände von Juden oder

Kapitalisten zu schicken, und das nun darangeht,

selbst zu versuchen, ein Lebensmittel für sich aus

eigener Scholle zu gewinnen. (Sever: Warum

ziehen Sie das Beispiel mit den Hammerbrotwerken

heran!) Sie werfen uns die Zuckerfabrik vor und

sagen, daß sie eine landbündlerische Gründung sei.

Nun ist die Zuckerfabrik in Süden eine Volks¬

gründung und die Wirtschaftskrise hat die Zucker¬

fabrik in einen Zustand gebracht, daß alle Kräfte

angewcndct werden müssen, um dieses Unternehmen

wiederum zu heben. Es wird emporgebracht werden,

wenn auch Sie sich in den Dienst der Sache stellen;

zumindest sind Sie ja genau so interessiert an

der Sache wie wir, weil diejenigen, die dort arbeiten,

Ihre Parteigenossen sind und weil es — das wissen

Sie aus Ihren eigenen Unternehmungen — nicht

möglich war, den Aktionären bisher Gewinste abzu¬

geben. (Zwischenrufe.) Es ist schließlich und endlich

ja ganz einerlei, ob Sie glauben, daß Sie damit

der Sache einen Dienst erweisen oder nicht. Wir

werden alles daransetzen, um die landwirtschaftliche

Produktion nicht allein als Produktion zu fördern,

sondern, soweit es möglich ist, auch die Veredlung

dieser Produktion durchzuführcn. Wir werden es

durchführen, um eine gewisse Unabhängigkeit vom

Ausland zu erhalten. (Beifall. — Während vor¬

stehender Bede hat Präsident Dr. Dinghofer den

Vorsitz übernommen.)

Die beiden genügend unterstützten Entschließungs-

anträge Bichl werden zur Verhandlung gestellt.

Heuberger: Hohes Haus! Wer in der letzten

Zeit die Entwicklung der Landwirtschaft in vor¬

urteilsloser Weise beobachtet hat, konnte mit Bc-

frieoigung fcststellen, daß sie sich ziemlich gut ent¬

wickelte. Erst in den letzten Monaten trat leider

durch die Zollmaßregeln seitens Deutschlands ein

ganz wesentlicher Rückgang in den Einnahmen der

landwirtschaftlichen Bevölkerung ein. Die derzeitigen

Preise für Vieh, wie sie für uns in den Alpen¬

ländern die Hauptsache bilden, sind so gedrückt, daß

sie kaum die Produktionskosten decken. Wir setzen

daher volles Vertrauen darein, daß es den Ver¬

handlungen der Regierung gelingen wird, mit

Deutschland ein entsprechendes Abkommen zu er¬

reichen, damit wenigstens halbwegs annehmbare
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Preise erzielt werden können. Was den Absatz anbe-

laugt, so sind derzeit unsere Viehbcsitzcr nur auf

Wien angewiesen und da stellen sich noch immer die

Frachttarife viel zu teuer, so daß man gegenüber

dem Sommer einen Rückgang der Preise um

25 bis 30 Prozent konstatieren kann. Ganz be¬

sonders wirkt sich das für diejenigen Landwirtschaften

aus, die au Lokalbahnen liegen. Ich möchte da

auf unser Salzburg verweisen, auf den Lungau,

auf die Salzkammergutlokalbahn und auf die

Pinzgaubahn, Bahnen, bei denen sich die Tarife

sehr ungünstig auswirken. Wie überall, trachten

nämlich auch die Lokalbahnen, sich zu kommerziali¬

sieren, das heißt, ihre Einnahmen und Ausgaben in

Einklang zu bringen, und so stellen sich derzeit die

allgemeinen Bahnregien wesentlich höher als in der

Vorkriegszeit. Der Bauer nimmt also beim Verkauf

infolge der hohen Tarife weniger ein und nmß

wegen der höheren Frachtspesen auch alle feine Ein¬

künfte teurer bezahlen. Dadurch müssen im Laufe

der Zeit die Einnahmen des Gebirgsbauern wesent¬

lich niedriger werden, und wenn cs so wcitergeht,

werden wieder viele Gebiete Jagdzwecken zugeführt

werden. Besondere Erwartungen knüpfen wir an das

Kuliurfördcrungsgcsetz, auf Grund dessen es hoffent¬

lich gelingen wird, speziell für Meliorationen

wesentlich höhere Beträge anzuweisen. Derzeit müssen

von den Interessenten 20 Prozent beigesteucrt

werden, was den meisten nicht möglich ist. Ich ver¬

weise auf eine in Aussicht genommene Melioration

im Lungau, wo die Durchführung auf Schwierig¬

keiten stößt, weil die Anrainer außerstande sind,

mehr als höchstens 10 Prozent zu leisten. Auf der

einen Seite bezahlen wir die Arbeitslosen, auf der

anderen Seite ist cs aber nicht möglich, wichtige

kulturtechnische Meliorationen durchzusühren. Es

wäre also wünschenswert, wenn die 20 pro wütige

Beitragsleistung zumindest auf 10 Prozent reduziert

werden würde. Ebenso könnte unseren Bauern durch

billige Kredite zu niedrigem Zinsfuß beim Ankauf

von Kunstdünger geholfen werden, der heute infolge

der hohen Bahnfrachten, wie ich schon früher

betont habe, fast nicht erschwinglich ist.

Etwas, was uns sehr interessiert, ist die Kommer¬

zialisierung der Bundesforste. Diese Kommerzialisierung

der Bundcsforste wirft bereits ihre Schatten voraus,

und zwar in dem Sinne, daß wir bemerken, daß

in den letzten Monaten wesentlich mehr Bewilligungen

zur Ausfuhr von Rundholz gegeben wurden. Ohne

daß man auf die Aufnahmefähigkeit der einzelnen

Werke Rücksicht genommen hätte, wurde eine große

Zahl von Rundholzausfuhrbcwilligungen erteilt, so

daß viele Werke gezwungen sind, ihre Betriebe zu

reduzieren oder gar cinzustellen, die Arbeiter zu

entlassen und so das Heer der Arbeitslosen zu ver¬

mehren. Ich möchte daher anläßlich der geplanten

Kommerzialisierung an die Regierung den dringenden

Appell richten, die volkswirtschaftlichen Interessen ja

nicht hintanzuietzen, sondern an dem Leitsätze fest-

znhalten, daß das Naturprodukt in dem Lande, in

dem es gedeiht, auch auf das bestmögliche kauf¬

männisch ausgewertet werden und erst im best¬

veredelten Zustande ins Ausland gehen soll, um

unsere Handelsbilanz entsprechend zu verbessern.

Obwohl wir ans die Kommerzialisierung keinen Einfluß

mehr nehmen können, da sic nunmehr Sache des

Landwirtschaftsministeriums ist, muß ich doch die

Befürchtung aussprechcn. daß mit der Verlegung der

Generaldirektion nach Wien und mit der Auflösung

der vier Forstdirektionen Salzburg, Gmunden, Inns¬

bruck und Wien wesentliche Mehrspcien entstehen.

Wir hätten es sehr begrüßt, wenn die Geueral-

direktion nicht nach Wien, sondern an einen zentral

gelegenen Ort — wahrscheinlich würde Salzburg

hiefür am günstigsten gewesen sein — verlegt worden

wäre, weil daourch der Kontakt zwischen der Gencral-

direktion und den einzelnen Forstvcrwaltnngen ein

viel innigerer gewesen wäre, während jetzt mit der

Schaffung einer Gcneraldirektion in Wien die Neu-

austcllnng von Inspektoren und die Vermehrung des

Beamtenpersouals in den einzelnen Forstverwaltungcn

notwendig wird.

Wir legen speziell Wert darauf, daß in erster

Linie der Bedarf der heimischen Werke gedeckt

werde, damit nicht die Arbeitslosigkeit wicfur wächst.

Ich fürchte nun, daß niit der Schaffung der

Generaldirektion in Wien nicht nur die Schaffung

neuer Zwischenstcllen in F rm von Lanvesstellen

und eine Vermehrung der Verwaltungen cintreten

wird, sondern daß auch die Gencraldirektion die

Übersicht über 92 Forstverwal ringen verlieren ttitb

cs ihr auch nicht möglich sein wird, die Produkte

von einer Zentralstelle aus euts. rechend kaufmännisch

zu verwerten. Jedenfalls ist es richtig, daß, wie der

Berichterstatter einleitend bemerkt hat, die Belastung

des Waldes eine ungeheure ist. Der Berichterstatter

gibt selbst zu, daß die Steucrbelastung pro Hektar

Wald 17 8 oder umgercchnet auf den Fcstmeter 10 8

beträgt. Was das bedeutet, kann man daran erkennen,

daß der Gebirgsbauer in abgelegenen Gegenden

heute kaum 7 8 am Stock einnimmt. Wenn er dann

auch noch die Steuern zu rechnen hat, bleibt ihm

eigentlich nichts übrig. Das eine aber erwarten ivir,

daß die Kommerzialisierung der Bundesforste zu¬

mindest die Jagdinteressen eindämmen oder auf das

äußerste Maß reduzieren wird. Ich habe selbst

Gelegenheit gehabt, mich erst vor kurzem im Lammcr-

tale davon zu überzeugen, welch ungeheure Schäden

das zu stark gehegte Wild verursachen kann.

Tausende von Stämmen wurden dort in zwei, drei

Meter Höhe so geschädigt, daß sie nicht mehr als

Nutzholz, sondern höchstens als Brenn- oder minder¬

wertiges Blockholz verwendet werden können. Ich

hoffe daher, daß wir mit der Kommerzialisierung
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der Bundesforste doch wenigstens das eine erreichen,

daß die Interessen der Volkswirlschafl voll und ganz er¬

faßt werden — zum Wähle nnsrcrWirt chast. (Beifall.)

Dersch: Hohes Haus! Es haben ja schon mehrere

Redner in dieser Debatte betont, daß die Landwirt¬

schaft sehr bedrückt ist und die Lasten, die ihr anf-

geburdct sind, beinahe nicht mehr tragen kann. Aber

mich bat cs gewundert, daß diejenigen Redner, die

vor fünf, sechs Jahren ans die Landwirtschaft hin-

gehaut und erklärt haben, der Bauer habe Geld,

er solle zahlen, er sei derjenige, der alls leisten

müsse, nun ein sozialistisches Agrarprogramin aus-

stcllen und angeben, daß sie die Verteidiger des

Bauernstandes seien. Es hat scbon der Herr Minister

Haueis betont, was dieses Programm nutzen wird,

wenn wir daraus Hinweisen werden, was Sie schon

alles gemacht haben. Dann werden Sie sehen, welchen

Nutzen Sie aus Ihrem Programm ziehen! Noch im

Jahre 1920 hat Herr Kollege Schneidmadl erklärt,

daß ein Joch Grund jedem Bauern rein 20.000 K

trage, ein Bauer also, der nur 50 Joch habe, könnte

sich schon über eine Million erübrigen. Nun, ich war

in dieser Zeit d>r glückliche Besitzer eines solchen

Grundstückes, wenn ich aber solchen Gewinn gehabt

hätte, batte ich auch wie eure Klei bauern mit dem

Auto fahren können. (Pölzer: Das sind eure Herren-

bauern!) Sie missen es ja schon, nicht wahr? Ta

sollte es mir auch vergönnt sein, wie die Kleinbauern

im Auto fahren zu können; aber das ist m>r nicht

ve> gönnt. Daher niüsscn Sic schon zugeben, daß

Herren, dw in dieser Zeit eine solche Sprache sprechen,

von der Landwirtschaft gerade soviel verstehen wie

der Esel von den Disteln. (Heiterkeit.) Ich möchte

darauf verweisen . . . (Sever: Seien wir froh, daß

Sie wenigstens etwas vom Mieterschutz verstehen!) Ich

werde darauf noch zurückkommcn. Weil Sie aber

schon gerade davon angetangcn haben, so möchte ich

nur erklären, warum wir Bauern für den Abbau

des Mieterschutzes sind, warum da die bäuerliche

Bevölkerung und die bäuerlichen Abgeordneten mitlun.

Wir sind einfach ans dem Grunde dafür, weil wir

nicht tcilnehmen wollen an einem Diebstahl; nicht

teilnchmen wollen, wenn einen: sein Vermögen 'ge¬

stohlen oder genommen wird. Für das können mir

nicht eintretcn. Wir leben in einem Rechtsstaat, und

solang ein Rechtsstaat besteht, ist cs verboten,

einem anderen sein Vermögen zu stehlen. Das soll

Ihnen hier gesagt sein. (Sever: Warum sagen Sie das

nicht bei den Sparern und den Kriegsenleihezeichnern?)

Ja, wenn der Bürgermeister von Wien es so macht,

daß er sagt: Krone ist Krone, so werden cs auch . . .

(Sever: Das hat ja der Schumpeter getan!) Auch der

Bürgermeister von Wien sagt es, meine Herren.

Übrigens habe ich Ihnen nur geantwortet, wm Sie

diese Dinge angeschnitten haben. Sonst würde ich

gar nicht so weit gekommen sein, wenn Sie mich

nicht herausgefordert hätten.

In der Landwirtschaft sind es jetzt insbesondere

zwei Stände, und zwar die Weinbauern und die

Rübcnbauern, die im heurigen Jahre und in den

vergangenen Jahren schon ganz danicdergelegen sind.

Der Weinbauer könnte es nicht ertragen, wenn ein

für ihn ungünstiger Handelsvertrag mit Ungarn ab¬

geschlossen würde. Ein solcher würde den Stand der

Weinbauern zugrunde richten. Wir werden cs daher

gewiß nicht zngeben, daß ein solcher Handelsvertrag

zustande kommt, der die Weinbauern gänzlich ruiniert.

Nun, meine Herren, zum Rübenbau. Der Rübenbau,

der doch in der letzten Zeit gewiß sehr zngcnommen

und der bewirkt hat, daß eine rationellere Bewirt¬

schaftung der Gründe, insbesondere im Marchfcld, vor

sich gegangen ist, liegt jetzt ganz danieder, weil der

Rübenpreis so gesunken ist, daß es sich nicht mehr

rentiert, Rübe zu bauen. Wir haben bereits heuer

zirka 45 bis 50 Prozent dcs Znckerbedarfcs durch

Anbau von Rübe im eigenen Lande gedeckt und es

ist schon betont worden, welche Vorteile daraus für

unsere Handelsbilanz sich ergeben, daß der Staat nicht

so viel Zucker einführen muß. Im Jabre 1922

kostete ein Kilogramm Rübe 460 K, der Zucker

kostete 7672 K; im Jahre 1923 kostete die Rübe

496 X, der Zucker 8309 K; im Jahre 1924 kostete

die Rübe 343'8 K, der Zucker 6231 K; im Jahre 1925

kostet die Rübe wahrscheinlich 288 K und der Zucker

4800 K. Die Löhne aber sind heute um 32 bis

41 Prozent höher als sie im Jahre 1922 gewesen

sind. Wenn also Sie jetzt diejenigen sind, die den

Bauern helfen wollen, so wird in kürzester Zeit an

Sie herangctreten werden, und dann werden Sie

beweisen können, ob Sie es wirklich ehrlich und

aufrichtig meinen. Denn es muß den Zuckerrüben-

banern geholfen werden, wenn sie nicht den Rübenbau

einstcllcn müssen und die Volkswirtschaft dadurch

großen Schaden erleiden soll. (Müller: Ihr habt ja

die Mehrheit, ihr braucht nur zu beschließen!) Das

kann man schon beschließen, wenn nur die Opposition

nicht immer wäre. Wir werden ja im landwirtschaftlichen

Ausschuß sehen, wie Sie sich zu der Sache stellen

werden. (Pölzer: Wir waren immer dafür!) Das

wäre ja sehr schön, wenn die Opposiiion einmal zur

Einsicht käme. Beim Zuckerrübenbau beträgt der

Preisrückgang 43 Prozent. Da muß etwas geschehen,

damit den Zuckerrübenbanern geholfen wird.

Es wird hier auch viel vom Pächtcrschutz ge¬

sprochen. In meiner Gemeinde ist man schon dies¬

bezüglich so weit, daß man 20 Prozent des Pachtcs

nachgelassen hat. Über Anregung eines Kollegen

Ihrer Partei hat man Heuer den Pacht anders

berechnet und jetzt ist ein Teil der Pächter gekommen

und hat der Gemeinde erklärt: wir legen die

Gründe zurück, wir kriegen ohnedies alles zu kaufen,

wir brauchen sie nicht mehr. Der Bodenhunger wie

er einstinals war, existiert nicht mehr — ich will

ja nun nicht gerade sagen, daß der Pächterschutz
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nicht notwendig ist. (Müller: Das trauen

Sie sich in Ihrem Wahlkreis gewiß nicht zu sagen!) Das

sage ich auch draußen. Herr Kollege Müller. Warum

soll ich mich das nicht zu sagen trauen? In jeder

Versammlung traue ich mich das zu sagen, weil ich

offen rede und nicht demagogisch. Ich geraue noch

auch zu sagen, daß der Müller als Kleinbauer mit

einem Auto fährt und ich als Großbauer, als

Hcrrenbaucr muß zu Fuß gehen. (Müller: Ihr

dürftet überhaupt vom Autofahren nichts reden! Von

euch geht überhaupt keiner zu Fuß!) Ich bin zu

Fuß gegangen. Kollege Müller, weiter als Sie! Im

Auto bin ich nicht gefahren und aus Kosten anderer

schon gar nicht. Ich will nur darauf verweisen, weil

Sic mich herausgefordcrt haben, sonst würde ich

das nicht sagen. Es hat der Herr Kollege Schneidmadl

auch das Lügenmärchen von den sogenannten

Hcrrcnbauern vorgebracht und sich daraus gefreut,

daß alle Bauern einmal Sozialdemokraten se>n

werden. Es würde mich auch sehr freuen, wenn die

Sozialdemokraten die Bauern vertreten würden. Ich

bin ein Bauer und war mein Lebtag nichts anderes,

daher möchte ich mich sehr darüber freuen, wenn

Sie alle Stimmen erlangen würden und die Bauern

so vertreten würden, wie Sie es ihnen jetzt vor-

niachcn, daß immer etwas dahinterftcckt. Es ist

geradeso wie mit Ihrem Programm, wo Sic hinein¬

schreiben, daß der Kleinbauer keine Steuern mehr

zu zahlen hat, aber wenn er ein größeres Ein-

konimcn hat als ein Arbeiter, so hat er eine Grundrente

zu bezahlen. Das ist halt doch ivieder etwas, was

zu denken gibt. Vielleicht wissen Sie selbst noch

nicht, wie das gemeint ist. Es war ja der Doktv!

Bauer, der darauf hingcwicsen hat, wie er uns

Bauern zu der Zeit hineingclegt hat, wo noch die

staatliche Bewirtschaftung war und wo wir auch

für das. was wir in der Wirtschaft verwenden,

auch noch dem Staate hätten Steuer zahlen sollen.

Ich will kurz sein und nur das eine sagen:

Wir stimmen für diese Vorlage aus dem Grunde,

"veil wir wissen, daß unser armer Staat vorderhand

nicht imstande ist, mehr zu leiste». Wir hoffen aber,

daß, da im heurigen Jahre schon eine Besserung

eingetreten ist, diese Besserung im nächsten Jahre

noch größer sein wird. (Beifall.)

Pölzer: Hohes Haus! Bevor ich auf das Kapitel

„Land- und Forstwirtschaft" zu sprechen komme,

gestatte ich mir zuerst, mit einigen Worten aus die

Allsiührungen des geschätzten Herrn Vorrcdn rs über

den Zuckerrübenbau zurückzukommen. Ich gebe zu,

daß cs den Zuckerrübenbauern gegenwärtig finanziell

nicht sehr gut geht. Es ist richtig, daß unsere

Produktion an Zuckerrübe in den letzten Jahren in

erfreulicher Weise zugenommen hat. Es ist selbst¬

verständlich, daß meine Partei alles dazu beitragen

wird, um es zu ermöglichen, daß die Produktion

noch eine Steigerung erfährt. (Hufe: Bravo! Bravo!)

Ich weiß nur nicht, ob cs nach dem Rezept

geschehen wird, wie Sie es Vorschlägen werden.

(Rufe: Ah so!) Ra ja, das ist die Voraussetzung,

ffiit können ja nichts dafür, daß der Znckerprcis

gegenwärtig ans dem Weltmärkte so steht. Das ist

keine österreichische Erscheinung (Rufe: Zoll!), das

sind Weltmarktpreise, die wir von diesem kleinen

Staate aus nicht wesentlich beeinflussen können.

(Sever: Wer hat denn das Zollgesetz gemacht?

Wir haben uns entgegengestellt und ihr habt es

beschlossen!) Ich glaube aber, daß der wesentliche

Grund, warum es den Znckcrrübeabaucrn heute

nicht so geht, wie sic gerne wünschen, darin liegt,

daß der Vertrag, den sie mit den Zuckerfabriken

gemacht haben, äußerst ungünstig ist. Wenn zum

Beispiel Arbeiter einen Lohnkampf führen, dann

können sic ihn nur mit dem Arbeitgeber führen. Sie

aber wollen den Kampf mit einem Dritten führen.

Eigentlich müßten Sie für 100 Kilo Rüben 6 Kilo

Rohzucker oder das Geld hiefür bekommen. Run

sehen Sie, daß Sie mit diesem Geld nicht aus-

kommen können, und reden sich ans die Erhöhung

der Arbeitslöhne aus. I» Wirklichkeit ist aber der

Vertrag ein ungünstiger und Sie müßt» n 'ich

eigentlich an die Zuckerfabriken wenden — das sind

Ihre Partner. In Wirklichkeit wollen Sie aber

oem Flskns etwas abpressen. Wir werden uns alio

znsammcnsetzen und über die Suche reden, aber Sie

können sich nur selbst die Schuld geben, wenn ic

Lage der Zuckerrübenbauern heute so ist.

Tn Herr Kollege Haueis hat gemeint, wenn

mein Freund Schneidmadl angekündigt hat, daß wir

,etzt hinansgehen und den Kleinbauer» unser Pro¬

gramm dar! gen werden, so werden dann Sie

hinansgehen und den Leuten erzähl n, was mir früher

gemacht haben. Er meint, wir seien erst in den

letzten Jahren Freunde der bäuerlich n Bevölkerung

geworden, früher waren wir stet.- ihre Feinde. Ich

kann nur sestftcllen, daß der erste Sozialdemokrat,

der hier im Hanse über Angelegenheiten der Landes¬

kultur gesprochen bat, unser Freund Res l, dafür

eintrat, daß man von Staats wegen der Landes-

lultnr jede Förderung angedcihcn lasse, die die

Ltaatsfinanzcn nur ermöglichen. In allen Land¬

tagen, wo Parteigenossen zum Kapitel „Landes¬

kultur" sprachen, sind sie immer für die Förderung

der Landeskultur cingetreten und ich verstehe nicht,

wie der Herr Kollege Niedrist sagen konnte, er

werde Nachweisen, daß mir stets Feinde der Land¬

wirtschaft gewesen sind.

Der Herr Kollege Niedrist hat gemeint, er werde

dann von den Kriegsliescrungen erzählen. Das

schaut beinahe so aus, als ob wir den Krieg gemacht

hätten. Haben denn wir Ihnen die Lieferungen im

Kriege vorgeschrieben; waren nicht eure Leute die

Kommissäre, die die Mengen aufbringen mußten,

die die Kricgsverwaltnng vorgeschneben hat? Sie
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waren ja aus euren Leuten entnommen, es waren

Bauern, die die Leute mit den Lieferungen drang¬

saliert haben. Wie kann man nur auf den Gedanken

kommen, uns für die Lieferungen, die Sie leisten

mußten, verantwortlich zu machen? Daiuit werden

Sie draußen kein Glück haben, weil jedermann weiß,

daß gerade Ihre Partei und überhaupt die bürger¬

lichen Parteien dazu beigetragen haben, daß es zum

Kriege kam — ich will jetzt von den serbischen

Handelsverträgen nicht srrcchen, weil die Zeit dazu

zu kurz ist —, daß Sie den Krieg geschürt, daß

Sic ihn verlängert haben! Es glaubt Ihnen ja

kein Mensch, daß irgendein Sozialocmokrat daran

schuld war, daß Sie Lieferungen abführen mußten

— das ist eine Fabel. (Rufe: Die Arbeiterräte,

die die Herrschaft hatten!) Diese haben draußen

nichts requiriert, Ihre Bauernräte haben requiriert!

Ich habe schon im Ausschuß davon gesprochen,

daß der Voranschlag für das Kapitel „Landes¬

kultur" im heurigen Jahre erfreulicherweise eine

Steigerung erfahren hat, und zwar beinahe um das

Doppelte. Aber ich muß darauf Hinweisen, daß man

in den letzten drei Jahren bei der Dotierung der

Land- und Forstwirtschaft ungemein knauserte und

ungeheuere Abstriche niachte, so daß die Steigerung,

die gegenüber dem Voranschläge für 1925 eine

Steigerung auf beinahe das Doppelte ist, sich als

eine Steigerung um kaum ein Drittel darstcllt,

wenn man das Jahr 1926 mit dem Jahre 1923

vergleicht.

Dabei ist überhaupt zu beklagen, daß unsere

ganze Landeskulturförderung immer mehr verlündert

wird. Ich habe schon im Ausschuß darauf hin¬

gewiesen, daß dadurch jede Kontrolle erschwert oder

nahezu unmöglich gemacht wird. Und in jedem

Jahre werden neuerlich beim Kapitel „Landes¬

kultur" Dinge an die Länder abgegeben, die, wie

ich glaube, eigentlich Bundessache wären, wie auch

heule Herr Kollege Haueis gemeint hat, Sie seien

nicht gegen den Pächterschutz, weil Sie gegen die

Sache selbst wären, aber der Pächterschutz sei keine

Bundes-, sondern eine Landessnche. Wir haben hier

und auch im Anschüsse wiederholt dargelegt, daß

in dem Augenblick, wo der Pächterschutz als Laudes¬

sache erlläit wird, der Pächtcrschatz° gewesen ist,

denn wir sind überzeugt, cs wird sich keine Landes¬

regierung dafür finden. Meine Parteigenossen, die

ja die eigentliche» Schützer des Pächterschutzes hier

im Parlament und auch in den Ländern sind, sind

bekanntlich in den Landtagen in der Minderheit.

Sollte es gelingen, den Püchterschutz zur Landcs-

sache zu erkläre», dann, bin ich überzeugt, ist es

mit dem Püchterschutz vorüber, dann kann keine

Rede mehr von ihm sein.

Ich habe auch im Ausschuß darauf verwiesen, daß

einige ungeheuer wichtige Angelegenheiten in bezug

auf Flußregulierungen, die wir hier ini hohen Hause

und im Ausschüsse wiederholt besprochen haben,

heute noch ausständig sind, obwohl der Herr Minister

erklärt hat, daß zum Beispiel die Angelegenheit des

Marchschutzdammes baldigst zum Abschluß gelangen

werde. Ich mache aufmerksam, daß mit den Gemeinden

verhandelt wurde und daß die Gemeinden sich

bereit erklärt haben, einen Jnteressentenbeitrag zu

leisten. Ich gebe zu, daß sich die Gemeinden zuerst

geweigert haben, diesen Beitrag zu leisten, und zwar

deswegen, weil sie sagten: Ja, wenn man den

Marchschutzdamm früher gebaut hätte oder wenn

nian den Damm, den man damals mit 1*40 Meter

erbaut hat, gleich mit 3*50 Meter gebaut hätte, so

daß Überschwemmungen ausgeschlossen gewesen wären,

dann wäre es etivas anderes. Die drei Orte, die

da dein, Marchschutzdamm in Betracht kommen, und

zwar die Gemeinden Marchegg, Breitensce und

Zwentendorf, wären daun nicht dahin gekommen, wo

sie heuie sind. Es ist außer allem Zweifel, daß jene

Gemeinden, wo der Marchschutzdamm richtig gebaut

wurde, zum Beispiel die Gemeinde Markhof, ganz

andere Erntcerträgnisse zu verzeichnen haben als

jene drei Gemeinden, wo der Schutzdamm, wie

erwähnt, auf 1'40 Mrtcr gebaut wurde. Diese

letzteren Gemeinden haben jedes zweite oder dritte

Jahr Überschwemmungen erlebt und ich war selbst

Augenzeuge — und auch die Regierung hat sich

davon überzeugt —, daß einzelne Gemeinden nur

bei ihren Wiesen einen Schaden von einigen hundert

Millionen hatten, so daß die dortige kleinbäuerliche

Bevölkerung materiell gegenwärtig wirklich sehr

schlecht steht. Aber dessenungeachtet haben sich die

Gemeinden jetzt bereit erklärt, einen Jnteressenten¬

beitrag — ich glaube, von 10 Prozent — zu be¬

zahlen, und wie ich nun vom Herrn Minister ver¬

nommen habe, handelt es sich jetzt nur um 5 Pro¬

zent. Ich glaube, es wäre einfach nicht zu ver¬

antworten, wenn man die Verhandlungen wegen

dieser 5 Prozent scheitern ließe. Entweder müssen

sie aus Bundesmitieln aufgebracht werden oder aus

Landesmitteln. Ich glaube kauni, daß man bei den

Interessenten mehr als die 10 Prozent heraus¬

pressen kann. Ans alle Fälle haben wir uns partei¬

mäßig ziemlich große Mühe genommen, unseren

Leuten die Notwendigkeit der Beitragsleistung be¬

greiflich zu machen. Ich weiß nicht, ob das auch

von Ihrer Seite geschehen ist, aber wenn eS geschehen

tvird, werden die Leute auch begreifen, daß der

Jnteressentenbeitrag geleistet werden muß.

Ich habe schon im Ausschuß darüber Beschwerde

geführt und möchte es hier nur kurz wiederholen,

wie unzulänglich unsere statistischen Daten über die

Ernteerträgnisse und über die Förderung der

Landeskultur überhaupt sind. Es wurde im Aus-

sckmß vom Herrn Minister versprochen, dafür Sorge

zn tragen, daß auf diesem Gebiete Wandel ge¬

schaffen wird. Wir können zum Beispiel vom
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Deutschen Reiche jetzt schon bis ins kleinste Detail

gehende Berichte über die Ernteergebnisse des Jahres

1925 haben. Bei unsgibtes noch immer nur Schätzungen

und unser statistisches Jahrbuch schließt mit 1923

ab. Ich glaube, es kann doch niemand mit Ziffern

vom Jahre 1923 etwas anfangcn. Auf diese Weise

ist cs einfach unmöglich, Vergleichsziffern zu be¬

kommen. Vom Internationalen landwirtschaitlichen

Institut in Rom können wir erfahren, daß die

Daten von 33 Staaten bereits verzeichnet sind,

während sie in Österreich fehlen. Man muß sich also

ganz mühselig die Ziffern zusanimenklauben. Wenn

wir schon das Institut dotieren, müssen wir auch

verlangen, daß dafür gesorgt wird, daß es nicht

durch Zuspätkommen unserer Ämter unmöglich wird,

Vergleichsziffcrn gegenüber den anderen Staaten zu

erhalten. Das eine kann festgcstcllt werden, daß wir

im heurigen Jahr gegenüber dem Vorjahre in bezug

auf unsere Ernteerträgnisse allerdings Fortschritte

gemacht haben. Wir stehen freilich gegenüber Deutsch¬

land noch um ein gutes Drittel zurück, aber fest-

gestellt muß werden, daß sich unsere Landwirtschaft

wirklich beniüht, aus dem Boden herauszuschlagen,

was uröglich ist. Wir haben zum Beispiel im

Jahre 1924 bei Weizen ein Erträgnis von

2,310.651 Meterzentnern gehabt — das sind

118 Meterzentner aus den Hektar gerechnet. Wir

können heuer mit Freude feststellen, daß wir

3,260.000 Meterzentner erzielt haben, das sind

16'5 Meterzentner pro Hektar. Das ist also ein

Fortschritt beinahe um ein Drittel. Bei Roggen

hatten wir im Jahre 1924 ein Erträgnis von

4,912 250 Meterzentnern, das sind 11 Meterzentner

pro Hektar, und heuer ein solches von 6,245.000

Meterzentnern, also >6 4 Meterzentner pro Hektar —

das ist auch eine Steigerung um ein Drittel. Bei

Gerste hatten wir im Vorjahr ein Erträgnis von

11'4 Meterzentnern pro Hektar, heuer 16°2 Meter¬

zentner pro Hektar, bei Hafer im Vorjahre 10'7

Meterzentner pro Hektar, heuer 15'1 Meterzentner

pro Hektar. Das ist also sicherlich sehr erfreulich.

Dieselbe Erscheinung finden wir auch, wenn wir

die Ziffern unserer Welternte betrachten. Da

berichtet das Internationale Institut in Rom — es

haben insgesamt 33 Staaten berichtet —, daß im

Jahre 1924 bei Weizen erzielt wurden 821'5 Mil¬

lionen Meterzentner, im Jahre 1925 955‘6 Mil¬

lionen — also eine Steigerung um zirka

130 Millionen Meterzentner. Bei Roggen berichten

23 Staaten über eine Enite von 347 Millionen

im Jahre 1924 und 444 Millionen im Jahre 1925.

Über Gerste berichten 31 Staaten mit 243'5 Mil¬

lionen gegenüber 297 5 Millionen, bei Hafer

26 Staaten mit 518°6 Millionen gegenüber 566 8

Millionen. Also auch bei der Weltcrntc haben wir

eine wesentliche Erhöhung gegenüber dem Vorjahre

1924 zu verzeichne».

Die Ziffern in Deutschland sind allerdings, wie

ich schon gesagt habe, viel günstiger. So hatte

Deutschland zum Beispiel im Jahre 1924, wo wir

bei Roggen 11°8 halten, 13 5, bei Weizen, wo wir

11 Meterzentner pro Hektar Erträgnis hatten,

Deutschland 16, bei Gerste, wo wir 11 hatten,

Deutschland 20, bei Hafer, wo wir 10 hatten,

Deutschland 16. Wir sehen also, daß die Deutschen

noch immer um ein gutes Drittel höhere Erträgnisse

pro Hektar hatten als wir. Es muß das Bestreben

unserer Landwirtschaft sein, dorthin zu kominen, wo

die Deutschen heute wirklich sind. Ich habe auch

das letztemal den Herrn Minister geboten, er möge

trachten, daß das Projekt Donauschutzdamm bei

Korncuburg ermöglicht werde. Ich kann dein Herrn

Minister mittlerweile berichten, daß in den in

Betracht kommenden Gemeinden bereits die Ge¬

meindevorstehungen Sitzungen hatten und sich über

die Jntcrcssentenbciträge zum Teil schlüssig geworden

sind. Die Flußregnlierungen rcssortirren seit dem

1. Oktober im Ministerium für Landwirtschaft,

welches zu trachten hätte, daß das Projekt bald

spruchreif wird.

Ich habe auch dargelegt, welche ungeheuren

Verwüstungen gerade in der Gegend bei Kornenburg

zu verzeichnen sind. Wir haben dort 40 Wohn¬

häuser mit 600 Bewohnern und es ist nicht

unbekannt, daß bei einem größeren Hochwaffer

diese Häuser total unter Waffer stehen und ein

Verkehr ganz unmöglich ist. Es ist dort eine

ganze Anrahl von Betrieben, die bei Hochwasser

feiern müffen, zum Beispiel die großen Schiffs¬

werften, die Wollwäscherei, eine Knopffabrik, ein

Elektrizitätswerk usw., die alle im Terrain des

Überschwemmungsgebietes liegen. Wenn ich auch

zugebc, daß ein Donauschutzdamm nicht von heute

auf morgen errichtet werden kann, so weiß der

Minister so gut Ivie ich, daß darüber schon einige

Jahre mit den zuständigen Stellen Verhandlungen

geführt wurden, so daß man endlich einmal daran¬

gehen müßte, die Sache zu verwirklichen. Da die

Gemeinden nunmehr wirklich hohe Jntcressenten-

beiträgc bezahlen wollen, so müssen sie ein Juter¬

effe dafür haben. Es kommen ja ungeheure Kultur-

flachen in Betracht, die in den einzelnen Gebieten

liegen; zum Beispiel im Korneuburger und Lang-

enzersdorfer Bezirke sind 350 Hektar erstklassiger

Grund, den man nur retten kann, wenn der

Donauschutzdamm erbaut wird. Die Bedenken der

oberen Gemeinden, die bis vor zirka einem Jahre'

vorhanden waren, find beseitigt, wasserrechtlich ist

die Sache einwandfrei. Die Ingenieure mußten

zngeben, daß die oberen Gemeinden durch die

Erbauung des Schutzdammes absolut nicht gefährdet

sind. Diese Bedenken waren bis jetzt ein Hindernis,

sic sind aber nun beseitigt und ich erwarte vom

! Herrn Minister, daß er uns heute berichtet, wie weit
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die Arbeiten gediehen sind und ob er in der

nächsten Ze«t die Offertausschreibung veranlassen

wird.

Schon im Ausschüsse wurde von mehreren Seiten

auf die ungeheure Absatzkrisc unserer Weinbau

treibenden Bevölkerung verwiesen. Ich selber habe

im hohen Hause jedes Jahr in der Budgcidebattc

auf die ungeheuren Wcinsälichungcn das Augenmerk

gelenkt und den Herrn Minister aufgefordcrt, diesen

Fälschungen zu steuern. Ich habe den Herrn

Minister im Ausschüsse ersucht, zu verfügen, daß

Weinhefe in der staatlichen Anstalt in Korncuburg

nur kontrolliert abgegeben werden möge, damit man

wissen kann, wer Weinhcfe bezogen hat, in welchen

Mengen, um daraus seststellcn zu können, wieviel

Wein auf chemischen! Wege erzeugt werden konnte.

Ich weiß, daß durch die Schaffung des neuen

Weingesetzes, an dem wir redlichen Anteil haben,

die Pantschereicn ungemein erschwert werden, denn

cs wird nach dem 31. Dezember nicht mehr

möglich sein, Aufgärungen durchzusühren. Aber ich

glaube, das ganze Gesetz bleibt auf dem Papier,

wenn die Kcllerciinspcktoren nicht ihre Pflicht tun.

Und cs wird von Leuten, die die Dinge kennen,

bezweifelt, daß die Kcllerciinspcktoren ihre Ausgabe

so cr'üllen, wie es im Interesse der Verhinderung

der Weinfälschnngen notwendig märe. Wir haben

gerade in den letzten Jahren ungeheure Wein¬

fälschungen zu verzeichnen. Es liegt mir ferne, hier

zu wiederholen, daß ich im Ausschüsse dargclegt

habe, wieviel Hektoliter da, nicht etwa nur nach

meiner Berechnung, sondern nach Berechnungen von

Fachleuten, die es auf einige Hektoliter ausrechnen

können, aus chemischem Wege erzeugt worden sind

Da müßten die Kellereiinspektoren den Leuten ans

den Fersen sein und diese Fälschereien immer mehr

und mehr erschweren.

Ich möchte den Herrn Minister nochmals auf

das Tempo der Wiederbesiedlnng aufmerksam machen.

Im Ausschüsse für Land- und Forstwirtschaft wurde

seinerzeit erklärt, das; man mit der Wiederbcsiedlung

nun endlich Schluß machen müsse. Ich glaube, die

Wiederbesiedlung ist wirklich kein Ruhmesblatt für

die Mehrheitsparteien, und diejenigen von uns, die

Gelegenheit haben, hinauszukonimen und zu hören,

wie man über die Wiederbesiedlnng denkt, bckoninien

sicherlich keine günstigen Urteile zn hören. Im

Gegenteil. Die Leute behaupten, daß die im Wieder¬

besiedlungegesetz vorgeschriebenen Normen absolut

nicht eingehakten werden, und eS sieht wirklich so

aus, als wenn hier der Protektion Tür und Tor

geöffnet wäre. Man sollte das Verfahren wenigstens

so einrichten, daß es sich nicht jahrelang hiuzieht.

Es liegt doch im Interesse sotvohl derjenigen, die

die Wiederbesiedlung betreiben, als derjenigen, von

denen sie gefordert wird, so rasch als möglich zu

wissen, wie die Dinge stehen. Ich möchte daher den

Herrn Minister bitten, er möge trachten, daß die

Verfahren, die schon anhängig sind, beschleunigt

und endlich zu einem Abschluß gebracht werden.

Ich habe schon des öfteren hier aui eine

Schichte von Arbeitern verwiesen und ich habe

gesagt, ich werde keine Gelegenheit vorübergehen

«affen, ohne gerade dieser Schichte zu gedenken.

Wenn sich die Herren auch noch so aufregen, werde

ich immer an diese Schichte erinnern und ich werde

erst dann nicht mehr von ihr sprechen, wenn die

bestehende Schande beseitigt ist. Ich werde nicht

mehr davon sprechen, wenn entweder von Staats

wegen eingegriffen wird oder wenn die Organisation

des Bauernbundes dahin wirkt, daß diese Schande

beseitigt wird. Ich habe gestern in der Debatte

über das Mietengesetz darauf verwiesen und ich

muß es heute bei dem Kapitel „Landeskultur"

wieder tun. Herr Minister, Sie gehören ja auch

einer großen Partei an und der Bauernbund ist in

manchen Dingen draußen ganz allmächtig und hat

sicherlich nicht die schlechteste Organisation. . . .

(Eisenhut: Bravo!) Ja, das wissen wir. Aller¬

dings werden Sie jetzt eine Menge kleiner Leute,

Kleinhäusler und ländlicher Arbeiter, die bisher in

Ihren Reihen gestanden sind, langsam verlieren.

Das spüren Sie ja zu Ihrem großen Schmerze . . .

(Eisenhut: Wir fürchten uns nicht!) . . . Mir

ist es ja ganz angenehm, wenn Sie gegen den

Pächterschutz auftreten. Wir werden schon dafür

sorgen, daß die Menschen, die des Pächterschutzes

bedürfen, zu ihren Schützern, zn uns kommen, und

wir können auch festsielleu, daß wir monatlich einige

Dutzend neuer Mitglieder zu verzeichnen haben, die

früher in Ihren Reihen gestanden sind und jetzt zu

uns herübcrkoinmen, weil sic wissen, auf welcher

Seite ihre Schützer und ans welcher Seite ihre

Feinde stehen. Sje sind offene Feinde der Klein¬

bauern, Sie sind die großen Herrenbanern, Sie

habe» kein Verständnis für die Kleinbauern!

(Eisenhut: Die Leute kennen uns schon gut genug!)

Gewiß, weil die Lewe es wissen und weil sie Sic

kennen, deswegen entfernen sie sich «von Ihnen, weil

Sie bei jeder Gelegenheit ihre Jnrereffen im Suche

lassen und sich nur um die Jntereff n der großen,

der Herreubauern, der Großgrundbesitzer kümmern.

Wenn Sie aber immer von unserem Programm

reden und sagen, es sei das eigentlich gar nichts

Neues, wir hätten das meiste von Ihnen übernommen,

aann verstehen wir nicht, warum Sie sich so darüber

ärgern. (Eisenhut: Wer hat denn so etwas gesagt?)

In Ihrem Blatt! Sie lesen doch den „Bauern-

bündler"! Wenn der sich darüber ausregt, daß solche

Dinge, die nicht zu verwirklichen sind, in unserem

Programm gefordert werden, so sollten Sie doch eine

Freude darüber habe», daß Sic den Leuten das auf¬

zeigen können. Aber cs scheint doch anders zu sein, das

Programm geht Ihnen ans die Nerven, die Bauern
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werden jetzt nicht mehr so den Erzählungen der Dorf-

kapläne ausgeliefert sein, die ihnen du vormachcn,

die Sozialdemokraten wollen hinanskommen, mit

ihnen teilen und sie von Haus und Hof verjagen.

Weil nun in unserem Programm sestgelcgt ist, welche

Absichten wir durchführen wollen, ist Ihnen das

unangenehm und sicherlich wird dadurch den Dorf-

kaplänen mancher Agitationsstoff entzogen, wenn mir

ein Programm haben, das wir den Leuten aus dem Lande

draußen entwickeln können.

Trachten Sic doch, daß in den Bezirken, wo es

noch besteht, so in Krems, in Haugsdors und auch in

einigen Gemeinden am Marchfeld, das Unwesen mit

den Inwohnern endlich aufhört. (Zwischenrufe.) Das

erstemal haben Sie, Herr Kollege Eisenhut, mich als

einen Menschen apostrophiert, der Unwahrheiten sagt.

Ich habe Ihnen nun nachgcwicsen, daß meine

Behauptungen wahr sind. Ich werde erst an jenem

Tage von der Kulturschaude der Inwohner zu reden

aushören, an dem die Kultu,schände der Inwohner

beseitigt ist. Dann erst wird meine Kritik enden. Es

mögen ja die 70 Tage auf 60, auf 50 und 40

heruntcrgesetzt worden sein. Solang das aber nicht

ganz beseitigt ist, werde ich nicht a fhörcn, diese Schande

zu geißeln. Sic inüsscn doch durch Ihre Organisationen

imstande sein, den Leuten es bcizubringen, daß man

Menschen nicht maßlos ansbeutcn darf. Genau so

wie cs unsere Pflicht ist, unsere Leute auf.ukläreu,

so ist es auch Ihre Pflicht, den Leuten unter Um¬

ständen auch das zu sagen, was ihnen unangenehm

ist. Ich glaube schon, daß es Ihnen angenehmer

wäre, wenn Sie sagen könnten: Nicht 70, sondern

100 Tage! Aber man muß es auch dann sagen,

wenn es unangenehm ist, daß eine Schande beseitigt

werden muß. (Eisenhut: Es klappt hei euch auch

nicht alles!) Gewiß, das gebe ich zu, daß bei uns

auch nicht alles klappt, aber wir bemühen uns doch,

es zum Klappen zu bringen. Ich aber rede hier

schon vier Jahre von diesen Inwohnern und

es hat sich bis heute an der Sache sehr wenig

geändert, so daß ich schon beinahe jede Hoffnung

verloren habe.

Ich möchte zum Schlüsse ersuchen, daß Sie alles

daransetzcn, daß der Berländerung der Landes¬

kultur Einhalt geboten wird, daß wir das Landcs-

kultursörderungsgesctz nicht nur immer versprochen

dekonimen, sondern in Wirklichkeit auch einmal sehen,

Herr Minister. Seit 1919 fordern wir es. seit

1919 wird es versprochen, und ich glaube, Herr

Minister, Sie sollten es sich doch zur Ehre anrechnen,

wenn die Geburt dieses Gesetzes unter Ihrer Paten¬

schaft vollzogen würde. Das wollen wir in der

näcbsten Zeit erhoffen. (Lebhafter Beifall.)

Bundesmiuister für Land- und Forstwirtschaft

Buchinger: Hohes Haus! Bereits anläßlich der

Beratung im Finanz- und Budgetausschuß habe ich

mir erlaubt, darauf hinznweisen, daß die vom Land¬

wirtschaftsministerium betriebene Produktionspolitik,

die auf eine möglichste Steigerung der Bodenerträge

gerichtet ist, Hand in Hand gehen muß mit einer-

entsprechenden Absatzpolitik. Ich habe auch darauf

verwiesen, daß sich für eine weitgehende Deckung des

heimischen Anspruchsbedarses aus heimischen Boden-

produklen günstige Perspektiven eröffnen und daß

das Instrument für eine kraftvolle Weitervcrfolgung

in dieser Richtung das Gesetz zur Förderung der

Land- und Forstwirtschaft sein soll, dessen Vor-

entwurf bereits den landwirtschaftlichen Hauptkörper-

ichasieu zur Stellungnahme zugegangen ist. Erst

dieses Gesetz wird, wenn sich auch anfangs die Mittel

im Rahmen des Budgets 1926 werden halten müssen,

durch die vorgesehene allmähliche Steigerung der

Zuschüsse und durch die in Aussicht genommenen

Fonds es ermöglichen, großzügiger, planmäßiger und

systematischer als bisher die geeigneten Maßnahmen

zur höchstmöglichen Intensivierung unserer Land¬

wirtschaft zu ergreifen.

Ist es schon bis jetzt gelungen, sowohl die Anbau¬

flächen bedeutend zu vergrößern wie auch die Hektar-

ertrüge zu steigern, Anbauland zu schaffen, die Bieh-

produktiou zu heben und aus diese Weise den Bedarf

an Roggen, Hafer, Kartoffeln und Milch aus der

heimischen Produktion zu decken, so darf doch in

diesem Fortschritt noch kein Stillstand eintreten;

denn cs ist möglich, nicht nur dem Boden noch höhere

Erträge aknuringen, sondern insbesondere auch die

Leistungsfähigkeit auf dem Gebiete der Viehwirtschaft

und der Milchproduktion zu erhöhen it„b. die An¬
bauflächen zu vergrößern. Ich möchte hinzusügen,

daß wir auch bei anderen Kulturgattungen auf

besonders schöne Erfolge Hinweisen können. Geradezu

typisch ist es, daß wir Heuer bei Weizen 50 Prozent

und bei Gerste vier Fünftel unseres Bedarfes aus

eigenem decken können. Es ist ein zwingendes Gebot

unserer Volkswirtschaft, daß diese Möglichkeiten mit

aller Zähigkeit ausgenutzt werden.

Die so ini eminenten Jntereffe aller und zuletzt

auch wegen der mit der Steigerung der Produktion

zusammenhängenden Steigerung der Aufnahmsfähigkeit

des heimischen Marktes im Interesse des Gewerbes

und der österreichischen Industrie gelegene nach¬

haltigste Intensivierung hat aber klare Grenzen

und Schranken, die durch die Absatzverhältnissc

gegeben sind.

Stärkere Produktion, intensivere Wirtschaft ver¬

langt gesicherten Absatz und gesicherten Preis derart,

daß zum wenigsten die Gestehungskosten ihre

Deckung finden. Es wäre auf die Dauer unmöglich,

daß der Landwirt seine Produkte zu niedrigen

Preisen — gemessen nach der Goldparität — ab¬

setzt. während er gleichzeitig gehalten ist, alle

Bedarfsgegenstände zu weit höheren Preisen zu

kaufen, höhere Steuern zu zahlen und früher

ungekannte gesetzliche Lasten auf sich zu nehmen.
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Es kann hiebei auch nicht außer acht gelassen

werden, daß der Bauer, der Hauer, der Keuschler

weit weniger an allen den Einrichtungen des Bundes

Anteil hat als der Städter. Alle Behörden, alle

Spitäler, alle Schulen sind ihm entrückt; das bloße

Aufsuchen der Behörden und darunter der für ihn

wichtigsten, ist normal für den Bauer mit Auslagen

verbunden, die der Städter gar nicht kennt. Dasselbe

ist bei den Spitälern, bei den Schulen, vielfach bei

den Waren usw. der Fall.

Eingehend habe ich mich im Finanzausschuß mit

der Lage der Weinhauer und Gebirgsbaucrn be¬

schäftigt und möchte nochmals darauf verweisen,

daß in der Post „Viehzucht und Viebverkchr" des

Bundesvoranschlages für das Jahr 1926 gegenüber

den bezüglichen Ansätzen des Voranschlages pro

1925 eine bedeutende Erhöhung vorgesehen ist und

daß ich gerne bereit bin, den Anregungen des

Kollegen Nationalrat Geister, entsprechende Ver¬

schiebungen innerhalb des Titels „Förderung der

Landeskultur", zugunsten der Viehzucht vorzu¬

nehmen, nachzukommen.

So wie im Jahre 1924 ist es auch im heurigen

Jahre gelungen, vom Völkerbund Kredite für Kunst¬

dünger zu erhalten. Im Rahmen dieser Kreditaktion,

die sich im Vorjahre nur aus Kunstdünger beschränkt

hat und die Heuer auch auf Saatgut, Gräsersamen

und Kartoffelsamcn ausgedehnt wurde, wurden rund

5 Millionen Schilling in Anspruch genommen. Die

Durchführung der Aktion habe ich vorwiegend ans

genossenschaftliche Basis gestellt. Im ganzen wurde

im heurigen Jahre im Rahmen der Aktion die

Beschaffung von 2910 Waggons künstliche Dünge¬

mittel und 113 Waggons Getreide- und Kartoffel¬

saatgut und Futlcrsämercicn durchgcführt. Ich gebe

mich der Hoffnung hin, daß es uns auch im

nächsten Jahre gelingen wird, daß wir für unsere

Landwirtschaft diese Aktion weiterführen können;

denn gerade die Landwirtschaft ist selbst für ein

geringes Entgegenkommen außerordentlich dankbar

und jeder Groschen, der dort investiert wird, wirkt

sich durch eine Steigerung der Produktion mehr

als doppelt aus. (Zustimmung.)

Das kürzlich abgelaufene Gctreidejahr 1924/25

war, wie erinnerlich, durch die allgemein schlechte

Ernte Europas gekcunzeicbnet. Hiedurch wurde die

Abhängigkeit der europäischen Getrcideversorgung von

Amerika außerordentlich verstärkt, so daß insbesondere

die Bewegung an den nordamcrikanischen Märkten

ganz Europa zum Mitgehen zwang. Jnfvlgedessen

erhöhten sich die Getrcidepreise andauernd, um im

Februar laufenden Jahres ihren Höhepunkt zu er¬

reichen. Die durch das hohe Preisniveau bewirkte

Einschränkung des Konsums einerseits, die damals

langsam in Erscheinung tretende frühere Unter¬

schätzung der für den Konsum zur Verfügung stehen¬

den Getreidemerrgen anderseits ließen damals die

Preisbewegung nicht nur zum Stillstand gelangen,

sondern fühlten in der weiteren Entwicklung zu einer

erheblichen Preissenkung. Die günstige Einschätzung

des Saatenstandes sowie die sich mehrenden An¬

zeichen einer günstigen Ernte warfen ihre Schatten

voraus und bewirkten im Verein mit der sich schließ¬

lich durchsetzenden Erkenntnis der früheren Über¬

schätzung des Weltgetreidebedarfcs eine klaglose Be¬

friedigung auch unseres Bedarfes, jedoch bei stetig

rückgängigen Preisen.

Die Erntehoffnungen haben sich auch dank der

andauernd günstigen Wittcrungsvcrhältnisse im großen

und ganzen verwirklicht. Wenn auch die Einbringung

der Ernte sich durch wiederholte Regenpcrioden ver¬

zögerte und teilweise auch die Güte der Ernte

hierunter litt, ist doch das Ergebnis ein gutes. Die

Rückwirkung auf die Preise konnte um so weniger

ausbleiben, als auch die europäischen Hauptver¬

sorgungsländer, allem Anscheine nach selbst Ruß¬

land und hinsichtlich Roggen vor allem Deutschland,

gute Ernten auszuweiscn haben. Sie ermöglichte schon

bisher eine fühlbare Herabsetzung- der Mehl- und

Brotpreise. Und wenn auch naturgemäß ein ab¬

schließendes Urteil derzeit noch keineswegs möglich

ist, weil die Ernten der südlichen Halbkugel heute

noch nicht fcststchen, so ist doch anzunehmen, daß

eine Wiederkehr des vorigen hohen Preisniveaus,

sofern nicht ganz unvorhersehbare Zwischenfälle ein-

treten, nicht zu gewärtigen ist.

Die mit Beginn dieses Jahres in Kraft getretenen

Getreidezölle haben eine Preiserhöhung nicht bewirkt.

Jedenfalls hat der Zoll keine Behinderung der Ge¬

treideeinfuhr zur Folge gehabt, zumal von der ge¬

setzlich eingcräumten Möglichkeit, sich den niederen

Zollsatz zu sichern, ausgiebiger Gebrauch gemacht

wurde. Der gleichzeitig eingeführte Mehlzoll aber

zeitigte die nur zu begrüßende Erscheinung eines

immerhin beträchtlichen Rückganges der Mehleinfuhr

zugunsten der Getreideeinfuhr, ohne daß insbesondere

die Preise für Brotmehle die vicliach befürchtete

Entwicklung nahmen, was insofern im Interesse aller

und auch der Landwirtschaft ist, weil die Abfall¬

produkte unserer Landwirtschaft zur Verfügung stehen

und außerdem unsere Arbeitskräfte Beschäftigung

finden.

Mehrere Redner haben schon des Zuckerrüben¬

anbaues Erwähnung getan. Die Entivicklung unserer

Zuckerrübenknltur bietet ein überaus erfreuliches Bild.

Die Anbaufläche dieser wichtigen Hackftucht hat sich

von 5374 Hektar im Jahre 1913 auf 18.675

Hektar im Jahre 1924 gehoben und nach den letzten

Schätzungen im heurigen Jahre 20.000 Hccktar über¬

schritten, sich also fast vervierfacht. Ebenso günstig

war die Steigerung der Erträge, die sich von rund

751.000 Meterzentner im Jahre 1919 auf rund

4'3 Millionen Meterzentner im Jahre 1924 er¬

höhten und im heurigen Jahre schätzungsweise über
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5 Millionen Meterzentner erreichen werden, was fast

der siebenfachen Menge entspricht. Dank der uner¬

müdlichen Bemühungen unserer Landwirte ist diese

Zunahme nicht zuletzt auf die Steigerung der Hcktar-

crträge zurückzuführcn.

Weniger güastig war dagegen die Entwicklung des

Zuckenübenpreises. Betrug derselbe in der Kampagne

1922/23 über 4'/- 8 pro 100 Kilogramm, in der

Kampagne 1923/24 im Durchschnitte der nieder-

österreichischen Zuckerfabriken gegen 5 8 pro 100 Kilo¬

gramm, so war er in der Kampagne 1924/25 nun¬

mehr 3'74 8 und wird in der Kampagne 1925/26

kaum 2'8 S betragen. Diese ungünstige Entwicklung

ist eine Folge des stetigen Sinkens der Zuckerpreise,

die seit dem Jahre 1922 die Grundlage der Be¬

zahlung der Zuckerrübe bilden. Die Abschlüsse der

Rübcnbaucr mit den Zuckerfabriranten gehen über¬

wiegend dahin, daß für 100 Kilogramm Rübe der

Wert von 6 Kilogramm Zucker bezahlt wird. Der

Zuckerpreis ist, wie uns ja allen bekannt, entgegen

der Preisbewegung aller übrigen Artikel wesentlich

znrückgegangcn. War die New-Aorkcr Notierung für

Kubazucker im Jahre 1923 noch 7'78 Cent für

das Pfund (0°45 Kilogramm), so war sie im August

heurigen Jahres nur mehr 4'27 Cent und ist seit¬

her noch ganz wesentlich zurückgegangen. Dement¬

sprechend hat sich der Zuckcrprcis in Österreich auf

6'6 8 pro 100 Kilogramm Kristallzucker ermäßigt,

so daß für die Berechnung des Rübenprcises —

also nach Abzug der Zucker- und Warennmsatzsteuer,

der Fracht und Provision — nur noch 47^-8

pro Kilogramm bleiben, somit für 6 Kilogramm

Zucker obige 2°8 8 für 100 Kilogramm Rübe, die

sich aber voraussichtlich noch weiter ermäßigen werden.

Bei einem solchen Preis kann aber pon einer Ren¬

tabilität des Rübenbaues keine Rede mehr sein und

es muß leider als sicher angesehen werden, daß

ohne geeignete Maßnahmen der Zuckerrübenbau in

Österreich gewesen ist. (Sehr richtig!) Über die Be¬

deutung eines eigenen Zuckerrübenbaues braucht man

aber nicht viel Worte zu verlieren. Ich kann mich

wohl auf den Hinweis beschränken, daß der Rüben¬

bau zu den intensivsten Kulturen zählt, für den

landwirtschaftlichen Betrieb einfach nicht zu entbehren

ist, da er vielfach erst eine entsprechende Bodenans-

nutzung und die allseits verlangte Intensivierung

unserer Getreidewirtschaft sowie des Futtcrbaues er¬

möglicht. Nicht minder wichtig ist der Rübenbau

aber auch für unsere Vieh- und Milchwirtschast,

der er überaus hochwertige Futtermittel, wie Me¬

lasse, Rübenschnitte und Rübenschnitzel, liefert. Ich

glaube demnach, daß niemand die Verantwortung

für einen in seinen Auswirkungen katastrophalen

Rückgang der Zuckerrübenkultur Österreichs über¬

nehmen könnte. Ich erblicke auch eine meiner Haupt¬

aufgaben darin, in dieser Frage irgendeinen Ausweg

zu finden, denn ich könnte mir nicht vorstellen, daß

man in Österreich den Rübenbau vielleicht zugrunde

gehen lassen könnte.

In der Fleischversorgung ergaben sich keinerlei

Schwierigkeiten. An Gefrierfleisch betrug die Ein¬

fuhr nach Österreich vom Jänner bis November

des Jahres rund 606 Waggons, gegenüber

650 Waggons im gleichen Zeiträume des Vor¬

jahres. Von dieser Einfuhr war der größte Teil —

349 Waggons — für Wien bestimmt, namhaftere

Mengen noch für Graz und sür Tirol. Zum Schutze

der konsumierenden Bevölkerung vor Übervor¬

teilungen durch Verkauf von Gefrierfleisch an Stelle

frischen Fleisches wurden über Ennächtigung und

Einladung des Bundesministeriums für Land- und

Forstwirtschaft in nahezu allen Bundesländern Vor¬

schriften für den Verkauf von Gefrierfleisch erlassen,

die den Verkäufer zur gesonderten Lagerung des

Gefrierfleisches verpflichten und den Teklaraiions-

zwang für dieses Fleisch und meist auch für die

ans solchem Fleische hergestelltcn Produkte vor-

schrciben. Ich meine, daß dieser Deklarationszwang

sich auch im Interesse des Konsums ganz gut aus¬

wirken wird. Zur Ergänzung dieser Bestimmungen

erschiene es aber angezcigt, durch ein Gesetz sür die

Verkäufer von Gefrierflciich auch eine Nachweisungs¬

pflicht über die bezogenen Mengen von Gefrierfleisch

und ihre Lieferfirmen festzusetzcn. Das wäre eigent¬

lich als eine Ergänzung des Deklarationszwangcs

notwendig, da cs nur dann möglich wäre, zu ver¬

langen, daß auch die aus Gefrierfleisch erzeugten

Speisen und anderen Artikel wirklich als Gefrier¬

fleisch bezeichnet werden müssen.

Auf dem Wiener Schweinemarkte wurden in den

Monaten Jänner bis Oktober 1925 an Fleisch¬

schweinen 422.730 Stück ausgetrieben, von denen

420.786 Stück, das ist 99°5 Prozent, aus dem

Auslande und nur 1944 Stück, das ist 0°5 Pro¬

zent, aus dem Jnlande stammten.

Die größte Zahl der Flcischweine kam aus Polen,

und zwar 399.621 Stück, das sind 94 5 Prozent.

An Fetischweinen betrug der Auftrieb während der

gleichen Zeit 133.094 Stück. Hievon waren bloß

607 Stück, das ist 0°4 Prozent, aus dem Jnlande

und 132.487 Stück, das ist 996 Prozent, aus

dem Auslande, hauptsächlich aus Rumänien

(74.886 Stück). Die durchschnittliche Wochenauf¬

triebsziffer belief sich bei den Fleischschweinen auf

10.839 Stück, bei den Fcttschweiüen auf 3412

Stück.

Natürlich darf man aus diesen Ziffern keine un¬

richtigen Schlüsse ziehen. Das sind nämlich die

Auftriebsziffern aus dem Wiener Markte, und es ist

ganz selbstverständlich, daß im übrigen die Land¬

wirtschaft den Bedarf an Fett und an Fettschwcincn

aus den eigenen Beständen deckt. Das, was für

Wien in Betracht kommt, wird vorwiegend auch in

Wien konsumiert. Im übrigen kommen vielleicht
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nur kleinere Jndustriegruppen in Betracht, die ihren

Bedarf aus Wien beziehen. Man würde natürlich

feblgeben, wenn man aus diesen Ziffern seine

Schlüsse ans die Leistungen der österreichischen Land¬

wirtschaft abstellen wollte.

Ebenso zeigen die Bemühungen, die Qualität der

inländischen Butter und der übrigen Molkereiproduktc

zu heben, erfreuliche Erfolge, so daß auch auf diesem

Gebiete die Hoffnung berechtigt ist, daß die noch

immer ziemlich starken ausländischen Einfuhren mit

der Zeit überflüssig werden. Ich möchte sogar so

weit gehen, daß Österreich in der Zukunft auch in

der Lage sein muß, Molkerciprodukte in das Aus¬

land abzusetzen. Natürlich muß ich hier aber auch

an die konsumierende Bevölkerung appellieren.

Tenn es ist eine Tatsache, daß auf den Wiener

Märkten oft und oft inländische Molkereiprodukte,

speziell inländische Butler, überhaupt nicht zu ver¬

kaufen sind. Hingegen jagt der Konsument oft der aus¬

ländischen Butter nach, die ganz anders paketiert ist,

trotzdem sie um 60 bis 80 Prozent höher ist. Die

Landwirtschaft wird sich selbstverständlich nach dem

Wunsche der Konsumenten richten und wird sich

Mühe geben, gerade in der Veredlung und Ver¬

wertung der Molkereiprodukte das möglichste zu er¬

reichen. (Abg. Sever: Glauben Sie, daß der Wiener

no blöd sein wird und lieber die teuere Butter

kaufen toird als die billige?) Das will ich incht

gerade behalipten, es kommt aber sehr viel auf die

Einbildung an, auf die Etikette, auf die Marke.

Ich will ja nicht abstreiten, daß wir so manches

auf diesem Gebiete nachholen müssen, damit wir in

die Lage kommen, das Ausland in dieser Beziehung

auc-zuschaltcn, und wir nicht vom Auslande Molkerci¬

produkte cinzufüdrcn brauchen, sondern im Gegen¬

teil Molkereiprodukte noch hinausführen.

Ein erfreuliches Bild zeigt die Milchversorgung.

Die Zufuhren an Milch nach Wien, die im Vor¬

jahre 560.000 bis 580.000 Liter pro Tag be¬

trugen, bewegten sich im Henrigen Jahr zwischen

700.000 bis 800.000 Liter ini Tag und nähern

sich sohin bereits wieder der Höhe der Zufuhren in

der Vorkriegszeit, die sich aus 800.000 bis 900.000

Liter beliefen.

Die Nachfrage nach Kondensmilch ist nunmehr

nahezu gänzlich geschwunden, was im Interesse

unserer Handelsbilanz lebhaft zu begrüßen ist, da

dieses Produktz ausschließlich aus dem Auslande

eingeführt werden mußte.

Eine Vermehrung der Mittel, die der Bund

aufznbringen hat, müßte ganz besonders auf dem

Gebiete der Forstwirtschaft eintreten. Gegenüber dem

Vorjahre ist auch schon ein höherer Betrag ein¬

gesetzt, jedoch hoffe ich, eine weitere Steigerung zu

erreichen. Ich brauche nur aus die Bedeutung des

Waldes in Österreich, nicht nur ats Wirttchasts-

objekt, sondern auch wegen der Wohlfahrtswirkunge»,

sowie auch auf die enge Verbindung zwischen der

Existenz der Gebirgsbaucrn und der Waldwirtschaft

hinzuweisen.

Die Förderung der Forstwirtschaft durch den Bund

erfolgt zunächst durch die Erhaltung der Förster¬

schule in Orth, über die auch bei Besprechung des

Voranschlages der Bundesforste gesprochen wurde.

Die Entwicklung und die Erfolge dieser Schule

müssen als sehr günstig bezeichnet werden. Abgesehen

von der Erhaltung dieser Schule werden llnter-

stützungen für andere Anstalten und für den Uw.er¬

richt gegeben, Unterstützungen, die allerdings eine

Vermehrung erfahren müßten. Das gleiche gilt

bezüglich der Förderung von Versuchen.

Der größte Teil der in das Budget eingesetzten

Beträge wird bekanntlich so verwendet, daß in den

staatlichen Waldbaumschulen Pflanzen herangczogen

werden, die den bäuerlichen Waldbesitzern zu mäßigen

Preisen abgegeben werden. Gegenwärtig sind 74 Forst¬

gärten in Betrieb, in denen im Jahre 1925 schon

etwa 44 Millionen Waldpflanzen — gegenüber

34 Millionen im Vorjahre — erzogen wurden.

Abgegeben wurden davon zirka 9 Millionen. Wenn

diese Ziffer auch gegenüber der Größe der Flächen,

die der Aufforstung zugeführt werden müssen, gering

erscheint, so bitte ich, doch in Bet, acht zu ziehen,

daß die Vermehrung der zur Abgabe bestimmten

Pflanzcnmengen eine rasch steigende ist.

Auch können die aus den staatlichen Pflanzen¬

gärten abgegebenen Pflanzen naturgemäß nur eine

Hilfe für kleine Waldbesitzer bilden und stellen nur

eine wertvolle Ergänzung des Materials dar, das

von privater Seite herangczogen wird.

In der Kricgszeit und in der Zeit unmittelbar

nach dem Kriegs mußte sehr viel zurückgestellt werden.

Was die Forstgärten anbelangt, so ist eine äußerst

intensive Arbeit zur Wiederinbctriebsetzung und Aus¬

gestaltung notwendig. Aber auf deni ganzen Gebiete

der Forstwirtschaft wurde notgedrungen vieles ver¬

säumt. Es muß daher immer mehr und n>ehr dafür

gesorgt werden, daß die Forstwirtschaft wieder auf

jene Höhe gebracht wird, die sic im Interesse der

Allgemeinheit, im Interesse der Volkswirtschaft und

nicht zuletzt speziell im Interesse der Landeskultur

erreichen muß.

Was die heute an mich gestellte Anfrage anbclangt,

möchte ich aus meine Ausführungen im Finanz¬

ausschüsse noch einmal zurückkommcn. Was die Aus¬

führungen des Herrn Abg. Pölzer bezüglich der

Marchregulierung und der Marcheindämniuug betrifft,

so sind die diesbezüglichen Arbeiten schon eingeleitct.

Es hat eigentlich nur an den Gemeinden gefehlt,

die seinerzeit erklärt haben, keine Beiträge aufzu-

bringen. Wenn die Gemeindenbeiträge gesichert sind,

daun wird es an der Beitragsleistung des Bundes

und der Länder nicht fehlen.
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Was die Korneuburger Dammanschüttung anbe¬

langt, so handelt es sich hier um ein Projekt von

großer Bedeutung und Wichtigkeit zum Schutze

unserer Landeskultur und so mancher Häuser in

diesen, Gebiete. Ich glaube, in diesem Jahre wird

es schwer möglich sein, weil in erster Linie sür ein

so großes Projekt die wasscrrcchtliche Behandlung

dnrchgesührt sein muß, aber wenn alle Faktoren

zusammenhelfcn, wird cs vielleicht im nächsten Jahr

möglich sein, auch mit diesem Werke zu beginnen.

Was die Kellereiinspektorcn anbelangt, so sind sie

mit jedem Machtmittel ausgcstattct, so daß es möglich

ist, den Weinfälichungeu an den Leib zu rücken.

Ich kann dem hohen Hanse mittcilen, daß die

Kellcreiinspcktoren in bezng auf Dotierungen und

Reisepauschale bedeutend besser gestellt sind als im

vergangenen Jahre. (Sever: Langsam, aber sicher.)

Es wird immer besser, langsam, aber sicher. Ich

glaube, wir werden mit unseren Kellereiinspektoren

das Auskommen finden, nicht nur zum Schutze

unserer östec reich iichen Weinbauern, sondern auch

zum Schutze der Konsumenten, die die Kellerei-

inspcktorcn gerade so notwendig brauchen.

Was die Anfrage des Herrn Abg. Zarboch in

Angelegenheit der landwirtschaftlich-chemischen Unter¬

suchungsstation anbelangt, so verweise ich auf meine

diesbezügliche Beantwortung einer Anfrage des

Herrn Äbg, Pölzer im Finanzausschüsse. Ich stehe

aber durchaus nicht an, in einer Sitzung des

landwirtschaftlichen Ausschusses die nötigen Auf¬

klärungen zu geben.

Es sind heute von zwei Abgeordneten noch Wünsche

und Anfragen an niich gestellt worden, die eigentlich

die BundessorstVerwaltung betreffen, und ich uiöchtc

mir erlauben, beim Kapitel „Bundesforstverwaltung"

auf diese Anfragen noch näher zurückzukommcn.

Aus dem Gebiete des Wasserbaues erscheint das

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft

im Jahre 1926 vor besonders große Aufgaben

gestellt, da auf Grund des Gesetzes vom 30. Juli

1925, B. G. Bl. Nr. 293, nunmehr auch die bisher

im Bundesministerium für Handel und Verkehr

verwalteten wasserwirtschaftlichen Agenden in den

Wirkungsbereich des unter meiner Leitung stehenden

Ressorts übcrgcgangen find.

Was zunächst das Hanptgebiet des Wasserbau¬

wesens, die Fluß- und Bachregulierungen, anlangt,

so wird an den größeren Flüssen Österreichs aller¬

dings der Hauptsache nach nur die Echaltungstätig-

keit und die B> Hebung von aus früheren Jahren

noch vorhandenen Hochwasserschäden möglich sein,

da die Beschränktheit unserer Budgetmittel es noch

nicht gestattet, systematischere Flußkorrcktioncn durch-

führen zu können. Es wird daher vor allem getrachtet

werden müssen, den Zustand der bestehenden Wasser-

bauwcrke, deren Erhaltung in den Kriegsjahren und

in den unmittelbar darauffolgenden Zeitabschnitten

wegen Mangels ausreichender Kredite nicht möglich

war, nunmehr fortschreitend zu verbessern, um den

ansonst drohenden Flußlausentartungcn vorznbeugen.

Die Hintanhaltung solcher Flußentartungen ist gleich¬

bedeutend mit der Sicherung des anliegenden, meist

fruchtbaren Geländes, wobei in weiterer Folge durch

zweckentsprechende Flußregulierungen neue Länve-

gebietc der landwirtschastlichen Bearbeitung zngeführt

werden können. Die für derartige Zwecke aufgewcn-

kten Mittel sind sohin als produktive Ausgaben

anzusehen und cs wird daher die Sorge meines

Ressorts sein, eine allmähliche Erhöhung der ein¬

schlägigen Kreditvositionen zu erwirken, um die

Möglichkeit zu schaffen, den immer häufiger auf-

iretcnden, auf die Einleitung neuer Regulierungs¬

unternehmen abzielenden Wünschen der Bevölkerung

Rechnung tragen zu können.

Unter den Flußregulierungen kommt den ein¬

schlägigen Arbeiten an der österreichischen Donau

eine besondere Bedeutung zu, nicht nur mit Rücksicht

auf die vorangcsührten allgemeinen Ziele einer

Rcgulierungstätigkeit, sondern insbesondere aus dem

Grunde, weil für die Donau noch die wichtige

Aufgabe der Erhaltung und Verbesserung der Schiff¬

fahrtsstraße hinzutritt. Die Donau ist heute ein

internationaler Verkehrsweg und es ist daher das

wohlverstandene Interesse Österreichs, den Donau-

lans innerhalb seiner Grenzen den Bedürfnissen der

Großschiffahrt anzupassen, um einen möglichst weit-

gehenden Umschlagsverkehr an österreichischen Lände-

pläyen zu ermöglichen.

An einzelnen kleineren Flüssen Österreichs ist es

im Lause des letzten Jahres hingegen gelungen,

nebst einer großen Zahl örtlicher Schutzbautcn auch

größere geschlossene Regulierungen teils cinzulciten,

teils ziemlich weit oorwärtszubringen. Soll nun der

Erfolg dieser Arbeiten nicht verloren gehen, so

müssen die begonnenen Bauten im Jahre 1926

fortgesetzt werden und erscheint daher im Rahmen

des Bnndesvoranschlages 1926 die Weiterführung

derartiger Unternehmungen beabsichtigt.

Auf dem für die Hebung der Bodenproduktion

Österreichs außerordentlich belangreichen Gebiete des

engeren Mcliorationswesens muß getrachtet werden,

die bezüglichen Arbeiten weiterhin zu intensivieren,

um tunlichst bald eine möglichst große Fläche der

Kultivierung neu zu erschließen und der intensiven

landwirtschaftliclen Produktion znzusühren.

Ist es im Jahre 1925 gelungen, eine Gesamt¬

fläche von 3600 Hektar zu entwässern, so ist beab¬

sichtigt, das Gesamiausmaß der Entwässerungen im

Jahre 1926 auf 5000 Hektar zu steigern. (Bram!)

Dies soll einerseits durch Fortsetzung der in Durch¬

führung stehenden großen Meliorationsanlagcn, ander¬

seits durch Inangriffnahme neuer Anlagen erfolgen.

Das hohe Haus wolle aus diesen Darlegungen

entnehmen, daß die für die Steigerung der Boden-
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Produktion so unerläßliche systematische Meliorations-

täiigkeit seit dem Kriegsende bereits in allen Ländern

des Bundesstaates eingesetzt hat.

Der während der Kriegs- und Nachkriegszeit zum

Stillstände gekonimene Bau von landwirtschaftlichen

Wasserversorgungsanlagen beginnt sich mit dem

Wiederaufbau Österreichs ebenfalls wieder neu zu
beleben.

Die in fast allen Flußgebieten Österreichs im

Jahre 1926 beabsichtigten Wildbachverbauungcn sind

nahezu ausschließlich Fortsetzungs- und Ausgestaltungs¬

bauten. Letztere sind zwingend notwendig, sollen die

in den früheren Jahren, insbesondere in der Vor¬

kriegszeit mit großem Kosteuauswande bewirkten

VerbauungSanlagen ihre günstige und Zweck der

Verbauung bildende Wirkung auf die Waffcrabfluß-

verhällniffe nicht nur des einzelnen Baches, sondern

auch auf jene der Tallänfe dauernd behalten und

vor Hochwasierzerstörungcn bewahrt lvcrdcn. Hiedurch

werden sonst unvenneidliche, ein Vielfaches betragende

Ausgaben für Behebung neuer Hochwasserschäden

vermieden. Die Fortsetzungsbauten anderseits sollen

die eine Lebcnsnotwcndigkeit Österreichs bildende

Fortführung der Wildbachverbauungsaktion ermög¬

lichen, um allmählich die unschädliche Ableitung

zumindest der gefährlichsten Wildbäche zu gewähr¬

leisten.

Eine der wichtigsten Fragen auf dem Gebiete der

Wasserwirtschaft bleibt nach wie vor der Ausbau

der heimischen Wasserkräfte. Die Bundesverwaltung

ist an dem Ausbau der Wasserkräfte nur insofern

direkt beteiligt, als solche Wasserkraftwerke der

Elektrifizierung der Bundesbahnen zu dienen haben.

Der Ausbau der für die Privatwirtschaft bestimmten

Wasserkräfte — und dies ist ja der überwiegende

Teil des Ausbauprogrammes — wird bekanntlich

durch privatwirtschaftlich organisierte Gesellschaften

besorgt, auf deren Geschäftsgebaruug die Bundes¬

verwaltung keinen direkten Einfluß hat. Es muß

jedoch mit voller Anerkennung fcstgestcllt werden,

daß die dabei in Betracht kommenden Wasscrkraft-

gesellschaften keine Mühe gescheut haben, ini Fort¬

schritt des Ausbaues unserer Wasserkräfte keine Ver¬

zögerung cintreten zu lassen. Seit dem Bestände

der Republik sind in Österreich Wasserkraftanlagen

erbaut worden, beziehungsweise stehen im Ausbau,

die eine mittlere Leistung von mehr als 200.000

Pferdestärken aufweisen werden, das heißt eine

Energieentwicklung, durch die wir imstande sind,

unseren Auslandsbezug an Kohle um jährlich l‘/2 Mil¬

lionen Tonnen und dadurch unsere Auslandszahlung

um jährlich mindestens 80,000.000 8 hccabmindern zu

können. (Bravo!) Von den im Ausbau befindlichen

Wasserkraftwerken möchte ich insbesondere erwähnen

das Mallnitz- und das Stubachwerk sowie das

Achensee- und Lünnerseewerk sowie die kürzlich in

Angriff genommene Murstnse bei Brnck-Mixnitz

Trotz dieses bisherigen anerkennenswerten Erfolges

muß jedoch unser Bestreben nach wie vor dahin¬

gehen, neue Wasserkraftprojekte zur Durchführung

spruchreif zu gestalten, denn die Unabhängigmachnng

unserer Energiewirtschaft vom Bezüge ausländischer

mineralischer Brennstoffe ist eine so wichtige Voraus¬

setzung für das Gedeihen unserer Produktion, daß

alle dabei berufenen Faktoren zusammenarbeiten

müssen, um dieses Ziel so rasch als möglich zu

erreichen.

Das im heurigen Jahre verabschiedete Elektrizitäts-

fördcrnngsgesctz und die zugehörige Durchführungs¬

verordnung, welche gegenüber den beiden früheren

Wasserkraitförderungsgesetzen ans den Jahren 1921

und 1922 weitgehende Begünstigungen vorsehen,

werden gewiß dazu beitragen können, die Finanzierung

des Ausbaues der Wasserkräfte zu erleichtern, so daß

die Hoffnung besteht — sobald die auch auf anderen

Gebieten unserer Wirtschaft vorhandenen Schwierig¬

keiten kreditpolitischer Natur sich einigermaßen mildern

—, daß der Fortschritt im Ausbau unserer Wasser¬

kräfte keine Unterbrechung finden wird.

Hohes Haus! Die österreichische Landwirtschaft,

die schon während des Krieges und in der Nach¬

kriegszeit, insbesondere durch die staatlichen Maß¬

nahmen und die Preispolitik schwer gelitten hat,

hat es durch zähe Energie und eisernen Fleiß ver¬

standen, sich allmählich wieder aus dem Tiefstände

der Produktion emporzuarbeiten. In dieser auf¬

steigenden Bewegung droht diesem wichtigsten

Produktionszweige eine neuerliche Gefahr, die um so

bedenklicher ist, als Österreich infolge der allgemeinen

wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse gerade

unter schwierigeren Bedingungen zu arbeiten ge¬

zwungen ist, als alle anderen Wirtschaftsgebiete.'

Da der Weltkrieg in allen Staatengebilden die

Überzeugung gefestigt hat, daß nur durch Hebung

der Produktion und Vermehrung der auf dem

eigenen Boden erzeugten Lebensmittel eine Ge¬

sundung des Staatswescns entstehen kann und daß

ein gesunder sowie gefestigter Bauernstand die

beste Grundlage eines jeden Staates ist, werden

in allen Staatsgebieten die äußersten Anstrengungen

gemacht, um die Produktion zu steigern und nebst

der Deckung des heimischen Nahrungsbedarfcs noch

entsprechende Mengen für die Ausfuhr zu erübrigen.

Hohes Haus! Ich habe mir erlaubt, einige der

wichtigsten das landwirtschaftliche Ressort berühren¬

den Fragen zu erörtern, und ich gebe mich der

Hoffnung hin, daß das hohe Haus die Über¬

zeugung gewonnen haben wird, daß das Bundcs-

ministerium für Land- und Forstwirtschaft mit

Ernst und Konsequenz bemüht ist, alle die vielen

Schwierigkeiten, die sich der Weiterentwicklung

unserer Landwirtschaft entgegenstellen, zu einer nach

den Verhältnissen möglichst günstigen Lösung zu

bringen. Das Bundesmiuisterium für Land- und
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Forstwirtschaft wird nach wie vor bemüht sein, nach

Möglichkeit alle produktiven Kräfte zu organisieren

und zu sammeln, um so nicht nur die Existenz

unseres Bauernstandes zu wahren und zu sichern,

sondern die Landwirtschaft auch zur vollen Krast-

enrfaltung zu bringen. Das hoffe und wünsche ich

und ich glaube, wie wir alle in Österreich, daß die

gesamte Wirtschaft, vor allem aber unsere Land¬

wirtschaft, leistungsfähiger wird. Von unserer Land¬

wirtschaft hängt ja in erster Linie die Zukunft

unserer gesamten Vollswirtschaft ab. In diesem

Sinne bitte ich das hohe Haus, uns das Budget

zu bewilligen und uns so die Mittel zur Ver¬

fügung zu stellen, daß wir unsere Aufgaben auch

in Zukunft erfüllen können. (Lebhafter Beifall und

Hän deklatsch en.)

Abram: Hohes Haus! Der Herr Minister hat

uns in einer interessanten Vorlesung seine Meinung,

die Meinung seiner zahlreichen Mitarbeiter hier

bckanntgegeben. Ich vermisse in den Ausführungen

des Ministers den Hinweis auf die Notaiendigkcit

eines näheren Verkehrs zwischen der bäuerlichen

Genossenschaft und der städtischen Verbraucher¬

genossenschaft. Gerade mit Rücksicht auf die Schilde¬

rung, daß einzelne Volkskreise Auslandsprodukte,

zum Beispiel Auslandsbuttcr, wenn sie anders

etikettiert ist, vorziehen, müßte den Herrn Minister

dahinbringen, daß er auf eine engere Verbindung

der bäuerlichen und der städtischen Genossenschaften

hinarbeitet.

Daß ich mich zum Worte gemeldet habe, geschah

eigentlich, um mit einem gewesenen Ackerbauminister

zu reden, der heute etwas erstaunt darüber war,

daß die Sozialdemokraten auf einem Parteitag und

in der Presse die Agrarfrage, die Hebung der land¬

wirtschaftlichen Produktion beraten haben. Mein

verehrter Landsmann, der einmal Ackcrbauminister

war, lebt weit draußen in eincni engen Tal und

hatte wahrscheinlich weniger Möglichkeit zu erfahren,

daß seit mehr als 25 Jahren die besten Theoretiker

der deutschen Sozialdemokratie in eingehenden Studien

zur Steigerung der Produktion in der Landwirt¬

schaft Stellung nahmen. Er hat auch nie davon

erfahren, daß vieltägige Debatten auf deutschen

Parteitagen der Untersuchung gewidmet waren, wie

man die eigene landwirtschaftliche Produktion in

Deutschland heben könnte. Aber er hat auch nie

davon gelesen, daß die österreichische Sozial¬

demokratie schoir im alten Hause in umfassenden

Anträgen zur Agrarfrage Stellung nahm, und nie

erfahren, daß Abg. Dr. Renner im Jahre 1908

gelegentlich der Teuerungsdcbatte in eingehendster

Weise die Produktionsverhältnisse des damals großen

Staates untersuchte und insbesondere den alpen¬

ländischen Bauern den Rat gab, den ihnen ver¬

spätet heute der gewesene Ackerbauminister gibt,

daß man im Gebirge insbesondere für die Qualitäts-

viehzncht viel mehr tun müsse. Da werden nun

meine Landsleute und die Salzburger, die ober-

österreichischen, die steirischen und kärntnerischen

Gebirgsbauern, die vorwiegend Viehzüchter sind,

einsctzcn müssen. Besonders in Tirol wird cs not¬

wendig sein, die eindringlichste Aufklärung zu

machen, weil ja mehr als 100 Leute, die früher

Landwirtschaftsschulen besucht haben, im Weltkriege

gefallen sind, und sich darum der Mangel an ge¬

schulten Leuten allerorts bemerkbar macht. Hier

aber muß ich konstatieren, daß leider unsere bäuer¬

lichen Vertreter mithclfen, im eigenen Lande die

Schule in der Weise zu verschlechtern, daß sie

Klassen auflassen und Zusammenlegen. daß sie eine

zu große Schülcrzahl in der Volksschule für mög¬

lich halten, um dann am Ende selbst vor der Tat¬

sache zu stehen, die uns wiederholt Lehrer der

Landwirtschaftsschulen in Tirol niitteilen mußten,

daß die Absolventen der Tiroler Volksschulen, alich

wenn sie den besten Eifer mitbringen, infolge der

mageren Elementarschulbildung eine zu geringe Auf-

fassnngsfähigkeit für die landwirtschaftliche Schule

mitbringen. Hier wäre es in erster Linie not¬

wendig, daß die Herren nicht den Volksfeinden im

Landtage Gefolgschaft leisten und sich selbst sagen:

die Voraussetzung einer besseren Schulung der

Landwirtesöhne müssen wir selbst durch eine Ver¬

besserung der Volksschule schaffen.

Und nun meinte der gewesene Herr Ackcrbau¬

minister, wir Sozialdeniotraten würden, wenn wir

auf das Land hinauskämen, von ihm und seinen

Parteifreunden erfahren, daß man uns beim Er¬

örtern des Agrarprogramnis nicht in ruhigem Ge-

dankcnanstausch entgegentritt, sondern uns zunächst

sagen wird, die Sozialdemokraten seien die Väter

der Zwangswirtschaft. Da darf ich den gewesenen

Ackerbauminister darauf aufmerksam machen, der

auch im alten Abgeordnetenhaus saß, daß bei Aus¬

bruch des Weltkrieges das alte österreichische Par¬

lament geschlossen wurde, daß die Bevölkerung

dieses Staates, bestehend ans Deutschen, Tschechen,

Polen, Italienern, Ruthenen und Slowenen, nichts

zu sagen hatte, daß die Militär- und die Hof¬

partei fast absolut regierten, daß man in einem

großen Teile der damaligen Österreicher Feinde

sah und deshalb ihre Vertreter im Parlament

nicht zu Wort kommen ließ. Erst nach dem Alarm,

der im Jahre 1916 mit dem Tode des Stürgkh

die österreichischen Machthaber aufrüttelte, wurde

der erste Arbeitertag zugelassen. Das war nach

mehr als zwei Jahren nach Ausbruch des Welt¬

krieges die einzige und die erste Willensäußerungs¬

möglichkeit der österreichischen Arbeiterklasse.

Die Zwangswirtschaft, meine Herren, wurde von

der Militärpartei und von der Staatsverwaltung

aus dem ganz einfachen Grunde eingeführt, weil

wir, von lauter Feinden umgeben, keine Einfuhr

284
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aus dem Auslande hatten, die inländische Produk¬

tion nicht zureichte und infolgedessen die Ratio¬

nierung pro Kopf der Bevölkerung gemacht werden

mußte.

Es ist wahr: als in den Jahren 1917 und

1918 die Not sehr groß wurde und besonders in

den Ländern, die nahe der Front waren, Milch,

Molkereiprodukte und Kartoffeln für die Mehrheit

der arbeitenden Bevölkerung nicht zu haben waren,

mußten dann in selbstverständlicher Pflichterfüllung

die Arbeitervertreter in der Statthalterei dafür

eintreten, daß man den Kindern der an der Front

besindlichen besitzlosen Soldaten ein klein Quentchen

Milch und Kartoffeln zukommcn ließ. Wir hatten

leider viel zu wenig Erfolg. Die Rücksichtnahme

auf die Besitzlosen war bei der Staarsverwaltung

und bei der Militärpartei eine viel geringere

als die Rücksichtnahme auf die Stimmung der

Bauern. Aber was da geschehen ist, ist geschehen,

weil leider ein Teil der bäuerlichen Bevölkerung

auf die Kinder der Besitzlosen keine Rücksicht mehr

nehmen wollte und weil es unsere Aufgabe war,

die Herren in den landwirtschaftlichen Organisa¬

tionen und in den Ernührungsräten an ihre Pflicht

gegenüber den Besitzlosen zu mahnen. Soviel

möchte ich also dem gewesenen Herrn Minister

sagen, daß wir Sozialdemokraten an der Zwangs¬

wirtschaft nicht interessiert waren, daß im Gegen¬

teil ein großer Teil meiner Parteifreunde der

Meinung war, ohne Zwangswirtschaft würde der

Krieg früher zu Ende gewesen und die Ver¬

elendung des deutschen Volkes eine kleinere ge¬

worden sein.

Sie aber, als ergebenste Patrioten um jeden

Preis, insbesondere in meiner Heimat, wo seit dem

Jahre 1816, nach der Vereinigung Tirols mit

Österreich und der Aufrichtung des ersten Kaiser-

jägerrcgiments durch drei Menfchenalter der Be¬

völkerung nichts als patriotische Andreas Hofer-

Milch und Habsburger Schafgarbentee als politische

Tränklein gegeben wurden — sie waren cs, die

am meisten darauf drangen, unter allen Umständen

durchzuhalten und den Krieg zu Ende zu führen.

Wir nicht: Wir haben schon im Jahre 1916 bei

der Maifeier die Proletarier diesseits und jenseits

des Schützengrabens begrüßt und die Forderung

erhoben, daß der Krieg beendet werde. Sie haben

sich leider unserer Forderung nicht angeschloffen und

mußten infolgedessen die zwei Jahre Zwangswirt¬

schaft über sich ergehen lassen.

Wir sind also über diesen Punkt im klaren und

können Ihnen versichern, daß mit der Erwiderung

„Zwangswirtschaft!" bei der Erörterung des Agrar-

prvgrammes sehr wenig zu machen sein wird.

Ein anderes Kapitel ist aber für die Bauern im

Gebirge der Getreideausschlag. Wir haben neben

dem Zoll, der allgemein gilt, a^ch noch einen

Sonder-Landesgetreideaufschlag, der die bäuerliche

Bevölkerung des Landes Tirol genau so drückt wie

die städtische Bevölkerung. Darüber nachzudcnken,

wie man insbesondere billige Futtermittel ins Land

bekommt, das wird eine Aufgabe sein, die Sie mit

größtem Eifer vertreten sollen und wo Sie uns

an Ihrer Seite finden.

Auch die genossenschaftliche Organisation müssen

Sie, meine verehrten Landsleute, nach den Ge¬

schehnissen der letzten Wochen scharf ins Auge

fassen (So ist es!) und nach der Abneigung, die

Sie heute einem Sprecher Ihrer eigenen Partei¬

gruppe durch Ihr Hinausgehen und erst später

wieder Zurückkommen gezeigt haben. Sie müssen

sich darüber klar sein, daß Sie hier sehr viel

Jnnenarbeit zu leisten haben. Es mußte ja mein

Freund Sever die Herren erst aufmerksam machen,

daß Sie Ihrem Parteiredner ein bißchen Beifall

klatschen sollen. Herr Luttenbcrger hat es mit

zwei Fingern zu tun unternommen, er ist immer

für jedes Geschäft zu haben, und noch ein steirischer

Abgeordeter, aber meine Freunde aus den Alpen¬

länder haben trotz der Aufforderung meines

Parteifreundes Sever keinen Finger gerührt.

(Haueis: Das wird aufgeklärt werden! Das war

nicht demonstrativ, das ist vollkommen unrichtig!

— Zwischenrufe.) Herr Abgeordneter, Sie waren

der Anführer; als Sie wieder hereinkamen, sind

Ihnen Ihre Landsleute aus dem Gebirge gefolgt.

Ich meine also, in der Sache der genossenschaft¬

lichen Organisation der Bauern haben Sie sehr

viel zu tun und wir erklären uns bereit, für die

Abnahme der bäuerlichen Produkte mit Ausschluß

des Zwischenhandels unsere Hand zu bieten.

(Niedrist: Gefrierfleisch!) Ich freue mich sehr,

daß Sie vom Gefrierfleisch reden. Sie haben heute

durch den Mund Ihres Sprechers gehört, daß die

Fleischhauer die Räucherung des Gefrierfleisches

bereits sehr gut können. Wie lebt denn die Mehr¬

heit unserer Bauern draußen? Sind die Leute im

Gebirge Fleischeffer oder leben sie fast allein von

Mehlspeisen? Die einzige Durchbrechung der Mehl-

speiscnfolge in der bäuerlichen Ernährung ist, daß

sie in ihre berühmten Knödel ein Stückchen Ge-

ielchtes Hineinschneiden und drei Viertel der Klein¬

häusler können sich dieses Fleisch fast nicht mehr

kaufen. Bei der Unmöglichkeit, Mästungen bei uns

vorzunehmen, wissen Sie selbst, wie wenig die Ein¬

fuhr von Gefrierfleisch Ihren eigenen Reihen

schadet.

Was wir aber brauchen, sind nicht kleine Mittel.

Ich freue mich, aus dem Munde des Herrn Ministers

zu hören, daß die österreichische Landwirtschaft sich

erholt, daß die Produktion steigt. Aber seien wir

uns klar, das alles zusammen ist noch keine Lösung.

Wenn von uns wiederholt der Anschluß an Deutsch¬

land verlangt und in tausendfacher Begründung als
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das einzig mögliche erhärtet wurde, so gilt das im

vollsten Ausmaße für die alpinen Bauern, für die

Bauern von Tirol, Salzburg, Oberöstcrreich. Sie

brauchen den Anschluß an das Deutsche Reich so

notwendig wie die städtische Bevölkerung dieses

Staates. Wenn sie nicht die Grenzen gegen Norden

ftir ihr Zuchtvieh offen haben, dann haben sie eben

zu wenig Abnehincr. Es ist völlig unnütz, darüber

zu grübeln, wieviel Srück Vieh aus Tirol auf den

Schlachtviehhof St. Marx kommen. Wir haben ja

nicht das Vieh, das der Wiener sucht, oder nur in

geringem Maße. Was wir haben oder in steigender,

verbesserter Qualität produzieren sollen, das ist

schönes Zuchtvieh, das in den Alpenländern heran¬

wächst, und das kann nur gegen Norden abgestoßen

werden, nach Nicderbayern, Württemberg, Schwaben,

Franken. Das wissen die Herren, die hier sitzen,

auch.

Dasselbe gilt ftir das andere Landesprodukt, das

Holz. Italien sperrt sich in jüngster Zeit völlig ab

und bezieht sein Holz aus anderen Gebieten.. So

bleibt uns nach wie vor, was seit Jahren und

Jahrzehnten schon bestand, Deutschland als Absatz¬

gebiet. Haben wir dieses Absatzgebiet verschlossen,

so sehen wir, daß die Bretterlager alle über¬

füllt sind und daß überall der Absatz fehlt.

Endlich brauchen wir in unserem Lande einen

viel größeren Fremdenverkehr, als es bisher der

Fall ist. Wir müssen auf dieselbe Stufe gelangen

wie die Schweiz und da ist wiederum das Fallen

der Grenze und das unbehinderte Einwandern der

Deutschen eine Voraussetzung.

Wir begrüßen alle Fortschritte, die ans dem

Gebiete der Landwirtschaftsförderung in Österreich

erzielt werden, aber wir können es auch bei diesem

Kapitel nicht unterlassen, zu sagen, daß die durch¬

greifendste und endgültigste Förderung der Land¬

wirtschaft nicht allein das Streben ist, wie man in

dem kleinen Stgat Deutschösterrcich vorwärtskom'mc,

sondern die gründlichste Voraussetzung einer Erholung

der gesamten Bevölkerung des Staates, ob Städter

oder Bauer, ist der Anschluß und die Vereinigung

mit dem Deutschen Reich, damit von dort aus für

alle gemeinsam eine neue Heimat anfgebaut wird.

(Beifall und Händeldatschen.)

Haueis: Der Herr Abg. Abram hat sich bei

seinen Ausführungen sehr stark darüber verbreitet,

wie die Einführung der Ablieferungen während des

Krieges notwendig geworden ist und wie diese Ab¬

lieferungen auch in der ersten Nachkriegszeit noch

notwendig geblieben sind. Demgegenüber stelle ich

fest, daß ich nicht davon gesprochen habe, es seien

die Ablieferungen mährend des Krieges nicht not¬

wendig gewesen, und auch nicht darüber gesprochen

habe, daß diese Ablieferungen in der ersten Nach¬

kriegszeit nicht notwendig geblieben seien, sondern

ich habe davon gesprochen, daß dann, wenn es so

gegangen wäre, wie die Herren Sozialdemokraten

es sich gewünscht und es in ihren Reden zum

Ausdruck gebracht haben, diese Ablieferungen noch

viel länger fortbestandcn hätten (Rufe: Heute noch!)

und daß es ein Verdienst von unserer Seite war

und ein Verdienst der Bauernabgeordneten, daß

diese Ablieferungen trotz des Widerstandes der

Sozialdemokraten abgeschafft wurden. (Zwischenruf.)

Ich glaube auch konstatieren zu sollen, daß die

bäuerlichen Kreise den Ablieferungen besser ent¬

sprochen haben, wenn man der Sache auf den

Grund geht, als die Kreise, die deni Herrn Abg.

Abram nächststehen.

Der Herr Abg. Abram hat auch davon gesprochen,

daß die Tiroler bäuerlichen Abgeordneten heute,

während der verehrte Kollege Dr. Schumacher ge¬

sprochen hat . . . (Ruf: . . . der jetzt draußen ist!)

. . . demonstrativ den Saal verlassen hätten. Dem¬

gegenüber stelle ich fest, daß ich dagcwesen bin.

Zweitens stelle ich fest, daß die übrigen bäuerlichen

Tiroler Abgeordneten rein zufälliG hinausgegangen

sind, und drittens stelle ich noch weiter fest, daß

die Erwägungen, die die Zeitungen an dieses Vor-

kommnis geknüpft haben, vollkommen unrichtig sind,

und daß dem so ist, das habe ich vor kurzer Zeit

durch die Nachrichtenzentrale in die Öffentlichkeit

bringen lassen. So wird es eben gemacht und der

Herr Abg. Abram h. t das schon zum Anlaß ge¬

nommen, um gewissermaßen die Tiroler bäuerlichen

Abgeordneten gegen ihren Kollegen, gegen ihren

eigenen Parteigenossen Dr. Schumacher auszuspielen.

( Zwischenrufe.)

Weiters stelle ich auch noch fest, daß die Tiroler

Bauern sich sehr wundern werden und sagen werden,

daß das Agrarprogramm der Sozialdemokraten bei

einzelnen sozialdemokratischen Abgeordneten eine ge¬

waltige Frontveränderung hervorgerufen hat.

Dieser Abgeordnete, der früher so sehr gegen alles,

was agrarisch war, gewettert hat und der in einem

gewissen Andenken bei den Bauern in Tirol steht —

ich will nicht mehr sagen —, der tritt heute für

die Tiroler Bauern und für die Förderung der

Viehzucht in Tirol ein. Ich spreche nur von der

Veränderung, ich sage nicht, daß es uns unangenehm

ist, wenn wir von dieser Seite auch einmal Schützen¬

hilfe bekommen. Auf den Hohn, der dem Herrn

Abg. Abram, ich will nur sagen, eigen ist, reflektiere

ich nicht. (Zwischenrufe.)

Abram: Meine Herren! Ich werde mich der

größten Kürze befleißen. Meine Freunde auf diesen

Bänken waren Zeugen, wie unter dem Bortritt des

Herrn Sprechers Haucis die Tiroler Abgeordneten

im Gänsemarsch in den Saal kamen, als Dr. Schu¬

macher geendet hatte. Sie waren Zeugen, und

Sever hat den Herren zugerufen, daß kein einziger

Finger sich rührte, als der Herr Senatspräsident

seine Rede geendet hatte. Wenn aber der gewesene
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Ackerbauminister Hancis meint, daß wir ganz falsch

unterrichtet sind hinsichtlich Ihrer Abneigung, die

im „Bauernbund" und im ganzen Lande Tirol

gegen den Herrn Senatspräsidenten wegen der Ver¬

einsbank besteht, so nehmen wir zur Kenntnis, daß

Sie vielleicht beantragen werden, dem Herrn

Scnatspräsidcnten Dr. Schumacher für die glän¬

zende Führung als Präsident der Vereinsbank

(Heiterkeit) das Ehrenzeichen der Republik zu

verleihen. (Lebhafter Beifall.)

Spezialbcrichtcrstatter Eisenhut: Hohes Haus!

Mit Ausnahme der kleinen Reminiszenz jetzt am

Schluffe ist die Debatte durchgchends sachlich gc'ührt

worden, was auch mit Rücksicht ans den Ernst der

Situation der Landwirtschaft Berechtigung hat.

Infolgedessen ist es nicht notwendig, daß ich mich

als Referent noch damit befasse. Ich möchte nur

bezüglich der Resolutionen meine Anträge stellen.

Vom Abg. Pichl u. Gen. wurden zwei Resolutionen

eingcbracht. In der einen wird die Bundesregierung

ausgefordert, Maßnahmen zu treffen, daß die Aus¬

fuhr von Pferden ins Ausland gestattet werde.

Diese Resolution beantrage ich anznnehmen. Die

zweite Resolution beinhaltet, daß die von den Land¬

wirten im eigenen Haushalt verbrauchten Produkte

von der Warenumsatzsteuer befreit werden. Im Ein¬

vernehmen mit dem Antragsteller beantrage ich, daß

diese Resolution dem Finanz- und Budgetausschuß

zugewiescn werde. Im übrigen bitte ich um die An¬

nahme des Kapitels 19 und der Resolutionen, die

dem Ausschußberichte beigedruckt sind.

Damit ist die Debatte über den fünften Abschnitt

abgeschlossen.

Es gelaugt zur Verhandlung der sechste Abschnitt,

das ist Xil. „Handel und Verkehr", Kapitel 20

„Bundesministcrium für Handel und Verkehr",

Kapitel 21 „Handel, Gewerbe, Industrie", Kapitel 22

„Bergwesen", Kapitel 23 „Montanwesen", Kapitel 24

„Verkehr (Hoheit)", XVII. Kapitel 29 „Eisen¬

bahnen", Titel 1 „Bundeszuschuß an die Bundes¬

bahnen (einschließlich der Südbahn)", Titel 2

„Südbahn (Lasten aus dem Abkonimen)", Titel 3

bis 7 „Übrige Bahnen", XVI. Kapitel 28

„Bundesbetricbe", Titel 1 „Post, Telegraph und

Fernsprecher", Titel 2 „Postsparkasscnamt", Titel 3

„Forst- und Domäiienbctricbe", Titel 4 „Montan-

bctriebe" und Titel 5 „Kartographisches Institut".

Spezialberichterstattcr Partik: Hohes Haus!

Ich habe über die Kapitel 20, 21, 22, 23 und

24, „Handel und Verkehr", dem hohen Hause zu

berichten. Im Kapitel 20 betragen die Bundesaus¬

gaben 4,495.056 8, denen Einnahmen in der Höhe

von 386 814 8 gegenüberstehen.

Der Titel 1 (Handel und Verkehr) umfaßt den

Regicaufwand des Bundesministeriums für Handel

und Veikehr. Der Pcrsonalstand beträgt insgesamt

611 Köpft gegen 690 im Vorjahre.

Unter dem Titel 2 ist der Regicaufwand der

Generaldirektion für das Post-, Telegraphen- und

Fcrnsprechwcsen veranschlagt. Der Personalstand bei

der Generaldirektion ist mit 330 Köpfen präliminiert.

Da zufolge Bundcsgesetz vom 30. Juli 1925

über Änderungen im Wirkungsbereiche der Bundes-

ministcricn, B. G. Bl. Nr. 293, das Bundesmini¬

sterium für Land- und Forstwirtschaft die Angelegen¬

heiten des Wasserbaudienstes aus dem Wirkungs¬

bereiche des Bundesministeriums für Handel und

Verkehr übernommen hat, ist eine Übcrftcllung

von Personal- und Sachkrediten aus dem Kapitel 20,

Titelt, an den Etat desLaudwirtschaftSministeriums

erforderlich, und zwar zur Bcstr.ituug des Personal¬

aufwandes 235.351 8 und des Sachaufwandes

20.410 8, zusammen 255.761 8.

Die dem Entwürfe des Bundcsfinanzgesetzes 1926

in der Anlage IV beigedrucktc Nachweisung der

Dienstposten für das Jahr 1926 wird im Zusammen¬

hänge mit der erwähnten Überstellung hinsichtlich

der für das Bundesministcrium für Handel und

Verkehr festgesetzten Dienjiposten nach Maßgabe der

au das Bundesministcrium für Land- und Forstwirt¬

schaft abgetretenen Dienstpostcn zu berichtigen sein.

Im Kapitel 21 betragen die Bundesausgaben

insgesamt 11,402.653 8, die Bundcseinnahmen

3,591.332 6.

Die Mehrausgaben beim Pcrsonalaufwandc sind

trotz fortgesetzten Personalabbaues bei den einzelnen

Dienststellen im allgemeinen auf die Auswirkungen

des Gehaltsgesetzes zurückzuführen.

Bei den Sachausgabcn ergibt sich hauptsächlich

ein Mchrerfordcrnis bei der Handelsstatistik infolge

unvermeidlicher Anschaffung von Zähl- und Sortier¬

maschinen modernster Konstruktion und beim Eich¬

ung Vcruieffungswcsen durch die mit der gesteigerten

Vermcssungstäligkeit verbundene Notwendigkeit der

Anschaffung von Meßgeräten und Apprraten und

durch den erhöhten Bedarf an technischen Erforder¬

nissen im Eichdienst.

Mehreinnahmen ergeben sich hauptsächlich beim

Eich- und Vermessungswesen, während der Miuder-

eingang beim gewerblichen Bildungswesen auf die

Nettopräliminierung der Internats-, Wirtschafts-

und Bctriebseinnahnien des Internates der technisch-

gewerblichen Bundeslehranstalt in Mödling zurück¬

zuführen ist.

Beim Kapitel 22 sind die Ausgaben insgesamt

mit 681.453 8, die Einnahmen mit 354.957 8

veranschlagt.

Das Mehrerfordcrnis beim Personalaufwandc

beruht in der Hauptsache auf den Auswirkungen

des Gehaltsgesetzes.

Her erhöhte Sachaufwand bei den Bergbehörden

ist insbesondere durch die gesteigerte Jnspektions-

tätigkeit dieser Behörden und der damit verbundenen

erhöhten Rcisetätigkeit zu begründen.
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Die Zahl der Hörer der Montanistischen Hoch¬

schule in Leoben betrug im Studienjahr 1924/25

475, hierunter 249 Inländer.

Bei Kapitel 23, „Bauten", betragen die Aus¬

gaben 34,798.950 8, denen Einnahmen in der

Höhe von 1,979.809 8 gegcnüberstehen.

Das Mindercrfordernis bei Titel 1, „Bundesbau¬

dienst", hat neben der Auswiikung des Personal¬

abbaues seine Begründung in der Durchführung der

IV. Abgabenteilungsnovelle, da die Pcrsonalaus-

gaben des Bundesbaudienstes in den Ländern und

die mit der Führung dieses Verwaltungszweiges

zusammenhängenden sachlichen Ausgaben nunmehr

von den Ländern zu bestreiten sind.

Bei Titel 2, „Straßcnbauten", mußten erhöhte

Kreditmittel zur Ermöglichung einer gründlichen

Verbesserung der Bundcsstraßen beansprucht werden.

Es ist ja für diesen Zweck Heuer ein höherer Betrag

ausgeworfen, aber leider reicht auch dieser Betrag

noch nicht aus, um unsere Bundesstraßen so instand

zu setzen, wie es den heutigen Verkehrsverhältnissen

entsprechen würde. Bedauerlicherweise mußte aber

mit Rücksicht auf die finanzielle Lage des Bundes

hier noch mit Sparniaßuahmen eingegriffen werden.

Infolge Auswirkung des Bundesgesetzes vom

30. Juli 1925, demzufolge die Angelegenheiten

des Wasserbaudienstes voni Bundcsministerium für

Handel und Verkehr an das Bundesministerium für

Land- und Forstwirtschaft übergegangen sind, ist es

erforderlich, die beim Erfordernis- und Bedeckungs¬

titel 1, „Bundesbaudicnst", für das Bundesstrom-

bauamt in Wien vorgesehenen Ausgaben und Ein¬

nahmen, weiters das Erfordernis und die Bedeckung

des Titels 3, „Wasserbauten", auf den Etat des

Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft

zu überstellen.

Weilers werden die im Bcdeckungstitel 1,

„Bundcsbaudienst", unter „Verschiedene Einnahmen"

präliminierten Eingänge an den Etat des Land¬

wirtschaftsministeriums zu überstellen sein, während

die Taxen für Dampfkesselproben und Dampfkcssel-

rcvisionen im Betrage von 83.900 8 in den Be-

deckungstitcl 1, „Bundesbaudienst", einzubeziehen sind.

Die dem Entwürfe des Bundesfinanzgesetzes

1926 in der Anlage IV beigedrucktc Nachweijung

der Dienstposten für das Jahr 1926, betreffend

das Bundesstrombauamt in Wien, wird aus den

beim Bundesministerium für Handel und Verkehr

nachgewiesenen Dienstposten zu eliminieren sein.

Kapitel 24, „Verkehr (Hoheit)". Hier betragen

die Ausgaben insgesamt 260.500 8, denen Ein¬

nahmen in der Höhe von 33.700 8 gegenüber-

stehen.

Bei diesem Kapitel ist auch eine Post für die

Hebung des Fremdenverkehres vorgesehen. Sie ist

höher als im Vorjahre, was zu begrüßen ist.

Außerdem ist hier eine Post in der Höhe von!

- 11.000 8 für die Hebung der Schiffahrt enthalten.

1 Gerade die Summen, die hier ausgcschüttet werden,

sind zu begrüßen, weil wir alle ein großes Jnter-

- esse daran haben, daß der Frcmdonverkehr in

r Österreich gehoben wird. Wenn die Summe auch

größer ist als jene, die im Vorjahre präliminiert

- wurde, so ist sie leider doch nicht ausreichend, um

- eine wirklich durchgreifende Propaganda für den

c Fremdenverkehr in Österreich und speziell in den

- Alpcnländern durchzuführcn. Wir müssen aber auch

hier Haushalten und mit den Mitteln, die uns zur

Verfügung gestellt sind, das Auslangen finden.

Ich bitte das hohe Haus, den Kapiteln 20, 21,22,

23 und 24 mit den von mir beantragten Ab¬

änderungen und den dem Berichte angeschlossenen

Entschließungen seine Zustimmung zu geben.

(Während vorstehenden Berichtes hat Präsident

Miklas den Vorsitz übernommen.)

Spezialberichterstatter Dr. Odehnal: Hohes

Hans! Es ist bekannt, daß durch das Bundesbahn¬

gesetz, welches mit 1. Oktober 1923 in Kraft

getreten ist, den Bundesbahnen nur mehr ein Zu¬

schuß aus Bundesmitteln zu gewähren ist. Um

diesen Zuschuß festzulegen, müssen wir feststcllen,

daß sich bei den Bundesbahnen ein Gcbarungs-

abgang von 25'4 Millionen Schilling ergibt, der

sich in der Hauptsache aus einem Bctriebsabgang

von 9'9 Millionen Schilling und aus dem Anteil

an dem Schuldcndienst der Bundesbahnen von

14°3 Millionen Schilling zusammensetzt. Zur

Deckung dieses Abganges wird die bprozentige

Verkehrsstcuer verwendet, welche ebenfalls mit

25°4 Millionen Schilling veranschlagt ist und im

Kompensationswege als Zuschuß gewährt wird. Die

Bundesbahnen erhalten daher einen effektiven Zu¬

schuß nur für ihre Investitionen. Dieser beziffert

sich auf 70'3 Millionen Schilling, wovon 7 Mil¬

lionen Schilling für die erste Etappe der Elektri¬

fizierung, 41°8 Millionen Schilling für die zweite

Etappe und endlich 2.1°5 Millionen Schilling für

die übrigen Investitionen in Aussicht genommen sind.

Die Verteilung der Pensionslasten bei den

Bundesbahnen ist für das Jahr 1926 in folgender

Weise geregelt: Für die Altpcnsionisten, das sind

jene Personen, die vor dem 1. Oktober 1923 in

den Ruhestand getreten sind und daher ihre Pcnsions-

bezüge noch vom Bund erhallen — die Zahl dieser

Altpensionisten beträgt 36 832 —, ist ein Betrag

von 40‘2 Millionen Schilling zu Lasten des Bundes

eingesetzt, die Unternehmung hat 31 13 Millionen

Schilling für die Altpensionisten aufzubringen. Die

Lasten für die Neupensionisten — es handelt sich

hier im ganzen um 17.941 Pensionsparteicn —

im Betrage von 42°8 Millionen Schilling werden

von der Unternehmung allein getragen.

Weiters kommen noch die „Lasten aus dem

Südbahnabkonimen" in Betracht. Zunächst ist als
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die Vergütung für die Benutzung der österreichischen

Linien, ihres Zubehörs und ihrer Einrichtungen

einschließlich der Fahrbetriebsmittel ein Betrag von

6.760.000 Goldfrankcn eingestellt. Das Pauschale

für die Pcagestrccken und Gcmcinschaftsstationcn

beträgt 200.000 Goldfrauken, die Dotierung .des

Spezialfonds für den Dienst der Rückstände

300.000 Goldfranken, so daß sich eine Gesamtsumme

von 7,260.000 Goldfranken ergibt.

Was die übrigen Titel „Garantievorschüsse an

Privatbahnen", „Begünstigungen auf Grund der

Lokalbahngcsetze", „Vergütungen an dieBnndesbahnen

für ausständige Betriebskosten der Privatlokalbahnen",

„Bnndesanteil am Betriebsabgang der Wiener Stadt¬

bahn" und endlich „Bau neuer Linien" betrifft, so

sind sie im allgemeinen in derselben Höhe wie im

Vorjahre veranschlagt.

Ich erlaube mir, namens des Finanz- und- Budget¬

ausschusses den Antrag zu stellen (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Dem Kapitel 29, „Eisenbahnen", des Bundes¬

voranschlages für das Jahr 1926 in der unver¬

änderten Fassung der Regierungsvorlage wird die

verfassungsmäßige Zustimmung erteilt."

Ich habe weiters die Ehre, über Kapitel 28,

Titel 1, „Post-, Telegraphen- und Feriisprechanstalt"

zu referieren. Der Voranschlag für dieses Kapitel

zeigt im Jahre 1926 gegenüber dem Voranschlag

für 1925 eine Erhöhung der kassamäßigen Ausgaben,

aber auch eine Erhöhung der kassamäßigen Ein¬

nahmen um rund 21V- Millionen Schilling. Für

die Jnvestitionsausgabcn sind 5 Millionen Schilling

mehr eingesetzt als im Vorjahre. Allerdings muß

ich dazu erwähnen, daß trotz dieser Erhöhung der

Betrag für die Investitionen doch wieder unzureichend

ist, weil ja die Postanstalt Zinsen an den Bund

für jene Beträge vergüten muß, die ihr für Jnvesti-

tionszwecke überlassen werden. Der Überschuß, den

die Post-, Telegraphen- und Fcrnsprechanstalt auf¬

weist, beträgt 247.350 8. Dieser Überschuß ist

sicher bescheiden zu nennen, er muß aber doch aner¬

kennend hcrvorgchobcn werden, weil eS sicherlich

bei den schwierigen Verhältnissen, die beim Post-,

Telegraphen- und Fernsprcchwesen herrschen, sicherlich

nicht leicht war, einen solchen Überschuß zu erzielen.

Diese schwierigen Verhältnisse gehen aus der eigen¬

tümlichen Doppelstellung hervor, daß die Post einer¬

seits ein öffentlich-rechtliches Institut ist und ander¬

seits wieder ein staatliches Unternehmen, das nach

kaufmännischen Grundsätzen zu führen ist. Kauf¬

männisch geführt, müßte eigentlich nur dasjenige,

was rentabel ist, gemacht werden, während ander¬

seits die Post als ein Regale genötigt ist, auch

unrentable Geschäfte mit in Kauf zu nehmen,

hauptsächlich deshalb, weil sic ja auch volkswirt¬

schaftliche Aufgaben zu erfüllen hat.

Ich habe mich dann in meinem Berichte auch

über verschiedene Kapitel des Post- und Telegraphen¬

dienstes verbreitet, insbesondere darüber, daß der

Postverkehr sich bedeutend gebessert hat. Ich habe

weiters hervorgehoben, daß der Postkraftfahrdicnst

an Umfang sehr bedeutend zugenommen hat und

daß heute in manchem Tal der Postkraftwagen

eigentlich die einzige Verbindung ist, die den Orten

daselbst geboten ist. Ich habe unter anderem auch

auf den Wcltpostkongreß in Stockholm hingewiesen,

dessen Beschlüsse mit 1. Oktober 1923 in Kraft

getreten sind. In diesem Stockholmer Vertrag sind

eine Reihe von Dingen enthalten, die auch auf

unsere Poftverhältnisie befruchtend wirken.

Ich habe dann über den Telegraphen- und Fern¬

sprechverkehr, über den drahtlosen Ruudspruchdienst

und insbesondere über den Wiener Fernsprechverkehr

in meinem Berichte Mitteilungen gemacht, die deshalb

interessant sind, weil man sich danach ein Bild

machen kann, daß die Geueraldirektion für das Post-,

Telegraphen- und F-rnsprechwescn unablässig bemüht

ist, ans diesem Gebiete, das ja von der Öffentlichkeit

stark angefeindet wird. Ersprießliches zu leisten und

den Wünschen derjenigen, die ein Telephon brauchen,

tunlichst cntgegenzukommen.

Ich möchte nur noch erwähnen, daß die Ein¬

nahmeseite des Voranschlages ebenfalls solche Ziffern

aufweist, daß man sie mit Befriedigung zur Kenntnis

nehmen kann. Die Wirkungen des Portosreiheits-

aufhcbungsgesctzes haben sich noch nicht ganz aus-

gewirkt, weil dieses Gesetz noch nicht ein ganzes

Jahr, sondern erst seit 1. März 1925 in Kraft

getreten ist und verschiedene Dinge noch nicht so

geregelt sind, wie cs notwendig wäre, um eine volle

Auswirkung dieses Gesetzes zu erzielen.

Ich habe namens des Finanz- und Budget-

ausschusses den Antrag zu stellen, der hohe National-

rat wolle dem Kapitel 28, Titel 1, „Post-, Tele¬

graphen und Fcrnsprechanstalt" die verfassungsmäßige

Zustimmung erteilen.

Ich möchte nur noch hinzufügen, daß gelegentlich

der Beratungen int Finanz- und Budgetausschusse

von den Herren Abg. Zelenka, Tomschik und Schulz

ein Antrag cingebracht wurde, der darauf abzielt,

die Dienstposten, wie sie in der dem Finanzgesctz

angeschlossenen Tabelle aufschcineu, bei der Post-

und Telcgraphenanstalt nach einigen Richtungen ab¬

zuändern. Der Finanz- und Budgetausschuß hat

diesem Antrag nicht zugestimmt, er liegt als Minder¬

heitsantrag heute vor. Ich würde bitten, daß das

hohe Haus diesen Minderheitsantrag ablehnt.

Ich habe weiters über das Kapitel 28, Titel 2,

„Postsparkassenamt" zu berichten. Da beträgt das Er¬

fordernis 16,040.989 8, die Bedeckung 16,482.735 6,

so daß sich ein Überschuß von 441.746 8 ergibt,

der an den Reservefonds für den Spar- und Scheck¬

verkehr abzusühren ist. Das ist deshalb notwendig,
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weil der Reservefonds in der Nachkriegszeit durch

die Wirkungen der Inflation im Verhältnis zur

Größe der Einlagen im Spar- und Scheckverkehr

bedeutend zurückgegangcn ist und sich eine Auffüllung

desselben als notwendig erweist.

Das Gesamterfordcrnis ist um 1,105.000 8

höher als für das Jahr 1925. Es entfallen von

dem Erfordernis 9,604.000 8 als Aufwand für

die aktiven Angestellten und rund 7,000.000 8 für

Ruhe- und Versorgungsgenüsse, die zur Gänze vom

Amte getragen werden. Ich möchte da besonders

darauf aufmerksam machen, daß das eine Post ist,

die das Amt außerordentlich schwer belastet, ins¬

besondere deshalb, weil noch eine Reihe anderer

Lasten dem Postsparkassenamt aufgebürdet werden,

unter anderem die Entschädigung an die Postanstalt

im Betrage von 5,000.000 8.

Der Personalstand war in der Zeit vom 1. August

bis Ende Dezember 1924 um 19 Personen, im

Jahre 1925 um rund 70 Personen vermindert

worden. Trotzdem ist der Aufwand für Personal¬

bezüge gegenüber dem Jahre 1925 etwas erhöht.

Das ist lediglich auf die Auswirkungen des Gchalts-

gesetzcs zurückzuführen, die ja selbstverständlich voll

und ganz von dem Amte getragen werden.

Der Sachaufwand beträgt 6,397.000 8 und

zeigt gegen 1925 eine Steigerung um 884.000 8,

wovon 800.000 8 allein auf die Mehrvergütung

an die Postanstalt entfallen.

Das Geschäftsjahr 1924, dessen Ergebnis nun¬

mehr abgeschlossen vor uns liegt, kann als befriedigend

bezeichnet werden. Es ergab einen Überschuß, der

höher ist als er im Präliminare vorgesehen war,

nämlich von 10.857 Millionen Kronen. Er wird,

lvic ich schon eingangs erwähnt habe, zur Ergänzung

des unterdoticrten Reservefonds für den Scheck¬

verkehr verwendet.

Auch in der ersten Hälfte des laufenden Jahres,

über welche uns schon Ergebnisse der Geschäfts¬

gebarung des Amtes vorliegen, finden wir. daß

das Ergebnis im ganzen stationär geblieben ist,

so daß man wohl erwarten darf, daß auch im

Jahre 1925 ein entsprechender Überschuß an den

Reservefonds wird abgeführt werden können.

Ich kann nicht verschweigen, daß die Aufhebung

der Portofreiheit gerade beim Postsparkassenamt

ebenfalls einen sehr bedeutenden Schlag für das

Amt bedeutet, der sich hauptsächlich dahin auswirkt,

daß die Popularisierung dieses Institutes hiedurch

außerordentlich gefährdet und in Frage gestellt

worden ist.

Ich möchte noch erwähnen, daß im Laufe des

Jahres 1925 wieder jener Verkehr mit dem Aus¬

lande angebahnt wurde, wie er vor dem Kriege

bestanden hat und der durch die Kriegsverhältnisse

unterbunden worden ist und auch in der Nachkriegs¬

zeit noch nicht eröffnet werden konnte. Erfreulicher¬

weise haben wir bereits wieder einen Postüber-

weisungsverkehr mit Ungarn, Deutschland, der

Schweiz und der Tschechoslowakei. Außerdem schweben

Verhandlungen über einen Überweisungsverkehr mit

der Deutschen Bank in Berlin, der sich besonders

vor dem Kriege eines besonders großen Zuspruchs

erfreute, und über einen Postüberweisungsvcrkehr
mit dem 8- kl. 8.-Staate.

Namens dcs Finanz- und Bndgetausschusses stelle

ich soniit den Antrag (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Dem Kapitel 28, Titel 2, „Postsparkasienamt",

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1926, in

der unveränderten Fassung der Regierungsvorlage,

wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt."

Berichterstatter des Anschusses über diese beiden

Tirel ist der Herr Abg. Markschläger. Ich bitte

ihn, die Verhandlungen einmleiten.

Spezialberichterstatter Markschläger: Hohes

Haus! Die österreichischen Bundesforfle waren in

den letzten Monaten Gegenstand der lebhaftesten

Erörterung in der gesamten Öffentlichkeit. Dies

hatte seinen Grund in der Schaffung des Gesetzes

vom 26. Juli, womit die österreichischen Bundes¬

forste und Domänen in einen eigenen Wirtschafts-

körpcr umgewandelt werden.

Das rein Ziffermäßige dieses Berichtes kann ich

im wesentlichen übergehen. Bei Durchsicht dieses

Kapitels ist zu bemerken, daß eine gewisse Tendenz

der Gesundung und auch der Steigerung des

Betriebserfolges in den österreichischen Bundessorsten

deutlich erkennbar ist. Der Voranschlag weist an

kassamäßigen Betriebsausgaben rund 20,260.000 8

und an kassamäßigen Betriebseinnahmen rund

20.300.000 8, daher einen Überschuß von rund

40.000 8 auf. Bei Einrechnung der mit rund

490.000 8 veranschlagten Investitionen ergibt sich

ein Nettozuschuß von rund 450.000 8.

Gegenüber den Ziffern des Finanzgesetzes für

das Jahr 1925 bleiben die des vorliegenden Vor¬

anschlages insbesondere bei den Einnahmen wesentlich

zurück, was auf eine vorsichtige Einschätzung der

Absatzmöglichkeit und der erzielbaren Nundholzpreise

zurückzuführen ist. Wenn auch im vorliegenden Vor¬

anschläge für das Jahr 1926 die Forst- und

Domänenbetriebe mit einem geringen Betriebsüber¬

schuß abschlicßen, so wird es doch der eifrigsten

Anstrengungen aller beteiligten Faktoren bedürfen,

um einen Rückfall in die Tefizitwirtschaft der letzten

Jahre zu verhindern. Es sind ja auch noch keines¬

wegs alle Möglichkeiten, die Betriebserfolge bei diesen

Betrieben günstiger zu gestalten, erschöpft.

Wenn man die Belastungen ermißt, von denen die

Bnndesforste betroffen sind, so wird einem klar, daß

sie das Ergebnis und den ganzen Betriebserfolg

wesentlich beeinträchtigen müssen. Zunächst ist es der

große Anteil an unproduktiven oder wenigstens für
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den Wirtschaftswald nicht in Betracht kommenden

Flächen. Wenn man sich vor Augen hält, daß von

den ganzen 758.000 Hektar Wald nur 340.000 Hektar,

das sind rund 45 Prozent der Gesamtfläche, auf

Wirtschaftswald entfallen, so erhält man schon ein

ziemlich klares Bild. Dabei ist aber noch zu be¬

achten, daß auch bei der Bewirtschaftung dieser

produktiven Wälder auf die Bedürfnisse der Land¬

wirtschaft und Volkswirtschaft sowie auch auf die

klimatologischen Verhältnisse, auf die Verhältnisse

des Fremdenverkehrs usw. Rücksicht genomnien

werden mutz.

Wenn auf eine Besserung der Verhältnisse hin-

gewiesen werden kann, so ist das gewiß ein Ver¬

dienst aller in Betracht kommenden Faktoren und

nicht in letzter Linie auch ein besonderes Verdienst

der Angestellten- und Arbeiterschaft. Wenn man den

Weg der Gesundung dieser Betriebe, der Steigerung

des Betriebserfolges wird sortsetzen wollen, so wird

man auch auf die Bedürfnisse und Interessen der

Arbeiter- und Angestelltenschaft gebührend Rücksicht

nehmen müssen.

Eine kleine Hilfe, die den Arbeitern zufließen soll,

ist durch eine Resolution angedeutet, die ich mir

als Berichterstatter zu stellen erlaube und um deren

Annahme ich das hohe Haus bitte.

Eine Reihe von Angelegenheiten der Arbeiter-

und Angestelltenschaft zu regeln, ist aber noch

dringendes Erfordernis. Wenn am 1. Jänner 1926

ein eigener Wirischaftskörper und damit auch eine

eigene Generaldirektion ins Leben treten soll, wird

es unbedingt notwendig sein, diesen geänderten

Verhältnissen auch eine Reihe von dienstrechtlichen

und bcfoldnngsrechtlichcn Bestimmungen anzupassen.

Insbesondere möchte ich darauf Hinweisen, daß

im Personalstand, der hier mit 2176 angegeben ist,

die Zahl von 1300 ständigen Forstarbeitern auf¬

scheint, während jetzt tatsächlich 1200 in diesen

Stand eingcreiht erscheinen. Tie übrigen 100 sind

die auf Grund einer Vereinbarung im Finanz- und

Budgetausschuß noch vor Inkrafttreten des Gesetzes

einzustellenden ständigen Arbeiter. Da die Zahl der

Arbeiter, die ein Anrecht auf die Anstellung erworben

hätten, 540 beträgt, wird eine ansehnliche Zahl von

Arbeitern von vornherein nicht zu dem ihnen ge¬

bührenden Recht gelangen können. Es wird daher

eine unabwcislichc Notwendigkeit für die.Betriebs¬

leitung beziehungsweise Verwaltung der österreichischen

Bundesforste und Domänen sein, für diese Arbeiter

auf einer anderen Plattform eine Alters-, Jnva-

liditäts- und Hinterbliebenenvcrsorgung zu schaffen,

sie aber als eine besondere Einrichtung zu schaffen,

die nach meinem Dafürhalten vor dem Inkrafttreten

der allgemeinen Alters- und Jnvaliditätsversicherung

in Kraft treten muß. Außerdem bedarf das Dienst¬

recht der Arbeiterschaft in den Bundesforsten einer

ganz wesentlichen Umarbeitung, weil es weder in I

wirtschaftlicher Beziehung noch auch in sozialpolitischer

Beziehung den geänderten Verhältnissen entspricht.

Eine Reorganisation, die an diesen Fragen vorüber-

gcht, wird in dem Betriebe nicht die Vorbedingungen

finden, die sie vorfinden muß, wenn mit Erfolg an

die Arbeit gegangen werden soll.

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber auch

gleich darauf Hinweisen, daß an eine Reorganisation

des Betriebes in großen Linien gedacht werden muß

und daß es nach incincm Dafürhalten dem Zweck

absolut nicht dienlich wäre, wenn sich die Re¬

organisation auf Nebengeleisen anstoben würde. Ich

habe in diesem Zusammenhang im Finanz- und

Budgetausschuß eine Entschließung beantragt, die sich

auf die Begünstigung der Holzwaren-Heimarbeiter

im Salzkammergut bezieht. Ich bitte das hohes Hans,

auch diese Entschließung anzunehmen, und bitte

insbesondere dann mit Rücksicht auf diese Ent¬

schließung das Bundesministerium für Land- und

Forstwirtschaft, beziehungsweise auch das Bundes-

ministerium für Finanzen, das ja auch an dieser

Frage interessiert ist, sich bei Behandlung dieser

Frage nicht von rein fiskalistischen Gesichtspnnkten,

sondern vom Menschlichkeitsstaudpunkte leiten zu lassen.

Es handelt sich da um eine Reihe alter Leute, die

auf die Verbilligung des Holzes ihre ganze Existenz

und die ihrer Familie aufgebaut haben, die sich

nicht ohne weiteres umstellen können und die bei

Wegfall dieser Begünstigung rettungslos dem Unter¬

gänge preisgegcben wären.

Ich habe namens des Finanz- und Budget¬

ausschusses die Ehre, den Antrag zu stellen (liest):

Der Nationalrat wolle beschließen:

„1. Dem Kapitel 28, Titel 3, „Forst- und

Domäneubetriebe", des Bnndesvoranschlages für das

Jahr 1926, in der unveränderten Fassung der

Regierungsvorlage, wird die verfassungsmäßige Zu-

stimniung erteilt.

2. Die beigedruckten Entschließungen werden an¬

genommen."

Bezüglich der Anträge der Herren Abg. Zelenka

und Sever, die als Minderheitsbcrichte angemcldet

sind, bin ich leider angesichls der diesen Belangen

entgegenstehenden Sachlage nicht in der Lage, dem

hohen Hause die Annahme zu empfehlen.

In Erstattung des Berichtes über Kapitel 28,

Titel 4, „Montanbetriebe", möchte ich folgendes

bemerken: Die Bundesmontanbetriebe umfassen drei

Werke in Tirol, und zwar den Braunkohlenbergbau

Häring-Kirchbichl, den Erzbergbau und die Hütte in

Brixlegg und den Kupserkiesbergbau Kitzbühel, ferner

ein Werk in Kärnten, das ist der Schwefelkicsbergbau

Groß-Fragant bei Obcrvellach, und ein Werk in

Niederösterreich, das ist die Schwcfelsäurefabrik in

Wien-Heiligenstadt. Die drei in Tirol gelegenen

! Werke sind der Bundesbergdirektton Kirchbichl unter-
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stellt, diese sowie die beiden anderen Montan-

verivaltnngen unteistehen unmittelbar der „Bundcs-

monianvcrwaltung" im Bundesminist, rium für

Handel und Verkehr. Der Erfolg dieser Betriebe

im Jahre 1924 mar ein Passim,m von 1,345.238 8.

Die Bilanz schließt mit Ende Juni >925 mit

einem Passivum von 485.400 8, so daß im Bor-

anschlag ein Passivum von 400.585 8 angegeben

erscheint. Diese Betriebe sind auch mit einer Reihe

von Belastungen bedacht, die sich aus den geäuderttn

Verhältnissen ergeben, welche durch den Umsturz und

den Zeifall der Monarchie bedingt erscheinen. Das

Montanwerk Häring-Kirchbichl, das Ende September

einen Arbeitcrstand von 312 Mann hatte, ist passiv,

wird aber im Interesse des Landes Tirol, dessen

einzige Kohlcnversorgung cs darstcllt, aufrechter-

halten. Das Montanwerk in Brixlcgg wird ans

Grund der eingestellten Bndgetzisfern im kommenden

Jahr ausgestallei werden und cs soll eine Reihe

von Bctriebsverbcsscrnngen cingcsührt werden. Das

Montanwerk Kitzbühcl wiid soweit ausrcchterhalten,

als die Untersuchnngsarbeitcn auf der Kelchalpe

noch fortgesetzt werden, und wird es vom Resultat

dieser Untersuchungen abhängcn, ob eine Wcitersührnng

möglich ist oder an eine Stillegung dieses Betriebes

gedacht werden nuiß. Bei dem Bundesmontauwcrk

Groß-Fragant, das einen Arbeitcrstand von 22 Mann

hat, erscheint die Dotierung eigentlich nur mehr zu

dem Zwecke eingesetzt, als dieses Werk infolge voll-

ständigcr'Unrcnlabilität abgetragen und die Bctricbs-

cinrichtung irgendwie eine andere Verwertung er

fahren soll. Am rentabelsten ist die Bundesschwefcl-

säurc- und chemische Produltcnfabrik in Wien-

Hciligenstadt, deren Erzeugnisse sich am Markte einer

besonderen Nachsragc erfreuen. Es ist im Wieder-

ausbaugcsctz auch an die Kommerzialisierung dieser

Betriebe gedacht und es wird insbesondere darauf

abgezielt, diese Bundcsmontanbctricbe mit den

Salincnbctrieben unter einer Gcneraldireklion zu.

sammenzufassen. Diesbezügliche Vorverhandlungen

haben bereits statlgcfunden, haben aber infolge eines

nichr oder weniger fühlbaren Widerstandes des

Finanzministeriums bisher zu keinem greifbaren Er¬

gebnisse geführt. Es wird nach meiner Meinung die

Frage der Zusammenfassung des Salinenbciricbcs als

eines Monopolbctricbcs und des mehr freien Montan¬

betriebes mit einer besonderen Vorsicht anzufasscn

sein und man wird auf die Besonderheiten der beiden

Betriebe unbedingt Rücksicht nehmen müssen. Ich

habe die Ehre, namens des Finanz- und Budget-

ausschnsscs dem hohen Hause den. Antrag zu
unterbreiten (liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Dem Kapitel 28, Titel 4, „Bundcsmontan-

bctriebe" des Bundcsvoranschlages für 1926, in der

unveränderten Fassung der Regierungsvorlage, wird

die verfassungsmäßige Zustimniung erteilt." "

Spezialberichtcrstatter Dr. Angerer: Hohes Haus!

Das kartographische Institut, früher Militär¬

geographisches Institut, weist gegenüber dem Vor¬

jahre eine Verbesserung von 122.32 l 8 auf. Das

ist erfreulich, und zwar deshalb, weil gesagt werden

kann, daß dieses Institut nunmehr, tiotzdem es die

Kosten für den Pensionsaufwaud zu bestreiten hat,

aktiv ist. Die gesamten Betriebsausgaben belaufen

sich auf 1,460.017 8, die Betriebseinnahmen

auf 1,489.249 8. Wichtig ist alleidings, daß die

räumliche Vereinigung der Kartographie und der

Reproduktionscinrichtung bestehen bleivt, weil gerade

dieses Zusammenwirken der Kartographie mit der

Reproduktionstechnik dem Institute seinen Weltruf

verschafft hat. Im übrigen verweise ich auf den ge-
druckten Bericht und erlaube mir, namens des

Finanz- und Bndgetausschusscs den Antrag zu stellen
(liest):

„Der Nationalrat wolle beschließen:

„Dem Kapitel 28, Titel 5, „Kartographisches
Institut" des Bundcsvoranschlages für 1926, in der

unveränderten Fassung der Regierungsvorlage, wird

die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt."

Die Verhandlung wird abgebrochen.

An Stelle Wollek als Mitglied und Wancura

als Ersatzmitglicd des JuslizausschiisseS wird

Wancura beziehungsweise Wollek, an Stelle

Dr. Waber als Ersatzmitglicd in der ständigen

Parlamcntskommission für Heeresangelegcnheiten wird

Ferdinand Ertl gewählt.

Nächste Sitzung: Donnerstag, den 17. De¬

zember, 10 Uhr vorm. TO.:

Bnndesvoranschlag und Bundcsfinanzgesetz für
das Jahr 1926 (B. 444).

Eventuell: Bericht des Untersuchungsausschusses

08. 473).

Schluß der Sitzung: 5 Uhr 35 Min.

nachm.

Druck der österreichischen Staatsdruckerei in Wien, -rs k

285
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